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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) Nr. 486/2012 DER KOMMISSION 

vom 30. März 2012 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 809/2004 in Bezug auf Aufmachung und Inhalt des 
Prospekts, des Basisprospekts, der Zusammenfassung und der endgültigen Bedingungen und in 

Bezug auf die Angabepflichten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2003/71/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 4. November 2003 betreffend den 
Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder 
bei deren Zulassung zum Handel zu veröffentlichen ist, und zur 
Änderung der Richtlinie 2001/34/EG ( 1 ), insbesondere auf Ar­
tikel 5 Absatz 5 und Artikel 7 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 809/2004 der Kommission 
vom 29. April 2004 zur Umsetzung der Richtlinie 
2003/71/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
betreffend die in Prospekten enthaltenen Angaben sowie 
die Aufmachung, die Aufnahme von Angaben in Form 
eines Verweises und die Veröffentlichung solcher Pro­
spekte sowie die Verbreitung von Werbung ( 2 ) legt im 
Einzelnen fest, welche Angaben bei den verschiedenen 
Wertpapierarten im Prospekt enthalten sein müssen, da­
mit Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 2003/71/EG erfüllt 
ist. 

(2) Infolge der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2004 zur 
Harmonisierung der Transparenzanforderungen in Bezug 
auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere 
zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind, 
und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG ( 3 ) wurde 
die in Artikel 10 der Richtlinie 2003/71/EG festgelegte 
Pflicht des Emittenten, jährlich ein Dokument vorzulegen, 
das alle in den zwölf Monaten vor Ausgabe des Prospekts 

veröffentlichten Informationen enthält oder auf diese ver­
weist, durch die Richtlinie 2010/73/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur 
Änderung der Richtlinie 2003/71/EG betreffend den Pro­
spekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren 
oder bei deren Zulassung zum Handel zu veröffentlichen 
ist, und der Richtlinie 2004/109/EG zur Harmonisierung 
der Transparenzanforderungen in Bezug auf Informatio­
nen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf 
einem geregelten Markt zugelassen sind ( 4 ) aufgehoben. 
Dieser Änderung sollte in der Verordnung (EG) 
Nr. 809/2004 Rechnung getragen werden. 

(3) Die in Artikel 3 der Richtlinie 2003/71/EG festgelegte 
Schwelle, ab der kein Prospekt mehr veröffentlicht wer­
den muss, wurde durch die Richtlinie 2010/73/EU von 
50 000 EUR auf 100 000 EUR angehoben. Auch diese 
Änderung sollte in die Verordnung (EG) Nr. 809/2004 
übernommen werden. 

(4) Mit der Richtlinie 2010/73/EU wurden neue Bestimmun­
gen eingeführt, die den Anlegerschutz verbessern, die 
Unternehmen bei der Kapitalbeschaffung über die EU- 
Wertpapiermärkte bürokratisch entlasten und die Pro­
spektregelung effizienter gestalten sollen. Diese Bestim­
mungen erfordern Änderungen der Verordnung (EG) 
Nr. 809/2004 in Bezug auf die Aufmachung der endgül­
tigen Bedingungen eines Basisprospekts, die Aufmachung 
der Prospektzusammenfassung sowie den genauen Inhalt 
und die spezielle Aufmachung der in die Zusammenfas­
sung aufzunehmenden zentralen Angaben. 

(5) Um zu vermeiden, dass die endgültigen Bedingungen 
eines Basisprospekts Angaben enthalten, die von den zu­
ständigen Behörden gebilligt werden müssen, sollte der 
Basisprospekt alle Angaben enthalten, die dem Emitten­
ten zum Zeitpunkt der Prospekterstellung vorlagen.
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(6) Es sollte vorgesehen werden, dass der Basisprospekt für 
alle nach den einschlägigen Schemata und Modulen für 
die Wertpapierbeschreibung vorgeschriebenen Angaben 
verschiedene Optionen enthalten darf. Aus den endgülti­
gen Bedingungen sollte dann hervorgehen, welche dieser 
Optionen für die einzelne Emission gilt, entweder indem 
auf die betreffenden Rubriken des Basisprospekts verwie­
sen wird oder indem die betreffenden Angaben erneut 
genannt werden. In die endgültigen Bedingungen sollten 
bestimmte zusätzliche Angaben, die sich nicht auf die 
Wertpapierbeschreibung beziehen, aufgenommen werden 
dürfen, wenn dies als nützlich für die Anleger angesehen 
wird. Diese zusätzlichen Angaben sollten in dieser Ver­
ordnung festgelegt werden. 

(7) Die im Basisprospekt enthaltenen Angaben sollten durch 
die endgültigen Bedingungen weder verändert noch er­
setzt werden, da alle neuen Informationen, die die Be­
wertung des Emittenten und der Wertpapiere durch den 
Anleger beeinflussen könnten, in einen Nachtrag oder 
neuen Basisprospekt aufzunehmen sind, der vorab von 
der zuständigen Behörde gebilligt werden muss. Die end­
gültigen Bedingungen sollten deshalb keine neue Be­
schreibung etwaiger neuer, im Basisprospekt nicht ent­
haltener Zahlungskonditionen beinhalten. 

(8) Die Zusammenfassung sollte den Anlegern die in Arti­
kel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2003/71/EG vorgeschriebe­
nen zentralen Angaben liefern. Zu diesem Zweck sollte 
die für die einzelne Emission erstellte Zusammenfassung 
die nur für die einzelne Emission relevanten Angaben aus 
der Zusammenfassung des Basisprospekts mit den rele­
vanten Teilen der endgültigen Bedingungen kombinieren. 
Die Zusammenfassung der einzelnen Emission sollte den 
endgültigen Bedingungen angefügt werden. 

(9) Bei Wertpapieren, die an einen Basiswert gebunden oder 
durch einen solchen unterlegt sind, sollte der Basispro­
spekt sämtliche zum Zeitpunkt seiner Billigung bereits 
bekannten Angaben zur Art des Basiswerts enthalten. 
Aus diesem Grund sollten die endgültigen Bedingungen 
nur emissionsspezifische Einzelheiten zu diesem Basis­
wert enthalten, da die Wahl dieses Basiswerts durch die 
Marktbedingungen beeinflusst werden kann. 

(10) Damit gleichwertige Angaben in den Zusammenfassun­
gen stets an der gleichen Stelle stehen und ähnliche Pro­
dukte leicht miteinander verglichen werden können, soll­
ten Aufmachung und Inhalt der Prospektzusammenfas­
sung festgelegt werden. Ist eine Angabe für einen Pro­
spekt irrelevant, sollte in der Zusammenfassung an der 
betreffenden Stelle deshalb „entfällt“ vermerkt werden. 

(11) Die Zusammenfassung sollte eigenständiger Bestandteil 
des Prospekts sein. Wenn ein Emittent, ein Anbieter 
oder eine die Zulassung zum Handel an einem geregelten 
Markt beantragende Person nicht zur Aufnahme einer 
Zusammenfassung in einen Prospekt verpflichtet ist, sie 
aber eine Übersicht in diesen Prospekt einfügen will, 

sollte diese nicht die Überschrift „Zusammenfassung“ tra­
gen, es sei denn, sie enthält alle für Zusammenfassungen 
vorgeschriebenen Angaben. Zusammenfassungen sollten 
in allgemeinverständlicher Sprache formuliert sein und 
die Angaben auf leicht verständliche Weise präsentieren. 

(12) Um die Effizienz der Wertpapiermärkte der Union zu 
erhöhen und für die Emittenten die Verwaltungskosten 
bei der Kapitalbeschaffung zu senken, sollten für Ange­
bote an vorhandene Anteilseigner, die entweder die An­
teile zeichnen oder ihr Recht auf Zeichnung der Anteile 
veräußern können, gemäß Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe 
g der Richtlinie 2003/71/EG verhältnismäßige Angabe­
pflichten eingeführt werden. 

(13) Gemäß Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe e der Richtlinie 
2003/71/EG sollten verhältnismäßige Angabepflichten 
der Größe der Emittenten Rechnung tragen, insbesondere 
von Kreditinstituten, die die in Artikel 1 Absatz 2 Buch­
stabe j der Richtlinie 2003/71/EG genannten Nichtdivi­
dendenwerte begeben und sich für eine Anwendung der 
Richtlinie 2003/71/EG entscheiden, kleinen und mittleren 
Unternehmen und Unternehmen mit geringer Marktkapi­
talisierung. Solche Emittenten sollten jedoch zwischen 
Schemata mit verhältnismäßigen Anforderungen und 
den vollen Angabepflichten wählen dürfen. 

(14) Die verhältnismäßigen Angabepflichten sollten der Not­
wendigkeit, den Anlegerschutz zu verbessern, und der 
Menge der an den Märkten bereits veröffentlichten An­
gaben Rechnung tragen. 

(15) Ist gemäß der Richtlinie 2003/71/EG kein Prospekt er­
forderlich, sollten die Anleger hierauf in Werbeanzeigen 
aufmerksam gemacht werden, es sei denn, der Emittent, 
der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an 
einem geregelten Markt beantragende Person entscheidet 
sich für die Veröffentlichung eines Prospekts, der den 
Anforderungen der Richtlinie 2003/71/EG und dieser 
Verordnung genügt. 

(16) Angesichts der Notwendigkeit, den Emittenten eine Über­
gangsfrist zur Anpassung an die mit dieser Verordnung 
eingeführten neuen Anforderungen einzuräumen, sollte 
diese Verordnung nur für Prospekte und Basisprospekte 
gelten, die am Tag ihres Inkrafttretens oder zu einem 
späteren Zeitpunkt von einer zuständigen Behörde gebil­
ligt wurden. 

(17) Die Verordnung (EG) Nr. 809/2004 sollte daher entspre­
chend geändert werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Änderung der Verordnung (EG) Nr. 809/2004 

Die Verordnung (EG) Nr. 809/2004 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 1 Nummer 3 wird gestrichen.
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2. In Artikel 2 wird folgende Nummer 13 angefügt: 

„13. ‚Bezugsrechtsemission‘ ist jede Emission satzungs­
mäßiger Bezugsrechte, in deren Rahmen neue Anteile 
gezeichnet werden können und die sich nur an be­
stehende Anteilseigner richtet. Eine Bezugsrechtsemis­
sion schließt auch eine Emission ein, bei der solche 
satzungsmäßigen Bezugsrechte außer Kraft gesetzt 
und durch ein Instrument oder eine Bestimmung er­
setzt sind, das/die den bestehenden Anteilseignern 
nahezu identische Rechte verleiht, wenn diese Rechte 
folgende Bedingungen erfüllen: 

a) die Anteilseigner erhalten die Rechte kostenlos; 

b) die Anteilseigner sind berechtigt, neue Anteile im 
Verhältnis zu ihrer bestehenden Beteiligung oder 
bei anderen Wertpapieren, die zur Teilnahme an 
der Anteilsemission berechtigen, im Verhältnis zu 
ihren Rechten auf die zugrunde liegenden Anteile 
zu zeichnen; 

c) die Zeichnungsrechte sind handelbar und übertrag­
bar oder — falls dies nicht der Fall ist — die aus 
den Rechten hervorgehenden Anteile werden bei 
Ablauf der Angebotsfrist zugunsten jener Anteils­
eigner verkauft, die diese Rechte nicht in Anspruch 
genommen haben; 

d) der Emittent kann in Bezug auf die unter Buch­
stabe b genannten Rechte Höchstgrenzen, Ein­
schränkungen oder Ausschlüsse vorsehen und für 
den Umgang mit nicht ausgegebenen Anteilen, 
Bruchteilsrechten sowie Anforderungen, die in ei­
nem anderen Land oder Gebiet gesetzlich oder 
durch eine Regulierungsbehörde festgelegt wurden, 
Regelungen treffen, die er für angemessen hält; 

e) die Mindestfrist, innerhalb deren Anteile gezeich­
net werden können, ist mit der Frist für die Aus­
übung der in Artikel 29 Absatz 3 der Richtlinie 
77/91/EWG des Rates geregelten satzungsmäßigen 
Bezugsrechte (*) identisch; 

f) die Rechte verfallen nach Ablauf der Ausübungs­
frist. 

___________ 
(*) ABl. L 26 vom 31.1.1977, S. 1.“ 

3. In Kapitel I wird folgender Artikel 2a angefügt: 

„Artikel 2a 

Angabekategorien im Basisprospekt und in den 
endgültigen Bedingungen 

(1) Die in Anhang XX aufgeführten Kategorien bestim­
men den Flexibilitätsgrad, mit dem Angaben im 

Basisprospekt oder in den endgültigen Bedingungen enthal­
ten sein dürfen. Die Kategorien sind wie folgt definiert: 

a) ‚Kategorie A‘ bezeichnet die einschlägigen Angaben, die 
im Basisprospekt enthalten sein müssen. Diese Angaben 
dürfen nicht ausgelassen und zu einem späteren Zeit­
punkt in die endgültigen Bedingungen eingefügt werden. 

b) ‚Kategorie B‘ bedeutet, dass der Basisprospekt alle grund­
sätzlichen Punkte der verlangten Informationen enthal­
ten muss und nur die Einzelheiten, die bei Billigung des 
Basisprospekts noch nicht bekannt sind, ausgelassen und 
zu einem späteren Zeitpunkt in die endgültigen Bedin­
gungen eingefügt werden können. 

c) ‚Kategorie C‘ bedeutet, dass der Basisprospekt für Anga­
ben, die bei Billigung des Basisprospekts nicht bekannt 
waren, eine Auslassung enthalten darf, die zu einem 
späteren Zeitpunkt ergänzt wird. Die Angaben werden 
in die endgültigen Bedingungen aufgenommen. 

(2) Sind die Voraussetzungen des Artikels 16 Absatz 1 
der Richtlinie 2003/71/EG erfüllt, muss ein Nachtrag erfol­
gen. 

Sind diese Voraussetzungen nicht erfüllt, geben der Emit­
tent, der Anbieter oder die die Zulassung zum Handel an 
einem geregelten Markt beantragende Person die Änderung 
in einer Mitteilung bekannt.“ 

4. Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

In eine n Prospekt aufzunehmende Mindestangaben 

Ein Prospekt wird erstellt, indem eines oder eine Kombina­
tion der in dieser Verordnung niedergelegten Schemata und 
Module verwendet wird. 

Je nach Art des betreffenden Emittenten oder der betreffen­
den Emissionen und Wertpapiere enthält ein Prospekt die 
in den Anhängen I bis XVII und XX bis XXIX vorgeschrie­
benen Informationsbestandteile. Vorbehaltlich des Artikels 
4a Absatz 1 verlangen die zuständigen Behörden für den 
Prospekt nur die in den Anhängen I bis XVII oder XX bis 
XXIX enthaltenen Informationsbestandteile. 

Um die Einhaltung der in Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 
2003/71/EG genannten Verpflichtung zu gewährleisten, 
kann die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats 
bei der Billigung eines Prospekts gemäß Artikel 13 der 
genannten Richtlinie bei jedem Informationsbestandteil im 
Einzelfall verlangen, dass die von dem Emittenten, dem 
Anbieter oder der die Zulassung zum Handel an einem 
geregelten Markt beantragenden Person gemachten Anga­
ben ergänzt werden.
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Ist der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum 
Handel an einem geregelten Markt beantragende Person 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 2003/71/EG ver­
pflichtet, eine Zusammenfassung in einen Prospekt auf­
zunehmen, so kann die zuständige Behörde des Herkunfts­
mitgliedstaats bei der Billigung des Prospekts gemäß Arti­
kel 13 der genannten Richtlinie im Einzelfall verlangen, 
dass bestimmte im Prospekt gemachte Angaben in die Zu­
sammenfassung aufgenommen werden.“ 

5. Artikel 4a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält der Einleitungssatz 
folgende Fassung: 

„Die zuständige Behörde stützt jedes Ersuchen gemäß 
Absatz 1 Unterabsatz 1 auf die Anforderungen, die un­
ter Punkt 20.1 des Anhangs I, Punkt 15.1 des Anhangs 
XXIII, Punkt 20.1 des Anhangs XXV, Punkt 11.1 des 
Anhangs XXVII und Punkt 20.1 des Anhangs XXVIII 
in Bezug auf den Inhalt der Finanzinformationen und 
die anwendbaren Rechnungslegungs- und Prüfungs­
grundsätze festgelegt sind, wobei Abweichungen davon 
zulässig sind, wenn sie durch einen der folgenden Fak­
toren gerechtfertigt sind:“ 

b) Absatz 4 Buchstabe a erhält folgende Fassung: 

„a) Die historischen Finanzinformationen, die er gemäß 
Punkt 20.1 des Anhangs I, Punkt 15.1 des Anhangs 
XXIII, Punkt 20.1 des Anhangs XXV, Punkt 11.1 des 
Anhangs XXVII und Punkt 20.1 des Anhangs XXVIII 
vorzulegen hat, geben die Lage seines gesamten Un­
ternehmens zum Zeitpunkt der Prospekterstellung 
nicht genau wieder;“ 

c) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Für die Zwecke des Absatzes 5 dieses Artikels 
und des Punkts 20.2 des Anhangs I, des Punkts 15.2 
des Anhangs XXIII und des Punkts 20.2 des Anhangs 
XXV liegt eine bedeutende Bruttoveränderung vor, wenn 
sich die Situation des Emittenten gemessen an einem 
oder mehreren Größenindikatoren seiner Geschäftstätig­
keit um mehr als 25 % verändert.“ 

6. In den Artikeln 7, 8, 12, 16 und 21 sowie in den Anhän­
gen IV, V, VII bis X, XII, XIII, XV und XVIII wird die Zahl 
„50 000“ durch „100 000“ ersetzt. 

7. In Artikel 9 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„Anhang VI Punkt 3 wird nicht angewendet, wenn ein Mit­
gliedstaat als Garantiegeber auftritt.“ 

8. In Artikel 21 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Der Emittent, der Anbieter und die die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Per­
son können sich dafür entscheiden, einen Prospekt anstatt 
nach den Anhängen I, III, IV, IX, X und XI wie in Unter­
absatz 2 beschrieben nach den in den Anhängen XXIII bis 
XXIX dargestellten verhältnismäßigen Schemata zu erstel­
len, sofern die einschlägigen Bedingungen der Artikel 26a, 
26b und 26c erfüllt sind. 

Wenn der Emittent, der Anbieter und die die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragende Per­
son diese Entscheidung trifft: 

a) ist der Verweis auf Anhang I in Anhang XVIII als Ver­
weis auf die Anhänge XXIII oder XXV zu verstehen; 

b) ist der Verweis auf Anhang III in Anhang XVIII als Ver­
weis auf Anhang XXIV zu verstehen; 

c) ist der Verweis auf Anhang IV in Anhang XVIII als 
Verweis auf Anhang XXVI zu verstehen; 

d) ist der Verweis auf Anhang IX in Anhang XVIII als 
Verweis auf Anhang XXVII zu verstehen; 

e) ist der Verweis auf Anhang X in Anhang XVIII als Ver­
weis auf Anhang XXVIII zu verstehen; 

f) ist der Verweis auf Anhang XI in Anhang XVIII als 
Verweis auf Anhang XXIX zu verstehen.“ 

9. Artikel 22 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein Basisprospekt wird erstellt, indem eines oder 
eine Kombination der in dieser Verordnung niedergeleg­
ten Schemata und Module verwendet wird; dabei werden 
die in Anhang XVIII für die verschiedenen Wertpapier­
arten vorgesehenen Kombinationsmöglichkeiten zu­
grunde gelegt. 

Je nach Art des betreffenden Emittenten und der betref­
fenden Wertpapiere enthält ein Basisprospekt gemäß 
den in dieser Verordnung festgelegten Schemata und 
Modulen die in den Anhängen I bis XVII, in Anhang 
XX und in den Anhängen XXIII bis XXIX vorgeschrie­
benen Informationsbestandteile. Eine zuständige Be­
hörde verlangt für den Basisprospekt keine Angaben, 
die nicht in den Anhängen I bis XVII, Anhang XX 
oder den Anhängen XXIII bis XXIX aufgeführt sind.
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Um die Einhaltung der in Artikel 5 Absatz 1 der Richt­
linie 2003/71/EG genannten Verpflichtung zu gewähr­
leisten, kann die zuständige Behörde des Herkunftsmit­
gliedstaats bei der Billigung eines Basisprospekts gemäß 
Artikel 13 der genannten Richtlinie bei jedem Informa­
tionsbestandteil im Einzelfall verlangen, dass die von 
dem Emittenten, dem Anbieter oder der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden 
Person gemachten Angaben ergänzt werden. 

Ist der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragende 
Person gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 
2003/71/EG verpflichtet, eine Zusammenfassung in ei­
nen Prospekt aufzunehmen, so kann die zuständige Be­
hörde des Herkunftmitgliedstaats bei der Billigung des 
Prospekts gemäß Artikel 13 der genannten Richtlinie im 
Einzelfall verlangen, dass bestimmte im Basisprospekt 
gemachte Angaben in die Zusammenfassung aufgenom­
men werden.“ 

b) Folgender Absatz 1a wird eingefügt: 

„(1a) Der Basisprospekt kann für die als Kategorien 
A, B und C eingestuften Angaben, die nach den in An­
hang XX dargestellten Schemata und Modulen für die 
Wertpapierbeschreibung vorgeschrieben sind, Optionen 
enthalten. In den endgültigen Bedingungen wird fest­
gelegt, welche dieser Optionen für die einzelne Emission 
gilt, entweder indem auf die betreffenden Rubriken des 
Basisprospekts verwiesen wird oder indem die betreffen­
den Angaben wiederholt werden.“ 

c) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Die endgültigen Bedingungen, die einem Basis­
prospekt angefügt sind, enthalten ausschließlich Folgen­
des: 

a) im Rahmen der verschiedenen Wertpapierbeschrei­
bungsschemata, nach denen der Basisprospekt erstellt 
wurde, die als Kategorien ‚B‘ und ‚C‘ eingestuften, in 
Anhang XX aufgeführten Informationsbestandteile. 
Ist ein Informationsbestandteil für einen Prospekt ir­
relevant, wird hierfür in den endgültigen Bedingun­
gen an der betreffenden Stelle ‚entfällt‘ vermerkt; 

b) auf freiwilliger Basis etwaige ‚zusätzliche Angaben‘ 
gemäß Anhang XXI; 

c) eine Wiederholung der oder einen Verweis auf die 
bereits im Basisprospekt genannten Optionen, die 
für die einzelne Emission gelten. 

Durch die endgültigen Bedingungen werden die im Ba­
sisprospekt enthaltenen Angaben weder verändert noch 
ersetzt.“ 

d) In Absatz 5 wird folgende Nummer 1a eingefügt: 

„1a. eine Rubrik mit einem Modell für das ‚Formular 
der endgültigen Bedingungen‘, das für jede einzelne 
Emission auszufüllen ist.“ 

e) In Absatz 7 wird folgender Unterabsatz 2 angefügt: 

„Muss der Emittent für Angaben im Basisprospekt, die 
sich nur auf eine oder mehrere spezifische Emissionen 
beziehen, einen Nachtrag erstellen, so gilt das Recht der 
Investoren, ihre Zusagen gemäß Artikel 16 Absatz 2 der 
Richtlinie 2003/71/EG zurückzuziehen, nur für die be­
treffenden Emissionen und nicht für andere Emissionen 
von Wertpapieren im Rahmen des Basisprospekts.“ 

10. Artikel 24 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 24 

Inhalt der Zusammenfassung des Prospekts, des 
Basisprospekts und der einzelnen Emission 

(1) Der genaue Inhalt der in Artikel 5 Absatz 2 der 
Richtlinie 2003/71/EG genannten Zusammenfassung wird 
vom Emittenten, vom Anbieter oder von der die Zulassung 
zum Handel an einem geregelten Markt beantragenden Per­
son gemäß dem vorliegenden Artikel festgelegt. 

Die Zusammenfassung enthält die in Anhang XXII auf­
geführten zentralen Angaben. Ist ein Informationsbestand­
teil für einen Prospekt irrelevant, wird hierfür in der Zu­
sammenfassung an der betreffenden Stelle ‚entfällt‘ ver­
merkt. Die Länge der Zusammenfassung trägt der Komple­
xität des Emittenten und der angebotenen Wertpapiere 
Rechnung, darf aber nicht mehr als 7 % des Prospekts 
oder nicht mehr als 15 Seiten betragen, je nachdem, was 
länger ist. Sie enthält keine Querverweise auf andere Teile 
des Prospekts. 

Die in Anhang XXII vorgegebene Reihenfolge der Rubriken 
und der darin enthaltenen Angaben ist verbindlich. Die 
Zusammenfassung wird klar verständlich formuliert, wobei 
die zentralen Angaben auf leicht zugängliche und verständ­
liche Weise präsentiert werden. Ist ein Emittent nicht dazu 
verpflichtet, gemäß Artikel 5 Absatz 2 der Richtlinie 
2003/71/EG eine Zusammenfassung in seinen Prospekt 
aufzunehmen, fügt aber einen Abschnitt mit einer Über­
sicht in seinen Prospekt ein, so wird dieser Abschnitt nicht 
mit der Überschrift ‚Zusammenfassung‘ versehen, es sei 
denn, der Emittent erfüllt alle in diesem Artikel und in 
Anhang XXII für Zusammenfassungen vorgeschriebenen 
Angabepflichten. 

(2) Die Zusammenfassung des Basisprospekts kann fol­
gende Angaben enthalten: 

a) die im Basisprospekt enthaltenen Angaben; 

b) Optionen für Angaben, die durch das Schema für die 
Wertpapierbeschreibung und sein(e) Modul(e) vor­
geschrieben sind;
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c) freie Stellen für die durch das Schema für die Wert­
papierbeschreibung und sein(e) Modul(e) vorgeschriebe­
nen Angaben, die später in den endgültigen Bedingun­
gen ausgefüllt werden. 

(3) Die Zusammenfassung der einzelnen Emission ent­
hält die zentralen Angaben der Zusammenfassung des Ba­
sisprospekts sowie die relevanten Bestandteile der endgülti­
gen Bedingungen. Die Zusammenfassung der einzelnen 
Emission enthält Folgendes: 

a) die nur für die einzelne Emission relevanten Angaben 
aus der Zusammenfassung des Basisprospekts; 

b) die nur für die einzelne Emission relevanten, im Basis­
prospekt genannten Optionen, wie sie in den endgülti­
gen Bedingungen festgelegt wurden; 

c) die im Basisprospekt ausgelassenen, in den endgültigen 
Bedingungen genannten relevanten Angaben. 

Beziehen sich die endgültigen Bedingungen auf verschie­
dene Wertpapiere, die sich nur in einigen sehr beschränkten 
Einzelheiten unterscheiden, etwa in Bezug auf den Emis­
sionskurs oder den Fälligkeitstermin, so kann für all diese 
Wertpapiere eine einzige Zusammenfassung der einzelnen 
Emission angefügt werden, sofern die Angaben zu den ver­
schiedenen Wertpapieren klar voneinander getrennt sind. 

Die Zusammenfassung der einzelnen Emission unterliegt 
denselben Anforderungen wie die endgültigen Bedingungen 
und wird diesen beigefügt.“ 

11. In Artikel 25 Absatz 5 wird folgender Unterabsatz 3 ange­
fügt: 

„Bei Angeboten, die vor der Erstellung einer neuen Zusam­
menfassung oder eines Nachtrags zur Zusammenfassung 
unterbreitet werden, müssen die endgültigen Bedingungen 
und die diesen beigefügte Zusammenfassung der einzelnen 
Emission auf keinen Fall erneut eingereicht werden.“ 

12. Artikel 26 Absatz 5 erhält folgende Fassung: 

„(5) Die endgültigen Bedingungen erhalten die Form ei­
nes gesonderten Dokuments oder werden in den Basispro­
spekt aufgenommen. Die endgültigen Bedingungen werden 
in leicht zu analysierender und verständlicher Form abge­
fasst. 

Die im Basisprospekt enthaltenen Informationsbestandteile 
aus dem betreffenden Schema für die Wertpapierbeschrei­
bung und seinen Modulen werden in den endgültigen Be­
dingungen nicht wiederholt. 

Der Emittent, der Anbieter oder die die Zulassung zum 
Handel an einem geregelten Markt beantragende Person 
kann jede der in Anhang XXI genannten zusätzlichen An­
gaben in die endgültigen Bedingungen aufnehmen. 

Die endgültigen Bedingungen müssen eine hervorgehobene, 
eindeutige Erklärung enthalten, aus der hervorgeht: 

a) dass die endgültigen Bedingungen für die Zwecke des 
Artikels 5 Absatz 4 der Richtlinie 2003/71/EG abgefasst 
wurden und in Verbindung mit dem Basisprospekt und 
dem/den dazugehörigen Nachtrag/Nachträgen zu lesen 
sind; 

b) wo der Basisprospekt und dessen Nachtrag/Nachträge 
gemäß Artikel 14 der Richtlinie 2003/71/EG veröffent­
licht werden; 

c) dass der Basisprospekt in Zusammenhang mit den end­
gültigen Bedingungen zu lesen ist, um sämtliche Anga­
ben zu erhalten; 

d) dass den endgültigen Bedingungen eine Zusammenfas­
sung für die einzelne Emission angefügt ist. 

Die endgültigen Bedingungen können je nach den einschlä­
gigen nationalen Rechtsvorschriften die Unterschrift des 
Rechtsvertreters des Emittenten oder der für den Prospekt 
haftenden Person oder die Unterschrift beider tragen. 

(5a) Die endgültigen Bedingungen und die Zusammen­
fassung der einzelnen Emission werden in derselben Spra­
che abgefasst wie die gebilligte Fassung des Formulars der 
endgültigen Bedingungen im Basisprospekt bzw. die Zu­
sammenfassung des Basisprospekts. 

Werden die endgültigen Bedingungen gemäß Artikel 5 Ab­
satz 4 der Richtlinie 2003/71/EG der zuständigen Behörde 
des Aufnahmemitgliedstaats oder den zuständigen Behör­
den der Aufnahmemitgliedstaaten übermittelt, falls es sich 
um mehr als einen Aufnahmemitgliedstaat handelt, so gilt 
für die endgültigen Bedingungen und die angefügte Zusam­
menfassung folgende Sprachenregelung: 

a) muss gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/71/EG die 
Zusammenfassung des Basisprospekts übersetzt werden, 
so gelten für die Zusammenfassung der einzelnen Emis­
sion, die den endgültigen Bedingungen angefügt ist, die­
selben Übersetzungsanforderungen wie für die Zusam­
menfassung des Basisprospekts; 

b) muss gemäß Artikel 19 der Richtlinie 2003/71/EG der 
Basisprospekt übersetzt werden, so gelten für die end­
gültigen Bedingungen und die diesen beigefügte Zusam­
menfassung der einzelnen Emission dieselben Überset­
zungsanforderungen wie für den Basisprospekt. 

Der Emittent übermittelt diese Übersetzungen samt den 
endgültigen Bedingungen der zuständigen Behörde des Auf­
nahmemitgliedstaats oder den zuständigen Behörden der 
Aufnahmemitgliedstaaten, falls es sich um mehr als einen 
Aufnahmemitgliedstaat handelt.“
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13. Folgendes Kapitel IIIa wird eingefügt: 

„KAPITEL IIIa 

VERHÄLTNISMÄSSIGE ANGABEPFLICHTEN 

Artikel 26a 

Verhältnismäßiges Schema für Bezugsrechtsemissionen 

(1) Die verhältnismäßigen Schemata in den Anhängen 
XXIII und XXIV gelten für Bezugsrechtsemissionen, sofern 
vom Emittenten begebene Anteile derselben Gattung zuvor 
schon zum Handel an einem geregelten Markt oder zum 
Handel über ein multilaterales Handelssystem im Sinne des 
Artikels 4 Absatz 1 Nummer 15 der Richtlinie 2004/39/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates (*) zugelassen 
wurden. 

(2) Emittenten, deren zur selben Gattung gehörenden 
Anteile zuvor schon zum Handel über ein multilaterales 
Handelssystem zugelassen wurden, können die in den An­
hängen XXIII und XXIV dargestellten Schemata nur dann 
nutzen, wenn die Vorschriften des multilateralen Handels­
systems Folgendes enthalten: 

a) Bestimmungen, nach denen die Emittenten dazu ver­
pflichtet sind, innerhalb von sechs Monaten nach Ablauf 
eines jeden Geschäftsjahres Jahresabschlüsse und Bestä­
tigungsvermerke, innerhalb von vier Monaten nach Ab­
lauf der ersten sechs Monate eines jeden Geschäftsjahres 
Halbjahresabschlüsse sowie Insider-Informationen im 
Sinne von Artikel 1 Absatz 1 Nummer 1 der Richtlinie 
2003/6/EG gemäß Artikel 6 der genannten Richtlinie zu 
veröffentlichen; 

b) Bestimmungen, nach denen die Emittenten dazu ver­
pflichtet sind, die unter Buchstabe a genannten Ver­
merke und Informationen der Öffentlichkeit zugänglich 
zu machen, indem sie sie auf ihrer Website veröffent­
lichen; 

c) Bestimmungen zur Verhinderung von Insiderhandel und 
Marktmanipulation gemäß der Richtlinie 2003/6/EG. 

(3) Mit einer Erklärung am Prospektanfang wird unmiss­
verständlich darauf hingewiesen, dass sich die Bezugsrechts­
emission an die Anteilseigner des Emittenten richtet und 
der Umfang der im Prospekt veröffentlichten Angaben im 
Verhältnis zu dieser Emissionsart bemessen ist. 

Artikel 26b 

Verhältnismäßige Schemata für kleine und mittlere 
Unternehmen und Unternehmen mit geringer 
Marktkapitalisierung 

Die in den Anhängen XXV bis XXVIII dargestellten verhält­
nismäßigen Schemata finden Anwendung, wenn von klei­
nen und mittleren Unternehmen sowie von Unternehmen 
mit geringer Marktkapitalisierung begebene Wertpapiere 
dem Publikum angeboten oder zum Handel an einem ge­
regelten Markt mit Sitz oder Tätigkeit in einem Mitglied­
staat zugelassen werden. 

Kleinen und mittleren Unternehmen und Unternehmen mit 
geringer Marktkapitalisierung steht es jedoch frei, ihre Pro­
spekte stattdessen gemäß den in den Anhängen I bis XVII 
und XX bis XXIV dargestellten Schemata zu erstellen. 

Artikel 26c 

Verhältnismäßige Anforderungen für die in Artikel 1 
Absatz 2 Buchstabe j der Richtlinie 2003/71/EG 
genannten Emissionen von Kreditinstituten 

Kreditinstituten, die in Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j der 
Richtlinie 2003/71/EG genannte Wertpapiere begeben und 
einen Prospekt gemäß Artikel 1 Absatz 3 der genannten 
Richtlinie erstellen, steht es frei, in ihren Prospekt gemäß 
Anhang XXIX der vorliegenden Verordnung historische Fi­
nanzinformationen nur für das letzte Geschäftsjahr oder 
den gegebenenfalls kürzeren Zeitraum der Geschäftstätigkeit 
des Emittenten aufzunehmen. 

___________ 
(*) ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1.“ 

14. Artikel 27 wird gestrichen. 

15. In Artikel 34 wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„Ist nach der Richtlinie 2003/71/EG kein Prospekt vor­
geschrieben, so enthält jede Werbung einen entsprechenden 
Hinweis, es sei denn, der Emittent, der Anbieter oder die 
die Zulassung zum Handel an einem geregelten Markt be­
antragende Person entscheidet sich für die Veröffentlichung 
eines Prospekts, der den Anforderungen der Richtlinie 
2003/71/EG und der vorliegenden Verordnung genügt.“ 

16. Artikel 35 Absatz 5a erhält folgende Fassung: 

„(5a) Drittstaatemittenten unterliegen für den Fall, dass 
sie ihre historischen Finanzinformationen nach den Ge­
nerally Accepted Accounting Principles der Republik Indien 
erstellen, weder der Bestimmung in Anhang I Punkt 20.1, 
Anhang IV Punkt 13.1, Anhang VII Punkt 8.2, Anhang X 
Punkt 20.1, Anhang XI Punkt 11.1, Anhang XXIII Punkt 
15.1, Anhang XXV Punkt 20.1, Anhang XXVI Punkt 13.1, 
Anhang XXVIII Punkt 20.1 oder Anhang XXIX Punkt 11, 
wonach die in einem Prospekt enthaltenen historischen 
Finanzinformationen über vor dem 1. Januar 2015 begin­
nende Geschäftsjahre in Form eines neu zu erstellenden 
Abschlusses vorgelegt werden müssen, noch der Bestim­
mung in Anhang VII Punkt 8.2a, Anhang IX Punkt 11.1, 
Anhang X Punkt 20.1a, Anhang XXVII Punkt 11.1 oder 
Anhang XXVIII Punkt 20.1, wonach die Unterschiede zwi­
schen den im Rahmen der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
übernommenen International Financial Reporting Standards 
und den Rechnungslegungsgrundsätzen, nach denen diese 
Informationen für vor dem 1. Januar 2015 beginnende 
Geschäftsjahre erstellt wurden, dargelegt werden müssen.“
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17. Anhang V Punkt 4.7 erhält folgende Fassung: 

„4.7. Angabe des nominalen Zinssatzes und Bestimmungen 
zur Zinsschuld: 

— Datum, ab dem die Zinsen zahlbar werden, und 
Zinsfälligkeitstermine; 

— Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Ka­
pitalrückzahlungen. 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, eine Erklärung zur 
Art des Basiswerts und eine Beschreibung des Basis­
werts, auf den er sich stützt, und der bei der Ver­
bindung von Basiswert und Zinssatz angewandten 
Methode und Angabe, wo Informationen über die 
vergangene und künftige Wertentwicklung des Basis­
wertes und seine Volatilität eingeholt werden können. 

— Beschreibung etwaiger Ereignisse, die eine Störung 
des Markts oder der Abrechnung bewirken und 
den Basiswert beeinflussen, 

— Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den 
Basiswert betreffen, 

— Name der Berechnungsstelle. 

Wenn das Wertpapier bei der Zinszahlung eine deri­
vative Komponente aufweist, ist den Anlegern klar 
und umfassend zu erläutern, wie der Wert ihrer An­
lage durch den Wert des Basisinstruments/der Basis­
instrumente beeinflusst wird, insbesondere in Fällen, 
in denen die Risiken am offensichtlichsten sind.“ 

18. Anhang XIII Punkt 4.8 erhält folgende Fassung: 

„4.8. Angabe des nominalen Zinssatzes und Bestimmungen 
zur Zinsschuld: 

— Datum, ab dem die Zinsen zahlbar werden, und 
Zinsfälligkeitstermine; 

— Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Ka­
pitalrückzahlungen. 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, eine Erklärung zur 
Art des Basiswerts und eine Beschreibung des Basis­
wertes, auf den er sich stützt, und der bei der Ver­
bindung von Basiswert und Zinssatz angewandten 
Methode. 

— Beschreibung etwaiger Ereignisse, die eine Störung 
des Marktes oder der Abrechnung bewirken und 
den Basiswert beeinflussen, 

— Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den 
Basiswert betreffen, 

— Name der Berechnungsstelle.“ 

19. Die Anhänge XX bis XXIX, deren Wortlaut im Anhang der 
vorliegenden Verordnung enthalten ist, werden angefügt. 

Artikel 2 

Übergangsbestimmungen 

(1) Artikel 1 Nummer 3, Nummer 9 Buchstaben a bis d, 
Nummern 10, 11 und 12 gelten nicht für die Billigung von 
Nachträgen zu einem Prospekt oder Basisprospekt, der vor dem 
1. Juli 2012 gebilligt wurde. 

(2) Übermittelt die zuständige Behörde des Herkunftsmit­
gliedstaats der zuständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaats 
gemäß Artikel 18 der Richtlinie 2003/71/EG eine Bescheinigung 
über die Billigung eines Prospekts bzw. Basisprospekts, der vor 
dem 1. Juli 2012 gebilligt wurde, so weist die zuständige Be­
hörde des Herkunftsmitgliedstaats in der Bescheinigung klar und 
ausdrücklich darauf hin, dass der Prospekt bzw. der Basispro­
spekt vor dem 1. Juli 2012 gebilligt wurde. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2012 in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 30. März 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANLAGE 

„ANHANG XX 

Verzeichnis der Schemata und Module für die Wertpapierbeschreibung 

Anhang V Einstufung 

1. HAFTENDE PERSONEN 

1.1. Alle Personen, die für die Angaben im Prospekt bzw. für bestimmte Teile des Prospekts 
haften. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich dabei 
um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu 
nennen. Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft 
anzugeben. 

Kategorie A 

1.2. Erklärung der für den Prospekt haftenden Personen, dass die Angaben im Prospekt ihres 
Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Prospekts 
verzerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben walten lassen, um dies 
zu gewährleisten. Ggf. Erklärung der für bestimmte Teile des Prospekts haftenden Per­
sonen, dass die Angaben in dem Teil des Prospekts, für den sie haften, ihres Wissens 
richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Prospekts verzerren 
könnten. 

Kategorie A 

2. RISIKOFAKTOREN 

2.1. Klare und deutliche Angabe der Risikofaktoren, die für die Bewertung der Marktrisiken 
der zum Handel angebotenen und/oder zuzulassenden Wertpapiere wesentlich sind. 
Diese Angabe muss in einer Rubrik „Risikofaktoren“ erfolgen. 

Kategorie A 

3. ZENTRALE ANGABEN 

3.1. Beteiligungen der an der Emission/dem Angebot beteiligten natürlichen und juris­
tischen Personen 

Beschreibung aller für die Emission/das Angebot wesentlichen — auch kollidierenden — 
Beteiligungen unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der jeweiligen Betei­
ligung. 

Kategorie C 

3.2. Gründe für das Angebot und Zweckbestimmung der Erlöse 

Gründe für das Angebot (sofern diese nicht in der Gewinnerzielung und/oder der Ab­
sicherung bestimmter Risiken liegen). Gegebenenfalls Angabe der geschätzten Gesamt­
kosten der Emission/des Angebots und der geschätzten Nettoerlöse, jeweils aufgeschlüs­
selt nach den einzelnen wichtigsten Zweckbestimmungen und dargestellt nach Priorität 
dieser Zweckbestimmungen. Weiß der Emittent, dass die voraussichtlichen Erträge nicht 
für alle geplanten Zweckbestimmungen ausreichen werden, sind Höhe und Quellen der 
benötigten übrigen Finanzierungsmittel anzugeben. 

Kategorie C 

4. ANGABEN ZU DEN ANZUBIETENDEN/ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIE­
REN 

4.1. i) Beschreibung von Art und Gattung der angebotenen und/oder zum Handel zuzulas­
senden Wertpapiere. 

Kategorie B 

ii) ISIN (International Security Identification Number, internationale Wertpapierkenn­
nummer) oder ähnliche Wertpapierkennung. 

Kategorie C 

4.2. Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. Kategorie A 

4.3. i) Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere handelt 
und ob sie in Stückeform oder stückelos vorliegen. 

Kategorie A 

ii) In letzterem Fall Name und Anschrift des die Buchungsunterlagen führenden Instituts. Kategorie C
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Anhang V Einstufung 

4.4. Währung der Wertpapieremission. Kategorie C 

4.5. Rangfolge der angebotenen und/oder zum Handel zuzulassenden Wertpapiere, einschließ­
lich einer Zusammenfassung aller etwaigen Klauseln, die die Rangfolge beeinflussen oder 
das Wertpapier etwaigen derzeitigen oder künftigen Verbindlichkeiten des Emittenten 
nachordnen sollen. 

Kategorie A 

4.6. Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte, einschließlich aller etwai­
gen Beschränkungen dieser Rechte und des Verfahrens zur Wahrnehmung dieser Rechte. 

Kategorie B 

4.7. i) Nominaler Zinssatz, Kategorie C 

ii) Bestimmungen zur Zinsschuld, Kategorie B 

iii) Datum, ab dem die Zinsen zahlbar werden, Kategorie C 

iv) Zinsfälligkeitstermine, Kategorie C 

v) Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Kapitalrückzahlungen. Kategorie B 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, 

vi) Angabe der Art des Basiswerts, Kategorie A 

vii) Beschreibung des Basiswerts, auf den er sich stützt, Kategorie C 

viii) und der Methode, die zur Verknüpfung der beiden Werte verwendet wird, Kategorie B 

ix) Hinweis darauf, wo Informationen über die vergangene und künftige Wertentwick­
lung des Basiswerts und dessen Volatilität erhältlich sind. 

Kategorie C 

x) Beschreibung aller etwaigen Ereignisse, die eine Störung des Markts oder der Ab­
rechnung bewirken und den Basiswert beeinflussen, 

Kategorie B 

xi) Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen, Kategorie B 

xii) Name der Berechnungsstelle, Kategorie C 

xiii) wenn das Wertpapier bei der Zinszahlung eine derivative Komponente aufweist, 
klare und umfassende Erläuterung, die den Anlegern verständlich macht, wie der 
Wert ihrer Anlage durch den Wert des Basisinstruments/der Basisinstrumente beein­
flusst wird, insbesondere in Fällen, in denen die Risiken am offensichtlichsten sind. 

Kategorie B 

4.8. i) Fälligkeitstermin, Kategorie C 

ii) Tilgungsmodalitäten, einschließlich der Rückzahlungsverfahren. Wird auf Initiative 
des Emittenten oder des Wertpapierinhabers eine vorzeitige Tilgung ins Auge gefasst, 
so ist diese unter Angabe der Tilgungskonditionen zu beschreiben. 

Kategorie B 

4.9. i) Angabe der Rendite. Kategorie C 

ii) Beschreibung der Methode zur Berechnung der Rendite in Kurzform. Kategorie B 

4.10. Vertretung der Schuldtitelinhaber unter Angabe der die Anleger vertretenden Organisa­
tion und der für diese Vertretung geltenden Bestimmungen. Angabe des Ortes, an dem 
die Öffentlichkeit die Verträge, die diese Repräsentationsformen regeln, einsehen kann. 

Kategorie B
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4.11. Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Genehmigungen, auf­
grund deren die Wertpapiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden sollen. 

Kategorie C 

4.12. Bei Neuemissionen Angabe des voraussichtlichen Emissionstermins. Kategorie C 

4.13. Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die freie Übertragbarkeit. Kategorie A 

4.14. Zum Staat, in dem der Emittent seinen eingetragenen Sitz unterhält, und zum Staat/den 
Staaten, in dem bzw. denen das Angebot unterbreitet oder die Zulassung zum Handel 
beantragt wird, sind folgende Angaben zu machen: 

— Informationen über Steuern, die an der Quelle auf die Wertpapiererträge erhoben 
werden, 

— Hinweis darauf, ob der Emittent die Einbehaltung der Steuern an der Quelle über­
nimmt. 

Kategorie A 

5. KONDITIONEN DES ANGEBOTS 

5.1. Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnah­
men für die Antragstellung 

5.1.1. Angebotskonditionen. Kategorie C 

5.1.2. Gesamtsumme der Emission/des Angebots. Ist diese nicht festgelegt, Beschreibung der 
Regelungen und Angabe des Zeitpunkts für die öffentliche Bekanntmachung des Ange­
botsbetrags. 

Kategorie C 

5.1.3. i) Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — während deren das Angebot gilt, Kategorie C 

ii) Beschreibung des Antragsverfahrens. Kategorie C 

5.1.4. Beschreibung der Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und des Verfahrens für 
die Erstattung des zu viel gezahlten Betrags an die Antragsteller. 

Kategorie C 

5.1.5. Mindest- und/oder maximale Zeichnungshöhe (ausgedrückt als Anzahl der Wertpapiere 
oder aggregierte Anlagesumme). 

Kategorie C 

5.1.6. Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. Kategorie C 

5.1.7. Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche Bekannt­
gabe der Angebotsergebnisse. 

Kategorie C 

5.1.8. Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorkaufsrechts, die Übertragbarkeit der 
Zeichnungsrechte und die Behandlung nicht ausgeübter Zeichnungsrechte. 

Kategorie C 

5.2. Verteilungs- und Zuteilungsplan 

5.2.1. i) Angabe der verschiedenen Anlegerkategorien, denen die Wertpapiere angeboten wer­
den, 

Kategorie A 

ii) werden die Papiere gleichzeitig an den Märkten zweier oder mehrerer Staaten ange­
boten und ist eine bestimmte Tranche einigen dieser Märkte vorbehalten, so ist diese 
Tranche anzugeben. 

Kategorie C 

5.2.2. Verfahren für die Benachrichtigung der Zeichner über den ihnen zugeteilten Betrag und 
Hinweis darauf, ob mit dem Handel schon vor einer solchen Benachrichtigung begonnen 
werden kann. 

Kategorie C
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5.3. Preisfestsetzung 

5.3.1. i) Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten werden, oder Kategorie C 

ii) Methode, nach der der Preis festgesetzt wird, und Verfahren für seine Bekanntgabe, Kategorie B 

iii) Angabe etwaiger Kosten und Steuern, die speziell dem Zeichner oder Käufer in 
Rechnung gestellt werden. 

Kategorie C 

5.4. Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

5.4.1. Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots sowie 
einzelner Angebotsteile und — sofern dem Emittenten oder Bieter bekannt — Name und 
Anschrift derjenigen, die das Angebot in den verschiedenen Staaten platzieren. 

Kategorie C 

5.4.2. Name und Anschrift der Zahl- und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C 

5.4.3. Name und Anschrift der Institute, die sich fest zur Übernahme einer Emission verpflichtet 
haben, sowie Name und Anschrift der Institute, die die Emission ohne verbindliche 
Zusage oder zur Verkaufsvermittlung platzieren. Angabe der wesentlichen Bestandteile 
der entsprechenden Vereinbarungen einschließlich Kontingente. Wird nicht die gesamte 
Emission übernommen, Angabe des nicht übernommenen Teils. Angabe der Gesamthöhe 
der Übernahmeprovision und der Platzierungsprovision. 

Kategorie C 

5.4.4. Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder geschlossen 
wird. 

Kategorie C 

6. ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

6.1. i) Es ist anzugeben, ob für die angebotenen Wertpapiere ein Antrag auf Zulassung zum 
Handel gestellt wurde oder werden soll, um sie an einem geregelten Markt oder 
anderen gleichwertigen Märkten zu platzieren, wobei die betreffenden Märkte zu 
nennen sind. Dieser Umstand muss angegeben werden, ohne den Eindruck zu er­
wecken, dass die Zulassung zum Handel auf jeden Fall erteilt wird. 

Kategorie B 

ii) Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wert­
papiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

6.2. Anzugeben sind alle geregelten oder gleichwertigen Märkte, an denen nach Kenntnis des 
Emittenten bereits Wertpapiere derselben Gattung wie die angebotenen oder zum Handel 
zuzulassenden Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

6.3. Name und Anschrift der Institute, die aufgrund einer festen Zusage als Intermediäre im 
Sekundärhandel tätig sind und über An- und Verkaufskurse Liquidität zur Verfügung 
stellen, sowie Beschreibung der maßgeblichen Konditionen ihrer Zusage. 

Kategorie C 

7. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1. Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, ist 
anzugeben, in welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Kategorie C 

7.2. Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Informa­
tionen von gesetzlichen Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die 
die Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Wiedergabe oder bei entsprechender 
Erlaubnis der zuständigen Behörden Zusammenfassung des Vermerks. 

Kategorie A 

7.3. Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Vermerk einer Person auf­
genommen, die als Sachverständiger handelt, so sind deren Name, Geschäftsadresse und 
Qualifikationen sowie jede etwaige wesentliche Beteiligung dieser Person am Emittenten 
anzugeben. Wurde der Vermerk im Auftrag des Emittenten erstellt, ist zu bestätigen, dass 
die Aufnahme der Erklärung oder des Vermerks in der vorliegenden Form und im vor­
liegenden Kontext mit Zustimmung der Person erfolgt ist, die den Inhalt dieses Teils der 
Wertpapierbeschreibung gebilligt hat. 

Kategorie A
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7.4. Sofern Angaben von Seiten Dritter übernommen wurden, ist zu bestätigen, dass diese 
korrekt wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus 
den von diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen 
unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber hinaus ist/sind die Informations­
quelle/n anzugeben. 

Kategorie C 

7.5. i) Angabe der Ratings, die für einen Emittenten in dessen Auftrag oder in Zusammen­
arbeit mit ihm beim Ratingverfahren erstellt wurden, und kurze Erläuterung der 
Bedeutung des Ratings, sofern zuvor von der Ratingagentur veröffentlicht. 

Kategorie A 

ii) Angabe der Ratings, die für die Wertpapiere im Auftrag des oder in Zusammenarbeit 
mit dem Emittenten beim Ratingverfahren erstellt wurden, und kurze Erläuterung der 
Bedeutung des Ratings, sofern zuvor von der Ratingagentur veröffentlicht. 

Kategorie C 

Anhang XII Einstufung 

1. HAFTENDE PERSONEN 

1.1. Alle Personen, die für die Angaben im Prospekt bzw. für bestimmte Teile des Prospekts 
haften. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich dabei 
um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu 
nennen. Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft 
anzugeben. 

Kategorie A 

1.2. Erklärung der für den Prospekt haftenden Personen, dass die Angaben im Prospekt ihres 
Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Prospekts 
verzerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben walten lassen, um dies 
zu gewährleisten. Ggf. Erklärung der für bestimmte Teile des Prospekts haftenden Per­
sonen, dass die Angaben in dem Teil des Prospekts, für den sie haften, ihres Wissens 
richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Prospekts verzerren 
könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben walten lassen, um dies zu gewähr­
leisten. 

Kategorie A 

2. RISIKOFAKTOREN 

2.1. Klare und deutliche Angabe der Risikofaktoren, die für die Bewertung der Marktrisiken 
der zum Handel angebotenen und/oder zuzulassenden Wertpapiere wesentlich sind. 
Diese Angabe muss in einer Rubrik „Risikofaktoren“ erfolgen. Diese muss einen Risiko­
hinweis darauf enthalten, dass der Anleger seinen Kapitaleinsatz ganz oder teilweise 
verlieren könnte, und/oder gegebenenfalls einen Hinweis darauf, dass die Haftung des 
Anlegers nicht auf den Wert seiner Anlage beschränkt ist, sowie eine Beschreibung der 
Umstände, unter denen es zu einer zusätzlichen Haftung kommen kann und welche 
finanziellen Folgen dies voraussichtlich nach sich zieht. 

Kategorie A 

3. ZENTRALE ANGABEN 

3.1. Beteiligungen der an der Emission/dem Angebot beteiligten natürlichen und juris­
tischen Personen 

Beschreibung aller für die Emission/das Angebot wesentlichen — auch kollidierenden — 
Beteiligungen unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der jeweiligen Betei­
ligung. 

Kategorie C 

3.2. Gründe für das Angebot und Zweckbestimmung der Erlöse (sofern diese nicht in 
der Gewinnerzielung und/oder der Absicherung bestimmter Risiken liegt) 

Werden die Gründe für das Angebot und die Zweckbestimmung der Erlöse genannt, sind 
die Gesamtnettoerlöse anzugeben und die Gesamtkosten der Emission/des Angebots zu 
schätzen. 

Kategorie C
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4. ANGABEN ZU DEN ANZUBIETENDEN UND ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERT­
PAPIEREN 

4.1. Angaben zu den Wertpapieren 

4.1.1. i) Beschreibung von Art und Gattung der angebotenen und/oder zum Handel zuzulas­
senden Wertpapiere. 

Kategorie B 

ii) ISIN (International Security Identification Number, internationale Wertpapierkenn­
nummer) oder ähnliche Wertpapierkennung. 

Kategorie C 

4.1.2. Klare und umfassende Erläuterung für die Anleger, wie der Wert ihrer Anlage durch den 
Wert des Basisinstruments/der Basisinstrumente beeinflusst wird, insbesondere in Fällen, 
in denen die Risiken am offensichtlichsten sind, es sei denn, die Wertpapiere haben eine 
Mindeststückelung von 100 000 EUR oder können lediglich für mindestens 100 000 
EUR pro Stück erworben werden. 

Kategorie B 

4.1.3. Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. Kategorie A 

4.1.4. i) Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere handelt 
und ob sie in Stückeform oder stückelos vorliegen. 

Kategorie A 

ii) In letzterem Fall Name und Anschrift des die Buchungsunterlagen führenden Instituts. Kategorie C 

4.1.5. Währung der Wertpapieremission. Kategorie C 

4.1.6. Rangfolge der angebotenen und/oder zum Handel zuzulassenden Wertpapiere, einschließ­
lich einer Zusammenfassung aller etwaigen Klauseln, die die Rangfolge beeinflussen oder 
das Wertpapier etwaigen derzeitigen oder künftigen Verbindlichkeiten des Emittenten 
nachordnen sollen. 

Kategorie A 

4.1.7. Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte, einschließlich aller etwai­
gen Beschränkungen dieser Rechte, und des Verfahrens zur Wahrnehmung dieser Rechte. 

Kategorie B 

4.1.8. Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, aufgrund 
deren die Wertpapiere geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden sollen. 

Kategorie C 

4.1.9. Emissionstermin. Kategorie C 

4.1.10. Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die freie Übertragbarkeit der Wertpapie­
re. 

Kategorie A 

4.1.11. i) Verfalltermin der derivativen Wertpapiere, Kategorie C 

ii) Ausübungstermin oder letzter Referenztermin. Kategorie C 

4.1.12. Beschreibung des Abrechnungsverfahrens für die derivativen Wertpapiere. Kategorie B 

4.1.13. i) Beschreibung der Ertragsmodalitäten bei derivativen Wertpapieren ( 1 ), Kategorie B 

ii) Zahlungs- oder Liefertermin, Kategorie C 

iii) Berechnungsweise. Kategorie B 

4.1.14. Zum Staat, in dem der Emittent seinen eingetragenen Sitz unterhält, und zum Staat/den 
Staaten, in dem bzw. denen das Angebot unterbreitet oder die Zulassung zum Handel 
beantragt wird, sind folgende Angaben zu machen: 

— Informationen über Steuern, die an der Quelle auf die Wertpapiererträge erhoben 
werden, 

— Hinweis darauf, ob der Emittent die Einbehaltung der Steuern an der Quelle über­
nimmt. 

Kategorie A
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4.2. Angaben zum Basiswert 

4.2.1. Ausübungspreis oder endgültiger Referenzpreis des Basiswerts. Kategorie C 

4.2.2. Erklärung zur Art des Basiswerts. Kategorie A 

Hinweis darauf, wo Informationen über die vergangene und künftige Wertentwicklung 
des Basiswerts und dessen Volatilität erhältlich sind. 

Kategorie C 

i) Wenn es sich bei dem Basiswert um ein Wertpapier handelt, 

— Name des Wertpapieremittenten, Kategorie C 

— die ISIN (International Security Identification Number, internationale Wert­
papierkennnummer) oder eine ähnliche Wertpapierkennung. 

Kategorie C 

ii) Wenn es sich bei dem Basiswert um einen Index handelt, 

— Bezeichnung des Indexes, Kategorie C 

— Beschreibung des Indexes für den Fall, dass er vom Emittenten zusammengestellt 
wird. 

Kategorie A 

— Wird der Index nicht vom Emittenten zusammengestellt, Ort, wo Informationen 
zu diesem Index erhältlich sind. 

Kategorie C 

iii) Wenn es sich bei dem Basiswert um einen Zinssatz handelt, 

— eine Beschreibung des Zinssatzes. Kategorie C 

iv) Wenn der Basiswert unter keine der oben genannten Kategorien fällt, 

— muss die Wertpapierbeschreibung gleichwertige Angaben enthalten. Kategorie C 

v) Wenn es sich bei dem Basiswert um einen Korb von Basiswerten handelt, 

— die Gewichtung der einzelnen Basiswerte im Korb. Kategorie C 

4.2.3. Beschreibung aller etwaigen Ereignisse, die eine Störung des Marktes oder der Abrech­
nung bewirken und den Basiswert beeinflussen. 

Kategorie B 

4.2.4. Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen. Kategorie B 

5. KONDITIONEN DES ANGEBOTS 

5.1. Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnah­
men zur Zeichnung des Angebots 

5.1.1. Angebotskonditionen. Kategorie C 

5.1.2. Gesamtsumme der Emission/des Angebots; ist diese nicht festgelegt, Beschreibung der 
Regelungen und Angabe des Zeitpunkts für die öffentliche Bekanntmachung des endgül­
tigen Angebotsbetrags. 

Kategorie C 

5.1.3. i) Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — während deren das Angebot gilt, Kategorie C 

ii) Beschreibung des Zeichnungsverfahrens. Kategorie C 

5.1.4. Mindest- und/oder maximale Zeichnungshöhe (ausgedrückt als Anzahl der Wertpapiere 
oder aggregierte Anlagesumme). 

Kategorie C 

5.1.5. Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. Kategorie C
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5.1.6. Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche Bekannt­
gabe der Angebotsergebnisse. 

Kategorie C 

5.2. Verteilungs- und Zuteilungsplan 

5.2.1. i) Angabe der verschiedenen Anlegerkategorien, denen die Wertpapiere angeboten wer­
den, 

Kategorie A 

ii) werden die Papiere gleichzeitig an den Märkten zweier oder mehrerer Staaten ange­
boten und ist eine bestimmte Tranche einigen dieser Märkte vorbehalten, so ist diese 
Tranche anzugeben. 

Kategorie C 

5.2.2. Verfahren für die Benachrichtigung der Zeichner über den ihnen zugeteilten Betrag und 
Hinweis darauf, ob mit dem Handel schon vor einer solchen Benachrichtigung begonnen 
werden kann. 

Kategorie C 

5.3. Preisfestsetzung 

5.3.1. i) Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere voraussichtlich angeboten werden, oder Kategorie C 

ii) Methode, nach der der Preis festgesetzt wird, und Verfahren für seine Bekanntgabe, Kategorie B 

iii) Angabe etwaiger Kosten und Steuern, die speziell dem Zeichner oder Käufer in 
Rechnung gestellt werden. 

Kategorie C 

5.4. Platzierung und Übernahme (Underwriting) 

5.4.1. Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots sowie 
einzelner Angebotsteile und — soweit dem Emittenten oder Anbieter bekannt — Name 
und Anschrift derjenigen, die das Angebot in den verschiedenen Ländern platzieren. 

Kategorie C 

5.4.2. Name und Anschrift der Zahl- und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C 

5.4.3. Angabe der Institute, die sich fest zur Übernahme einer Emission verpflichtet haben, und 
Angabe der Institute, die die Emission ohne verbindliche Zusage oder zu bestmöglichen 
Bedingungen platzieren. Wird die Emission nicht zur Gänze übernommen, ist anzugeben, 
welchen Teil dies betrifft. 

Kategorie C 

5.4.4. Datum, an dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. Kategorie C 

5.4.5. Name und Anschrift einer Berechnungsstelle. Kategorie C 

6. ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

6.1. i) Es ist anzugeben, ob für die angebotenen Wertpapiere ein Antrag auf Zulassung zum 
Handel gestellt wurde oder werden soll, um sie an einem geregelten Markt oder 
anderen gleichwertigen Märkten zu platzieren, wobei die betreffenden Märkte zu 
nennen sind. Dieser Umstand ist anzugeben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass 
die Zulassung zum Handel auf jeden Fall erteilt wird. 

Kategorie B 

ii) Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wert­
papiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

6.2. Anzugeben sind alle geregelten oder gleichwertigen Märkte, an denen nach Wissen des 
Emittenten bereits Wertpapiere der gleichen Gattung wie die angebotenen oder zuzulas­
senden Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

6.3. Name und Anschrift der Institute, die aufgrund einer bindenden Zusage als Intermediäre 
im Sekundärhandel tätig sind und über An- und Verkaufskurse Liquidität zur Verfügung 
stellen, sowie Beschreibung der Hauptbedingungen ihrer Zusage. 

Kategorie C
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7. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1. Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, ist 
anzugeben, in welcher Funktion sie gehandelt haben. 

Kategorie C 

7.2. Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Informa­
tionen von gesetzlichen Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die 
die Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Wiedergabe oder bei entsprechender 
Erlaubnis der zuständigen Behörden Zusammenfassung des Vermerks. 

Kategorie A 

7.3. Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Vermerk einer Person auf­
genommen, die als Sachverständiger handelt, so sind deren Name, Geschäftsadresse und 
Qualifikationen sowie jede etwaige wesentliche Beteiligung dieser Person am Emittenten 
anzugeben. Wurde der Vermerk im Auftrag des Emittenten erstellt, ist zu bestätigen, dass 
die Aufnahme der Erklärung oder des Vermerks in der vorliegenden Form und im vor­
liegenden Kontext mit Zustimmung der Person erfolgt, die den Inhalt dieses Teils der 
Wertpapierbeschreibung gebilligt hat. 

Kategorie A 

7.4. Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von 
diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt 
oder irreführend gestaltet wurden. Darüber hinaus hat der Emittent die Informations­
quelle(n) anzugeben. 

Kategorie C 

7.5. Im Prospekt ist anzugeben, ob der Emittent nach erfolgter Emission Informationen ver­
öffentlichen will oder nicht. Hat er dies angekündigt, so gibt er im Prospekt an, welche 
Informationen er vorlegen wird und wo sie erhältlich sein werden. 

Kategorie C 

Anhang XIII Einstufung 

1. HAFTENDE PERSONEN 

1.1. Alle Personen, die für die Angaben im Prospekt bzw. für bestimmte Teile des Prospekts 
haften. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich um 
natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsorgan des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. 
Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

Kategorie A 

1.2. Erklärung der für den Prospekt haftenden Personen, dass die im Prospekt enthaltenen 
Angaben ihres Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage 
des Prospekts verzerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben walten 
lassen, um dies zu gewährleisten. Ggf. Erklärung der für bestimmte Teile des Prospekts 
haftenden Personen, dass die Angaben in dem Teil des Prospekts, für den sie haften, ihres 
Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Prospekts 
verzerren könnten. 

Kategorie A 

2. RISIKOFAKTOREN 

Klare und deutliche Angabe der Risikofaktoren, die für die Bewertung der Marktrisiken 
der zum Handel zuzulassenden Wertpapiere wesentlich sind. Diese Angabe muss in einer 
Rubrik „Risikofaktoren“ erfolgen. 

Kategorie A 

3. ZENTRALE ANGABEN 

Beteiligungen der an der Emission beteiligten natürlichen und juristischen Personen. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen — auch kollidierenden — Beteiligungen 
unter Angabe der betreffenden Personen und der Art der Beteiligung. 

Kategorie C
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4. ANGABEN ZU DEN ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIEREN 

4.1. Gesamtbetrag der zum Handel zuzulassenden Wertpapiere. Kategorie C 

4.2. i) Beschreibung von Art und Gattung der angebotenen und/oder zum Handel zuzulas­
senden Wertpapiere. 

Kategorie B 

ii) ISIN (International Security Identification Number, internationale Wertpapierkenn­
nummer) oder ähnliche Wertpapierkennung. 

Kategorie C 

4.3. Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. Kategorie A 

4.4. i) Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere handelt 
und ob sie in Stückeform oder stückelos vorliegen. 

Kategorie A 

ii) In letzterem Fall Name und Anschrift des die Buchungsunterlagen führenden Instituts. Kategorie C 

4.5. Währung der Wertpapieremission. Kategorie C 

4.6. Rangfolge der angebotenen und/oder zum Handel zuzulassenden Wertpapiere, einschließ­
lich einer Zusammenfassung aller etwaigen Klauseln, die die Rangfolge beeinflussen oder 
das Wertpapier etwaigen derzeitigen oder künftigen Verbindlichkeiten des Emittenten 
nachordnen sollen. 

Kategorie A 

4.7. Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte, einschließlich aller etwai­
gen Beschränkungen dieser Rechte und des Verfahrens zur Wahrnehmung dieser Rechte. 

Kategorie B 

4.8. i) Nominaler Zinssatz, Kategorie C 

ii) Bestimmungen zur Zinsschuld, Kategorie B 

iii) Datum, ab dem die Zinsen fällig werden, Kategorie C 

iv) Zinsfälligkeitstermine, Kategorie C 

v) Gültigkeitsdauer der Ansprüche auf Zins- und Kapitalrückzahlungen. Kategorie B 

Ist der Zinssatz nicht festgelegt, 

vi) Angabe der Art des Basiswerts, Kategorie A 

vii) Beschreibung des Basiswerts, auf den er sich stützt, Kategorie C 

viii) und der Methode, die zur Verknüpfung der beiden Werte verwendet wird, Kategorie B 

ix) Beschreibung aller etwaigen Ereignisse, die eine Störung des Markts oder der Ab­
rechnung bewirken und den Basiswert beeinflussen, 

Kategorie B 

x) Anpassungsregeln in Bezug auf Ereignisse, die den Basiswert betreffen, Kategorie B 

xi) Name der Berechnungsstelle. Kategorie C 

4.9. i) Fälligkeitstermin, Kategorie C 

ii) Tilgungsmodalitäten, einschließlich der Rückzahlungsverfahren. Wird auf Initiative 
des Emittenten oder des Wertpapierinhabers eine vorzeitige Tilgung ins Auge gefasst, 
so ist diese unter Angabe der Tilgungskonditionen zu beschreiben. 

Kategorie B
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4.10. Angabe der Rendite. Kategorie C 

4.11. Vertretung der Schuldtitelinhaber unter Angabe der die Anleger vertretenden Organisa­
tion und der für diese Vertretung geltenden Bestimmungen. Angabe des Ortes, an dem 
die Öffentlichkeit die Verträge, die diese Repräsentationsformen regeln, einsehen kann. 

Kategorie B 

4.12. Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, aufgrund deren die Wertpapiere 
geschaffen und/oder emittiert wurden. 

Kategorie C 

4.13. Emissionstermin. Kategorie C 

4.14. Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die freie Übertragbarkeit der Wertpapie­
re. 

Kategorie A 

5. ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

5.1. i) Angabe des Markts, an dem die Wertpapiere künftig gehandelt werden und für den 
ein Prospekt veröffentlicht wurde. 

Kategorie B 

ii) Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu denen die Wert­
papiere zum Handel zugelassen sind. 

Kategorie C 

5.2. Name und Anschrift der Zahl- und Verwahrstellen in jedem Land. Kategorie C 

6. KOSTEN DER ZULASSUNG ZUM HANDEL 

Schätzung der durch die Zulassung zum Handel insgesamt verursachten Kosten. Kategorie C 

7. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

7.1. Werden in der Wertpapierbeschreibung Berater genannt, ist anzugeben, in welcher Funk­
tion sie gehandelt haben. 

Kategorie C 

7.2. Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Informa­
tionen von gesetzlichen Abschlussprüfern geprüft oder durchgesehen wurden, über die 
die Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Wiedergabe oder bei entsprechender 
Erlaubnis der zuständigen Behörden Zusammenfassung des Vermerks. 

Kategorie A 

7.3. Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Vermerk einer Person auf­
genommen, die als Sachverständiger handelt, so sind deren Name, Geschäftsadresse und 
Qualifikationen sowie jede etwaige wesentliche Beteiligung dieser Person am Emittenten 
anzugeben. Wurde der Vermerk im Auftrag des Emittenten erstellt, ist zu bestätigen, dass 
die Aufnahme der Erklärung oder des Vermerks in der vorliegenden Form und im vor­
liegenden Kontext mit Zustimmung der Person erfolgt, die den Inhalt dieses Teils der 
Wertpapierbeschreibung gebilligt hat. 

Kategorie A 

7.4. Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese korrekt 
wiedergegeben wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von 
diesem Dritten veröffentlichten Angaben ersichtlich, keine Auslassungen beinhalten, die 
die wiedergegebenen Angaben unkorrekt oder irreführend gestalten würden. Darüber 
hinaus ist/sind die Informationsquelle(n) anzugeben. 

Kategorie C 

7.5. i) Angabe der Ratings, die für einen Emittenten in dessen Auftrag oder in Zusammen­
arbeit mit ihm beim Ratingverfahren erstellt wurden. 

Kategorie A 

ii) Angabe der Ratings, die im Auftrag des Emittenten oder in Zusammenarbeit mit ihm 
beim Ratingverfahren für Wertpapiere erstellt wurden. 

Kategorie C
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1. DIE WERTPAPIERE 

1.1. Mindeststückelung einer Emission. Kategorie C 

1.2. Werden Angaben zu einem nicht an der Emission beteiligten Unternehmen/Schuldner 
veröffentlicht, ist zu bestätigen, dass die das Unternehmen/den Schuldner betreffenden 
Angaben korrekt den vom Unternehmen/Schuldner selbst publizierten Informationen 
entnommen wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von 
dem Unternehmen bzw. Schuldner veröffentlichten Angaben ersichtlich nicht durch 
Auslassungen irreführend gestaltet wurden. 

Kategorie C 

Darüber hinaus ist/sind die Quelle(n) der in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen 
Informationen, d. h. die Fundstelle der vom Unternehmen oder Schuldner selbst publi­
zierten Angaben zu nennen. 

Kategorie C 

2. DIE BASISWERTE 

2.1. Es ist zu bestätigen, dass die der Emission zugrunde liegenden verbrieften Aktiva so 
beschaffen sind, dass sie die Erwirtschaftung von Finanzströmen gewährleisten, die alle 
für die Wertpapiere fälligen Zahlungen abdecken. 

Kategorie A 

2.2. Liegt der Emission ein Pool von Einzelaktiva zugrunde, sind folgende Angaben zu 
liefern: 

2.2.1. Die für diesen Aktiva-Pool geltende Rechtsordnung, Kategorie C 

2.2.2. a) bei einer kleineren Zahl leicht identifizierbarer Schuldner eine allgemeine Beschreibung 
jedes Schuldners, 

Kategorie A 

b) in allen anderen Fällen eine Beschreibung der allgemeinen Charakteristika der Schuld­
ner und des wirtschaftlichen Umfelds, 

Kategorie B 

sowie globale statistische Daten in Bezug auf die verbrieften Aktiva, Kategorie C 

2.2.3. Rechtsnatur der Aktiva, Kategorie C 

2.2.4. Verfall- oder Fälligkeitstermin(e) der Aktiva, Kategorie C 

2.2.5. Betrag der Aktiva, Kategorie C 

2.2.6. Beleihungsquote oder Besicherungsgrad, Kategorie C 

2.2.7. Verfahren zur Originierung oder Schaffung der Aktiva sowie bei Darlehen oder Kredit­
verträgen die Hauptvergabekriterien samt Hinweis auf etwaige Darlehen, die diesen Kri­
terien nicht genügen, sowie etwaige Rechte oder Verpflichtungen im Hinblick auf die 
Zahlung weiterer Vorschüsse, 

Kategorie B 

2.2.8. Hinweis auf wichtige Zusicherungen und Sicherheiten, die dem Emittenten in Bezug auf 
die Aktiva gemacht oder gestellt wurden, 

Kategorie C 

2.2.9. etwaige Substitutionsrechte für die Aktiva und eine Beschreibung der Art und Weise, wie 
die Aktiva ersetzt werden können, und der Art der substituierbaren Aktiva; sollte die 
Möglichkeit einer Substitution durch Aktiva einer anderen Gattung oder Qualität beste­
hen, ist dies anzugeben und sind die Auswirkungen einer solchen Substitution darzule­
gen, 

Kategorie B 

2.2.10. Beschreibung sämtlicher relevanter Versicherungspolicen, die für die Aktiva abgeschlossen 
wurden. Eine Konzentration bei ein und demselben Versicherer sollte angegeben werden, 
wenn sie für die Transaktion wesentlich ist. 

Kategorie B
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2.2.11. Setzen sich die Aktiva aus Schuldverschreibungen von maximal fünf Schuldnern zusam­
men, bei denen es sich um juristische Personen handelt, oder sind mehr als 20 % der 
Aktiva einem einzigen Schuldner zuzurechnen oder ist nach Kenntnis des Emittenten 
und/oder soweit für ihn aus den von dem/den Schuldner(n) veröffentlichten Informatio­
nen ersichtlich, ein wesentlicher Teil der Aktiva einem einzelnen Schuldner zuzurechnen, 
so ist eine der beiden folgenden Angaben zu machen: 

a) Angaben über jeden Schuldner, als wäre er ein Emittent, der für Schuldtitel und 
derivative Wertpapiere mit einer Mindeststückelung von 100 000 EUR ein Registrie­
rungsformular zu erstellen hat, 

Kategorie A 

b) wenn es sich um einen Schuldner oder Garantiegeber handelt, dessen Wertpapiere 
bereits zum Handel an einem geregelten oder vergleichbaren Markt zugelassen wur­
den, oder wenn die Schuldverschreibungen von einem Unternehmen garantiert wer­
den, das bereits zum Handel an einem geregelten oder vergleichbaren Markt zuge­
lassen wurde, Name, Anschrift, Land der Gründung, Art der Geschäftstätigkeit und 
Bezeichnung des Marktes, an dem die Wertpapiere zugelassen sind. 

Kategorie C 

2.2.12. Besteht zwischen dem Emittenten, dem Garantiegeber und dem Schuldner eine für die 
Emission wesentliche Beziehung, sind die Hauptkennzeichen dieser Beziehung im Einzel­
nen anzugeben. 

Kategorie C 

2.2.13. Umfassen die Aktiva nicht an einem geregelten oder gleichwertigen Markt gehandelte 
Schuldverschreibungen, sind die wichtigsten Konditionen dieser Schuldverschreibungen 
darzulegen. 

Kategorie B 

2.2.14. Umfassen die Aktiva Dividendenwerte, die zum Handel an einem geregelten oder gleich­
wertigen Markt zugelassen sind, ist Folgendes anzugeben: 

a) eine Beschreibung der Wertpapiere, Kategorie C 

b) eine Beschreibung des Markts, an dem sie gehandelt werden, einschließlich seines 
Gründungsdatums, der Art und Weise, wie Kursinformationen veröffentlicht werden, 
der täglichen Handelsvolumina, der Bedeutung des Markts in seinem Land und der 
für den Markt zuständigen Regulierungsbehörde, 

Kategorie C 

c) die Abstände, in denen die Kurse der einschlägigen Wertpapiere veröffentlicht wer­
den. 

Kategorie C 

2.2.15. Sind mehr als zehn (10) Prozent der Aktiva Dividendenwerte, die nicht an einem ge­
regelten oder gleichwertigen Markt gehandelt werden, sind diese Dividendenwerte zu 
beschreiben und gleichwertige Angaben zu liefern, die im Schema für das Aktien-Regis­
trierungsformular für jeden Emittenten dieser Wertpapiere vorzulegen sind. 

Kategorie A 

2.2.16. Ist ein wesentlicher Teil der Aktiva durch Immobilien besichert oder unterlegt, ist ein 
Gutachten für diese Immobilien vorzulegen, in dem sowohl die Immobilien selbst als 
auch die Kapitalfluss- und Einkommensströme geschätzt werden. Diese Angaben können 
entfallen, wenn es sich um eine Emission von Wertpapieren handelt, die durch immo­
bilienbesicherte Hypothekendarlehen unterlegt sind, die Immobilien für die Zwecke der 
Emission nicht neubewertet wurden und unmissverständlich angegeben ist, dass es sich 
bei den genannten Schätzungen um die zum Zeitpunkt des ursprünglichen Hypotheken­
darlehens durchgeführten Schätzungen handelt. 

Kategorie A 

2.3. Liegt der Emission ein aktiv gemanagter Pool von Aktiva zugrunde, sind folgende 
Angaben zu liefern: 

2.3.1. Gleichwertige Angaben wie unter 2.1 und 2.2, damit Art, Qualität, Hinlänglichkeit und 
Liquidität der im Portfolio gehaltenen Aktiva-Arten, die die Emission besichern, bewertet 
werden können. 

Siehe Punkte 2.1 
und 2.2 

2.3.2. Die Parameter, innerhalb deren die Anlagen getätigt werden können; Name und Beschrei­
bung des für die Verwaltung zuständigen Unternehmens, einschließlich einer Beschrei­
bung des in diesem Unternehmen vorhandenen Sachverstands bzw. der bestehenden 
Erfahrungen; Zusammenfassung der Bestimmungen über die Abbestellung eines solchen 
Unternehmens und die Bestellung einer anderen Verwaltungsgesellschaft und Beschrei­
bung der Beziehung dieses Unternehmens zu allen anderen an der Emission beteiligten 
Parteien. 

Kategorie B
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2.4. Schlägt ein Emittent vor, weitere, mit denselben Aktiva unterlegte Wertpapiere zu emit­
tieren, ist dies klar und deutlich anzugeben und für den Fall, dass diese neuen Wert­
papiere nicht mit den vorhandenen Schuldtitelgattungen austauschbar oder diesen nicht 
nachgeordnet sind, darzulegen, wie die Inhaber dieser Gattung unterrichtet werden sollen. 

Kategorie C 

3. STRUKTUR UND KAPITALFLUSS 

3.1. Beschreibung der Struktur der Transaktion, erforderlichenfalls mit Strukturdiagramm. Kategorie A 

3.2. Beschreibung der an der Emission beteiligten Unternehmen und der von ihnen aus­
zuführenden Aufgaben. 

Kategorie A 

3.3. Beschreibung der Methode und des Datums des Verkaufs, der Übertragung, der Novation 
oder der Zession der Aktiva bzw. etwaiger sich aus den Aktiva ergebender Rechte und/ 
oder Pflichten gegenüber dem Emittenten, oder ggf. der Art und Weise und der Frist, auf 
die bzw. innerhalb deren der Emittent die Erträge der Emission vollständig investiert 
haben wird. 

Kategorie B 

3.4. Erläuterung des Mittelflusses, einschließlich 

3.4.1. der Art und Weise, wie der sich aus den Aktiva ergebende Kapitalfluss den Emittenten in 
die Lage versetzen soll, seinen Verpflichtungen gegenüber den Wertpapierinhabern nach­
zukommen. Erforderlichenfalls ist eine Tabelle mit der Bedienung der finanziellen Ver­
pflichtungen aufzunehmen sowie eine Beschreibung der Annahmen, die bei der Erstel­
lung dieser Tabelle zugrunde gelegt wurden. 

Kategorie B 

3.4.2. Angaben über etwaige Bonitätsverbesserungen; Angabe, wo wesentliche Liquiditätseng­
pässe auftreten und Liquiditätshilfen vorhanden sein könnten; Angabe der Bestimmun­
gen, die die Zinsrisiken bzw. Kapitalausfallrisiken auffangen sollen. 

Kategorie B 

3.4.3. unbeschadet des Punktes 3.4.2 Einzelheiten zur Finanzierung etwaiger nachgeordneter 
Verbindlichkeiten. 

Kategorie C 

3.4.4. Angabe etwaiger Parameter für die Anlage zeitweiliger Liquiditätsüberschüsse und Be­
schreibung der für eine solche Anlage zuständigen Parteien, 

Kategorie B 

3.4.5. der Art und Weise, wie Zahlungen in Bezug auf die Aktiva vereinnahmt werden, Kategorie B 

3.4.6. der Rangfolge der Zahlungen, die der Emittent an die Inhaber der betreffenden Wert­
papiergattungen leistet, 

Kategorie A 

3.4.7. detaillierter Angaben zu etwaigen anderen Vereinbarungen, von denen Zins- und Kapi­
talzahlungen an die Anleger abhängen. 

Kategorie A 

3.5. Name, Anschrift und wesentliche Geschäftstätigkeiten der Originatoren der verbrieften 
Aktiva. 

Kategorie C 

3.6. Ist die Rendite und/oder Rückzahlung des Wertpapiers an die Wertentwicklung oder 
Kreditwürdigkeit anderer Aktiva geknüpft, die keine Aktiva des Emittenten sind, gelten 
die Punkte 2.2 und 2.3. 

Siehe Punkte 2.2 
und 2.3 

3.7. Name, Anschrift und wesentliche Geschäftstätigkeiten des Verwalters, der Berechnungs- 
oder einer ähnlichen Stelle, samt einer Zusammenfassung der Aufgaben des Verwalters 
bzw. der Berechnungsstelle und deren Beziehung zu dem Institut, das die Aktiva origi­
niert oder geschaffen hat, sowie eine Zusammenfassung der Bestimmungen über die 
Abbestellung des Verwalters/der Berechnungsstelle und die Bestellung eines anderen Ver­
walters/einer anderen Berechnungsstelle. 

Kategorie C 

3.8. Namen und Anschriften sowie eine kurze Beschreibung 

a) etwaiger Swap-Vertragsparteien und Steller anderer wesentlicher Formen der Bonitäts- 
oder Liquiditätsverbesserung, 

Kategorie A 

b) der Banken, bei denen die Hauptkonten in Bezug auf die Transaktion geführt werden. Kategorie C
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4. „EX POST“-ANGABEN 

4.1. Im Prospekt ist anzugeben, ob in Bezug auf die zum Handel zuzulassenden Wertpapiere 
und die Wertentwicklung der zugrunde liegenden Sicherheiten nach erfolgter Emission 
Transaktionsinformationen veröffentlicht werden sollen. Hat der Emittent seine entspre­
chende Absicht bekundet, ist im Prospekt anzugeben, welche Angaben veröffentlicht 
werden, wo sie erhältlich sind und in welchen Abständen sie veröffentlicht werden. 

Kategorie C 

Anhang XIV Einstufung 

1. Beschreibung des Basistitels. 

1.1 Beschreibung von Typ und Gattung der Aktien. Kategorie A 

1.2. Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Aktien geschaffen wurden oder werden 
sollen. 

Kategorie A 

1.3. Angabe, ob es sich um Namens- oder Inhaberpapiere handelt und ob sie in Stückeform 
oder stückelos vorliegen. In letzterem Fall Name und Anschrift des die Buchungsunter­
lagen führenden Instituts. 

Kategorie A 

1.4. Angabe der Währung der Emission. Kategorie A 

1.5. Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte, einschließlich aller etwai­
gen Beschränkungen dieser Rechte, und des Verfahrens zur Wahrnehmung dieser Rechte. 

— Dividendenrechte: 

— feste(r) Termin(e), zu dem/denen der Anspruch entsteht, 

— Frist, nach deren Ablauf der Dividendenanspruch verfällt und Nennung des in diesem 
Fall Begünstigten, 

— Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wertpapierinhaber, 

— Dividendensatz bzw. Methode für dessen Berechnung, Häufigkeit und Art der Zah­
lungen (kumulativ oder nichtkumulativ), 

— Stimmrechte, 

— Vorkaufsrechte bei Angeboten von Wertpapieren derselben Gattung, 

— Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten, 

— Recht auf Beteiligung am Saldo im Falle einer Liquidation, 

— Tilgungsklauseln, 

— Wandelbedingungen. 

Kategorie A 

1.6. Bei Neuemissionen Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Billigungen, aufgrund 
deren die Aktien geschaffen und/oder emittiert wurden oder werden sollen, und Angabe 
des Emisionstermins. 

Kategorie C 

1.7. Ort und Zeitpunkt der künftigen bzw. erfolgten Zulassung der Aktien zum Handel. Kategorie C 

1.8. Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die freie Übertragbarkeit der Aktien. Kategorie A 

1.9. Angabe etwaiger obligatorischer Übernahmeangebote und/oder Squeeze-Out- und Sell- 
Out-Regeln in Bezug auf die Wertpapiere. 

Kategorie A 

1.10. Angabe öffentlicher Übernahmeangebote für das Eigenkapital des Emittenten, die Dritte 
während des letzten oder des laufenden Geschäftsjahres unterbreitet haben. Für solche 
Angebote sind der Preis oder die Wandelbedingungen sowie das Resultat zu nennen. 

Kategorie A
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1.11. Auswirkungen der Rechteausübung auf den Emittenten des Basistitels und möglicher 
Verwässerungseffekt für die Aktionäre. 

Kategorie C 

2. Ist der Emittent des Basistitels ein Unternehmen derselben Gruppe, sind für diesen 
Emittenten die gleichen Angaben zu liefern wie im Aktien-Registrierungsformular. 

Kategorie A 

Anhang VI Einstufung 

1. ART DER GARANTIE 

Beschreibung jeder Vereinbarung, mit der sichergestellt werden soll, dass jede für die 
Emission wesentliche Verpflichtung angemessen erfüllt wird, ob in Form einer Garantie, 
einer Sicherheit, einer Patronatserklärung (keep well agreement), einer „Mono-line“-Ver­
sicherungspolice oder einer gleichwertigen anderen Verpflichtung (nachfolgend unter dem 
Oberbegriff „Garantien“ zusammengefasst, wobei der Steller als „Garantiegeber“ bezeich­
net wird). 

Unbeschadet der Allgemeingültigkeit des vorstehenden Absatzes umfassen derartige Ver­
einbarungen auch Verpflichtungen zur Gewährleistung der Rückzahlung von Schuldtiteln 
und/oder der Zahlung von Zinsen. In der Beschreibung sollte auch dargelegt werden, wie 
mit der Vereinbarung sichergestellt werden soll, dass die garantierten Zahlungen ord­
nungsgemäß geleistet werden. 

Kategorie B 

2. UMFANG DER GARANTIE 

Konditionen und Umfang der Garantie sind im Einzelnen darzulegen. Unbeschadet der 
Allgemeingültigkeit des vorstehenden Absatzes sollten diese Angaben sämtliche Auflagen 
für die Inanspruchnahme der Garantie bei Ausfall umfassen, die in den Wertpapierkon­
ditionen und den wesentlichen Bestimmungen etwaiger „Mono-line“-Versicherungen oder 
Patronatserklärungen zwischen Emittent und Garantiegeber festgelegt sind. Auch etwaige 
Vetorechte des Garantiegebers in Bezug auf Änderungen bei den Wertpapierinhaberrech­
ten, wie sie häufig in „Mono-line“-Versicherungen zu finden sind, müssen im Einzelnen 
dargelegt werden. 

Kategorie B 

3. ANGABEN ZUM GARANTIEGEBER 

Der Garantiegeber muss über sich selbst die gleichen Angaben machen wie der Emittent 
der Art von Wertpapieren, die Gegenstand der Garantie ist. 

Kategorie A 

4. EINSEHBARE DOKUMENTE 

Angabe der Orte, an denen die Öffentlichkeit die wesentlichen Verträge und sonstige mit 
der Garantie verbundene Dokumente einsehen kann. 

Kategorie A 

( 1 ) Ist eine Komponente der Formel 0 oder 1 und wird diese bei einer bestimmten Emission nicht verwendet, sollte die Möglichkeit 
bestehen, die Formel in den endgültigen Bedingungen ohne die nicht angewandte Komponente wiederzugeben.
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ANHANG XXI 

Liste der zusätzlichen Angaben in den endgültigen Bedingungen 

ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

Beispiel(e) für die in Erwägungsgrund 18 der Prospektverordnung genannten komplexen derivativen Wertpapiere. 

In der entsprechenden Wertpapierbeschreibung nicht vorgeschriebene zusätzliche Bestimmungen zum Basiswert. 

Land/Länder, in dem/denen das Wertpapier öffentlich angeboten wird. 

Land/Länder, in dem/denen die Zulassung zum Handel am geregelten Markt/an den geregelten Märkten beantragt wird. 

Land/Länder, dem/denen die Billigung des betreffenden Basisprospekts mitgeteilt wurde. 

Seriennummer 

Tranchennummer
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ANHANG XXII 

Für die Zusammenfassungen vorgeschriebene Angaben 

LEITFADEN FÜR DIE TABELLEN 

1. Die Zusammenfassungen werden auf Modularbasis gemäß den Anhängen dieser Verordnung verfasst, auf deren 
Grundlage der Prospekt erstellt wurde. So würde beispielsweise die Zusammenfassung eines Aktienprospekts die in 
den Anhängen I und III verlangten Angaben enthalten. 

2. Jede Zusammenfassung besteht aus fünf Tabellen (siehe unten). 

3. Die Reihenfolge der Abschnitte A-E ist verbindlich. Innerhalb der einzelnen Abschnitte sind die Angaben in der in den 
Tabellen angegebenen Reihenfolge zu machen. 

4. Ist eine Angabe für einen Prospekt irrelevant, sollte in der Zusammenfassung an der betreffenden Stelle „entfällt“ 
vermerkt werden. 

5. Die Beschreibungen sollten kurz, d. h. nicht länger sein, als es die jeweilige Angabe erfordert. 

6. Die Zusammenfassungen sollten keine Querverweise auf spezielle Teile des Prospekts enthalten. 

7. Betrifft ein Prospekt die Zulassung von Nichtdividendenwerten mit einer Mindeststückelung von 100 000 EUR zum 
Handel an einem geregelten Markt gemäß Anhang IX oder XIII oder beiden, und wird von einem Mitgliedstaat gemäß 
Artikel 5 Absatz 2 und Artikel Artikel 19 Absatz 4 der Richtlinie 2003/71/EG eine Zusammenfassung verlangt oder 
eine solche freiwillig erstellt, so sind in der Zusammenfassung für die Anhänge IX und XIII die in den Tabellen 
genannten Angaben zu veröffentlichen. Ist ein Emittent nicht dazu verpflichtet, eine Zusammenfassung in den Pro­
spekt aufzunehmen, möchte darin aber einen Überblick über seinen Prospekt geben, sollte er für den Fall, dass er dabei 
nicht alle Angabepflichten für Zusammenfassungen erfüllt, dafür sorgen, dass dieser Abschnitt nicht die Überschrift 
„Zusammenfassung“ trägt. 

Abschnitt A — Einleitung und Warnhinweise 

Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

Alle A.1 Warnhinweis, dass 

— die [betreffende] Zusammenfassung als Prospekteinleitung verstanden werden sollte, 
— sich der Anleger bei jeder Entscheidung, in die Wertpapiere zu investieren, auf den 

Prospekt als Ganzen stützen sollte, 
— ein Anleger, der wegen der in dem [betreffenden] Prospekt enthaltenen Angaben Klage 

einreichen will, nach den nationalen Rechtsvorschriften seines Mitgliedstaats mögli­
cherweise für die Übersetzung des Prospekts aufkommen muss, bevor das Verfahren 
eingeleitet werden kann, und 

— zivilrechtlich nur diejenigen Personen haften, die die Zusammenfassung samt etwaiger 
Übersetzungen vorgelegt und übermittelt haben, und dies auch nur für den Fall, dass 
die Zusammenfassung verglichen mit den anderen Teilen des Prospekts irreführend, 
unrichtig oder inkohärent ist oder verglichen mit den anderen Teilen des Prospekts 
wesentliche Angaben, die in Bezug auf Anlagen in die betreffenden Wertpapiere für die 
Anleger eine Entscheidungshilfe darstellen, vermissen lassen. 

Abschnitt B — Emittent und etwaige Garantiegeber 

Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

1, 4, 7, 9, 
11 

B.1 Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten. 

1, 4, 7, 9, 
11 

B.2 Sitz und Rechtsform des Emittenten, das für den Emittenten geltende Recht und Land der 
Gründung der Gesellschaft. 

1 B.3 Art der derzeitigen Geschäftstätigkeit und Haupttätigkeiten des Emittenten samt der hierfür 
wesentlichen Faktoren, wobei die Hauptprodukt- und/oder-dienstleistungskategorien sowie 
die Hauptmärkte, auf denen der Emittent vertreten ist, anzugeben sind. 

1 B.4a Wichtigste jüngste Trends, die sich auf den Emittenten und die Branchen, in denen er tätig 
ist, auswirken.
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Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

4, 11 B.4b Alle bereits bekannten Trends, die sich auf den Emittenten und die Branchen, in denen er 
tätig ist, auswirken. 

1, 4, 9, 11 B.5 Ist der Emittent Teil einer Gruppe, Beschreibung der Gruppe und der Stellung des Emit­
tenten innerhalb dieser Gruppe. 

1 B.6 Soweit dem Emittenten bekannt, Name jeder Person, die eine direkte oder indirekte Be­
teiligung am Eigenkapital des Emittenten oder einen Teil der Stimmrechte hält, die/der 
nach den für den Emittenten geltenden nationalen Rechtsvorschriften meldepflichtig ist, 
samt der Höhe der Beteiligungen der einzelnen Personen. 

Angabe, ob die Hauptanteilseigner des Emittenten unterschiedliche Stimmrechte haben, 
falls vorhanden. 
Soweit dem Emittenten bekannt, ob an ihm unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen 
oder Beherrschungsverhältnisse bestehen, wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherr­
schung ausübt und welcher Art die Beherrschung ist. 

1 B.7 Ausgewählte wesentliche historische Finanzinformationen über den Emittenten, die für 
jedes Geschäftsjahr des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums 
und für jeden nachfolgenden Zwischenberichtszeitraum vorgelegt werden, sowie Ver­
gleichsdaten für den gleichen Zeitraum des vorangegangenen Geschäftsjahres, es sei denn, 
diese Anforderung ist durch Vorlage der Bilanzdaten zum Jahresende erfüllt. 

Sollten sich Finanzlage und Betriebsergebnis des Emittenten in oder nach dem von den 
wesentlichen historischen Finanzinormationen abgedeckten Zeitraum erheblich geändert 
haben, sollten auch diese Veränderungen dargelegt werden. 

1, 2 B.8 Ausgewählte wesentliche Pro-forma-Finanzinformationen, die als solche gekennzeichnet 
sind. 

Diese müssen einen klaren Hinweis auf den hypothetischen Charakter von Pro-Forma- 
Finanzinformationen, d. h. darauf enthalten, dass sie nicht die tatsächliche Finanzlage oder 
die tatsächlichen Ergebnisse des Unternehmens widerspiegeln. 

1, 4, 9, 11 B.9 Liegen Gewinnprognosen oder -schätzungen vor, ist der entsprechende Wert anzugeben. 

1, 4, 9, 11 B.10 Art etwaiger Beschränkungen im Bestätigungsvermerk zu den historischen Finanzinforma­
tionen. 

3 B.11 Reicht das Geschäftskapital des Emittenten nicht aus, um die bestehenden Anforderungen 
zu erfüllen, sollte eine Erläuterung beigefügt werden. 

4, 9, 11 B.12 Berücksichtigen Sie unter Punkt B.7 nur den ersten Absatz und liefern Sie darüber 
hinaus: 
— eine Erklärung, dass sich die Aussichten des Emittenten seit dem Datum des letzten 

veröffentlichten geprüften Abschlusses nicht wesentlich verschlechtert haben, oder 
beschreiben Sie jede wesentliche Verschlechterung, 

— eine Beschreibung wesentlicher Veränderungen bei Finanzlage oder Handelsposition 
des Emittenten, die nach dem von den historischen Finanzinformationen abgedeckten 
Zeitraum eingetreten sind. 

4, 9, 11 B.13 Beschreibung aller Ereignisse aus der jüngsten Zeit der Geschäftstätigkeit des Emittenten, 
die für die Bewertung seiner Zahlungsfähigkeit in hohem Maße relevant sind. 

4, 9, 11 B.14 B.5 sowie: 
„Ist der Emittent von anderen Unternehmen der Gruppe abhängig, ist dies klar anzuge­
ben.“ 

4, 9, 11 B.15 Beschreibung der Haupttätigkeiten des Emittenten. 

4, 7, 9, 11 B.16 Berücksichtigen Sie unter Punkt B.6 nur den letzten Absatz. 

5, 13 B.17 Die Ratings, die im Auftrag des Emitttenten oder in Zusammenarbeit mit ihm beim 
Ratingverfahren für den Emittenten oder seine Schuldtitel erstellt wurden. 

6 B.18 Beschreibung von Art und Umfang der Garantie.
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Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

6 B.19 Es sind die in Abschnitt B vorgesehenen Angaben zum Garantiegeber zu liefern, als wäre 
er der Emittent der gleichen Art von Wertpapieren, die Gegenstand der Garantie ist. Legen 
Sie deshalb für den betreffenden Anhang die für eine Zusammenfassung vorgeschriebenen 
Angaben vor. 

7 B.20 Angabe, ob der Emittent als Zweckgesellschaft zur Emission von ABS gegründet wurde. 

7 B.21 Beschreibung der Haupttätigkeiten des Emittenten einschließlich eines Gesamtüberblicks 
über die Teilnehmer des Verbriefungsprogramms, sowie Angaben über unmittelbare oder 
mittelbare Beteiligungen oder Beherrschungsverhältnisse zwischen diesen Teilnehmern. 

7 B.22 Hat ein Emittent seit seiner Gründung oder Niederlassung seine Tätigkeit nicht aufgenom­
men und wurde zum Datum des Registrierungsformulars kein Abschluss erstellt, ist dies 
anzugeben. 

7 B.23 Berücksichtigen Sie unter Punkt B.7 nur den ersten Absatz 

7 B.24 Beschreibung jeder wesentlichen Verschlechterung der Aussichten des Emittenten seit dem 
Datum des letzten veröffentlichten geprüften Abschlusses. 

8 B.25 Beschreibung der Basiswerte, einschließlich 

— einer Bestätigung, dass die der Emission zugrunde liegenden verbrieften Aktiva so 
beschaffen sind, dass sie die Erwirtschaftung von Finanzströmen gewährleisten, die 
alle für die Wertpapiere fälligen Zahlungen abdecken, 

— einer Beschreibung der allgemeinen Charakteristika der Schuldner und bei einer klei­
neren Zahl leicht identifizierbarer Schuldner eine allgemeine Beschreibung der einzel­
nen Schuldner, 

— einer Beschreibung der Rechtsnatur der Aktiva, 

— der Beleihungsquote oder des Besicherungsgrades, 

— für den Fall, dass der Prospekt ein Immobiliengutachen enthält, eine Beschreibung der 
Schätzung. 

8 B.26 Wenn der Emission ein aktiv gemanagter Pool von Aktiva zugrunde liegt, Beschreibung 
der Parameter, innerhalb deren die Anlagen getätigt werden können, Name und Beschrei­
bung des für die Verwaltung zuständigen Unternehmens, einschließlich einer kurzen Be­
schreibung der Beziehung dieses Unternehmens zu allen anderen an der Emission betei­
ligten Parteien. 

8 B.27 Schlägt ein Emittent die Ausgabe weiterer Wertpapiere vor, die mit den gleichen Aktiva 
unterlegt sind, ist dies anzugeben. 

8 B.28 Beschreibung der Struktur der Transaktion, erforderlichenfalls mit Strukturdiagramm. 

8 B.29 Beschreibung des Mittelflusses und Angabe von Swap-Vertragsparteien und etwaigen an­
deren wesentlichen Formen der Bonitäts- oder Liquiditätsverbesserung sowie deren Steller. 

8 B.30 Name und Beschreibung der Originatoren der verbrieften Aktiva. 

10 B.31 Angaben zum Emittenten der Basiswerte: 

— B.1 

— B.2 
— B.3 

— B.4 

— B.5 
— B.6 

— B.7 

— B.9 
— B.10 

— D.4
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Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

10 B.32 Angaben zum Emittenten der Zertifikate, die Aktien vertreten: 

— „Name und eingetragener Sitz.“ 

— „Rechtsordnung, unter der der Emittent tätig ist, und Rechtsform, die er unter dieser 
Rechtsordnung angenommen hat.“ 

15 B.33 Folgende Angaben aus Anhang 1: 

— B.1 

— B.2 
— B.5 

— B.6 

— B.7 
— B.8 

— B.9 

— B.10 
— C.3 

— C.7 

— D.2 

15 B.34 Beschreibung des Anlageziels und der Anlagepolitik (einschließlich etwaiger Anlage­
beschränkungen), die der Organismus für gemeinsame Anlagen verfolgt, einschließlich 
einer Beschreibung der genutzten Instrumente. 

15 B.35 Obergrenzen für die Kreditaufnahme und/oder Leverage-Limits, denen der Organismus für 
gemeinsame Anlagen unterliegt. Sind keine Obergrenzen vorhanden, ist dies anzugeben. 

15 B.36 Beschreibung des Status des Organismus für gemeinsame Anlagen, der durch eine Regu­
lierungs- oder Aufsichtsbehörde kontrolliert wird, und Angabe des Namens der Regulie­
rungs- bzw. Aufsichtsbehörde(n) im Land seiner Gründung. 

15 B.37 Kurzes Profil des Anlegertyps, auf den der Organismus für gemeinsame Anlagen zu­
geschnitten ist. 

15 B.38 Wird im Hauptteil des Prospekts angegeben, dass mehr als 20 % der Bruttovermögens­
werte des Organismus für gemeinsame Anlagen 

a) direkt oder indirekt in einen einzigen Basiswert investiert werden können oder 

b) in einen oder mehrere Organismen für gemeinsame Anlagen investiert werden können, 
die ihrerseits mehr als 20 % ihrer Bruttovermögenswerte in andere Organismen für 
gemeinsame Anlagen investieren können, oder 

c) eine über diesen Betrag hinausgehende Exposition in Bezug auf die Bonität oder Zah­
lungsfähigkeit einer anderen Vertragspartei besteht, 

sollte dieses Unternehmen genannt und die Exposition (z. B der Vertragspartner) beschrie­
ben werden und sollten Angaben zu dem Markt gemacht werden, an dem die Wertpapiere 
dieses Unternehmens zum Handel zugelassen sind. 

15 B.39 Darf ein Organismus für gemeinsame Anlagen mehr als 40 % seiner Bruttovermögens­
werte in einen anderen Organismus für gemeinsame Anlagen investieren, sollte(n) in der 
Zusammenfassung entweder 

a) die Exponierung und der Name des Basisorganismus für gemeinsame Anlagen genannt 
und die gleichen Angaben geliefert werden, die in einer Zusammenfassung von diesem 
Organismus für gemeinsame Anlagen verlangt würden, oder 

b) für den Fall, dass die von einem Basisorganismus für gemeinsame Anlagen emittierten 
Wertpapiere bereits zum Handel an einem geregelten oder gleichwertigen Markt zu­
gelassen sind, der Name des Basisorganismus für gemeinsame Anlagen angegeben 
werden. 

15 B.40 Beschreibung der Dienstleister des Antragstellers einschließlich der maximal zu entrichten­
den Entgelte. 

15 B.41 Name und Regulierungsstatus aller etwaigen Vermögensverwalter, Anlageberater, Verwah­
rer, Verwalter oder sonstigen Treuhänder (einschließlich etwaiger delegierter Verwahrungs­
verträge). 

15 B.42 Häufigkeit der Bestimmung des Nettoinventarwerts des Organismus für gemeinsame An­
lagen und Art der Übermittlung dieses Werts an die Anleger.
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Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

15 B.43 Bei einem Dachorganismus für gemeinsame Anlagen ist jede wechselseitige Haftung, die 
zwischen verschiedenen Teilfonds oder Anlagen in andere Organismen für gemeinsame 
Anlagen auftreten kann, darzulegen. 

15 B.44 B.7 sowie: 

— „Hat ein Organismus für gemeinsame Anlagen seine Tätigkeit noch nicht aufgenom­
men und wurde zum Datum des Registrierungsformulars kein Abschluss erstellt, ist 
dies anzugeben.“ 

15 B.45 Beschreibung des Portfolios des Organismus für gemeinsame Anlagen. 

15 B.46 Angabe des aktuellsten Nettoinventarwerts pro Wertpapier (falls anwendbar). 

16 B.47 Beschreibung des Emittenten, einschließlich 
— seiner gesetzlichen Bezeichnung und seiner Stellung im nationalen öffentlichen Rah­

men, 

— der Rechtsform des Emittenten, 

— aller etwaigen Ereignisse aus jüngster Zeit, die für die Bewertung seiner Zahlungsfähig­
keit relevant sind, 

— einer Beschreibung des wirtschaftlichen Umfelds des Emittenten, einschließlich der 
Wirtschaftsstruktur mit detaillierten Angaben zu den Hauptwirtschaftszweigen. 

16 B.48 Beschreibung/Eckdaten der öffentlichen Finanzen und Handelsinformationen für die beiden 
Geschäftsjahre, die dem Datum des Prospekts vorausgehen, samt einer Beschreibung aller 
wesentlichen Veränderungen, die seit Ende des letzten Geschäftsjahres bei diesen Angaben 
eingetreten sind. 

17 B.49 Beschreibung des Emittenten, einschließlich 

— seiner gesetzlichen Bezeichnung und einer Beschreibung seines Rechtsstatus, 

— seiner Rechtsform, 
— einer Beschreibung seiner Zielsetzung und Aufgaben, 

— seiner Finanzierungsquellen sowie der Garantien und anderer Verpflichtungen, die 
seine Mitglieder ihm gegenüber übernommen haben, 

— aller etwaigen Ereignisse aus jüngster Zeit, die für die Bewertung seiner Zahlungsfähig­
keit relevant sind. 

17 B.50 Ausgewählte wesentliche historische Finanzinformationen der letzten beiden Geschäfts­
jahre samt einer Beschreibung aller wesentlichen Veränderungen, die seit den letzten 
geprüften Finanzinformationen bei der Finanzlage des Emittenten eingetreten sind. 

Abschnitt C — Wertpapiere 

Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

3, 5, 12, 13 C.1 Beschreibung von Art und Gattung der angebotenen und/oder zum Handel zuzulassenden 
Wertpapiere, einschließlich jeder Wertpapierkennung. 

3, 5, 12, 13 C.2 Währung der Wertpapieremission. 

1 C.3 Zahl der ausgegebenen und voll eingezahlten Aktien und der ausgegebenen, aber nicht voll 
eingezahlten Aktien. 

Nennwert pro Aktie bzw. Angabe, dass die Aktien keinen Nennwert haben. 

3 C.4 Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte. 

3, 5, 12, 13 C.5 Beschreibung aller etwaigen Beschränkungen für die freie Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

3 C.6 Angabe, ob für die angebotenen Wertpapiere die Zulassung zum Handel an einem ge­
regelten Markt beantragt wurde bzw. werden soll, und Nennung aller geregelten Märkte, 
an denen die Wertpapiere gehandelt werden oder werden sollen.
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Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

1 C.7 Beschreibung der Dividendenpolitik. 

5, 12, 13 C.8 C.4 sowie: 
— „einschließlich der Rangordnung“ 
— „einschließlich Beschränkungen dieser Rechte“ 

5, 13 C.9 C.8 sowie: 
— „nominaler Zinssatz“ 
— „Datum, ab dem die Zinsen zahlbar werden und Zinsfälligkeitstermine“ 

— „ist der Zinssatz nicht festgelegt, Beschreibung des Basiswerts, auf den er sich stützt“ 

— „Fälligkeitstermin und Vereinbarungen für die Darlehenstilgung, einschließlich der 
Rückzahlungsverfahren“ 

— „Angabe der Rendite“ 
— „Name des Vertreters der Schuldtitelinhaber“ 

5 C.10 C.9 sowie: 
— „wenn das Wertpapier eine derivative Komponente bei der Zinszahlung hat, eine klare 

und umfassende Erläuterung, die den Anlegern verständlich macht, wie der Wert ihrer 
Anlage durch den Wert des Basisinstruments/der Basisinstrumente beeinflusst wird, 
insbesondere in Fällen, in denen die Risiken am offensichtlichsten sind“ 

5, 12 C.11 Es ist anzugeben, ob für die angebotenen Wertpapiere ein Antrag auf Zulassung zum 
Handel gestellt wurde oder werden soll, um sie an einem geregelten Markt oder anderen 
gleichwertigen Märkten zu platzieren, wobei die betreffenden Märkte zu nennen sind. 

8 C.12 Mindeststückelung einer Emission. 

10 C.13 Angaben über die zugrunde liegenden Aktien: 

— C.1 

— C.2 
— C.3 

— C.4 

— C.5 
— C.6 

— C.7 

10 C.14 Angaben zu den Zertifikaten, die Aktien vertreten: 

— C.1 

— C.2 
— C.4 

— C.5 

— „Beschreibung der Wahrnehmung und Nutzung der an die zugrunde liegenden Aktien 
gebunden Rechte, insbesondere der Stimmrechte, der Bedingungen, unter denen der 
Zertifikateemittent diese Rechte wahrnehmen kann, und der Maßnahmen, die geplant 
sind, um von den Zertifikateinhabern entsprechende Anweisungen — sowie das Recht 
auf Beteiligung am Gewinn und am Liquidationserlös, die nicht auf den Inhaber der 
Zertifikate übertragen werden, zu erhalten.“ 

— „Beschreibung der Bankgarantien oder sonstigen Garantien, die für die Zertifikate 
gestellt werden und die Verpflichtungen des Emittenten unterlegen sollen.“ 

12 C.15 Beschreibung, wie der Wert der Anlage durch den Wert des Basisinstruments/der Basis­
instrumente beeinflusst wird, es sei denn, die Wertpapiere haben eine Mindeststückelung 
von 100 000 EUR. 

12 C.16 Verfalltag oder Fälligkeitstermin der derivativen Wertpapiere — Ausübungstermin oder 
letzter Referenztermin. 

12 C.17 Beschreibung des Abrechnungsverfahrens für die derivativen Wertpapiere.
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Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

12 C.18 Beschreibung der Ertragsmodalitäten bei derivativen Wertpapieren. 

12 C.19 Ausübungspreis oder endgültiger Referenzpreis des Basiswerts. 

12 C.20 Beschreibung der Art des Basiswerts und Angabe des Ortes, an dem Informationen über 
den Basiswert erhältlich sind. 

13 C.21 Angabe des Markts, an dem die Wertpapiere künftig gehandelt werden und für den ein 
Prospekt veröffentlicht wurde. 

14 C.22 Angaben über die zugrunde liegenden Aktien: 

— „Beschreibung der zugrunde liegenden Aktie.“ 
— C.2 

— C.4 sowie „und des Verfahrens für die Wahrnehmung dieser Rechte.“ 

— „Ort und Zeitpunkt der künftigen bzw. erfolgten Zulassung der Aktien zum Handel.“ 
— C.5 

— „Ist der Emittent des Basistitels ein Unternehmen derselben Gruppe, sind zu diesem 
Emittenten die gleichen Angaben zu liefern wie im Aktien-Registrierungsformular. 
Legen Sie deshalb für Anhang 1 die für eine Zusammenfassung vorgeschriebenen 
Angaben vor.“ 

Abschnitt D — Risiken 

Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

1 D.1 Zentrale Angaben zu den zentralen Risiken, die dem Emittenten oder seiner Branche eigen 
sind. 

4, 7, 9, 11, 
16, 17 

D.2 Zentrale Angaben zu den zentralen Risiken, die dem Emittenten eigen sind. 

3, 5, 13 D.3 Zentrale Angaben zu den zentralen Risiken, die den Wertpapieren eigen sind. 

10 D.4 Angaben zum Emittenten der zugrunde liegenden Aktien: 

— D.2 

10 D.5 Angaben zu den Zertifikaten, die Aktien vertreten: 

— D.3 

12 D.6 D.3 sowie: 
— „Diese müssen einen Risikohinweis darauf enthalten, dass der Anleger seinen Kapital­

einsatz ganz oder teilweise verlieren könnte, sowie gegebenenfalls einen Hinweis da­
rauf, dass die Haftung des Anlegers nicht auf den Wert seiner Anlage beschränkt ist, 
sowie eine Beschreibung der Umstände, unter denen es zu einer zusätzlichen Haftung 
kommen kann und welche finanziellen Folgen dies voraussichtlich nach sich zieht.“ 

Abschnitt E — Angebot 

Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

3, 10 E.1 Gesamtnettoerlöse und geschätzte Gesamtkosten der Emission/des Angebots, einschließlich 
der geschätzten Kosten, die dem Anleger vom Emittenten oder Anbieter in Rechnung 
gestellt werden. 

3, 10 E.2a Gründe für das Angebot, Zweckbestimmung der Erlöse, geschätzte Nettoerlöse. 

5, 12 E.2b Gründe für das Angebot und Zweckbestimmung der Erlöse, sofern diese nicht in der 
Gewinnerzielung und/oder der Absicherung bestimmter Risiken liegt. 

3, 5, 10, 12 E.3 Beschreibung der Angebotskonditionen.
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Anhänge Punkt Geforderte Angaben 

3, 5, 10, 
12, 13 

E.4 Beschreibung aller für die Emission/das Angebot wesentlichen, auch kollidierenden Betei­
ligungen. 

3, 10 E.5 Name der Person/des Unternehmens, die/das das Wertpapier zum Verkauf anbietet. 

Bei Lock-up-Vereinbarungen die beteiligten Parteien und die Lock-up-Frist. 

3, 10 E.6 Betrag und Prozentsatz der aus dem Angebot resultierenden unmittelbaren Verwässerung. 

Im Falle eines Zeichnungsangebots an die existierenden Anteilseigner Betrag und Prozent­
satz der unmittelbaren Verwässerung, für den Fall, dass sie das neue Angebot nicht 
zeichnen. 

Alle E.7 Schätzung der Ausgaben, die dem Anleger vom Emittenten oder Anbieter in Rechnung 
gestellt werden.
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ANHANG XXIII 

Mindestangaben für das Aktienregistrierungsformular bei Bezugsrechtsemissionen (verhältnismäßiges Schema) 

1. HAFTENDE PERSONEN 

1.1. Alle Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile des Registrierungsfor­
mulars haften. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich dabei um natürliche 
Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten gehören, 
sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz 
der Gesellschaft anzugeben. 

1.2. Erklärung der für das Registrierungsformular haftenden Personen, dass die Angaben im Registrierungsformular 
ihres Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Registrierungsformulars ver­
zerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben walten lassen, um dies sicherzustellen. Ggf. 
Erklärung der für bestimmte Teile des Registrierungsformulars haftenden Personen, dass die Angaben in dem 
Teil des Registrierungsformulars, für den sie haften, ihres Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, 
die die Aussage des Registrierungsformulars verzerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben 
walten lassen, um dies sicherzustellen. 

2. ABSCHLUSSPRÜFER 

2.1. Name und Anschrift der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanzinformationen 
abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer Berufsvereinigung). 

2.2. Wurden Abschlussprüfer während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums abbe­
rufen, nicht wieder bestellt oder haben sie ihr Mandat selbst niedergelegt, so sind entsprechende Einzelheiten — 
soweit wesentlich — anzugeben. 

3. RISIKOFAKTOREN 

Klare Angabe der Risikofaktoren, die für den Emittenten oder seine Branche charakteristisch sind, unter der 
Rubrik ‚Risikofaktoren‘. 

4. ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

4.1. Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten. 

4.2. Investitionen 

4.2.1. Beschreibung (einschließlich des Betrags) der wichtigsten Investitionen des Emittenten zwischen dem Ende des 
von dem zuletzt veröffentlichten geprüften Abschluss abgedeckten Zeitraums und dem Datum des Registrierungs­
formulars. 

4.2.2. Beschreibung der wichtigsten laufenden Investitionen des Emittenten, einschließlich ihrer geografischen Verteilung 
(Inland und Ausland) und der Finanzierungsmethode (Eigen- oder Fremdfinanzierung). 

4.2.3. Angaben zu den wichtigsten künftigen Investitionen des Emittenten, die von seinen Leitungsorganen bereits fest 
beschlossen sind. 

5. ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

5.1. Haupttätigkeitsbereiche 

Kurze Beschreibung des Betriebs und der Haupttätigkeiten des Emittenten sowie etwaiger bedeutender Änderun­
gen, die sich seit dem Ende des von dem zuletzt veröffentlichten geprüften Abschluss abgedeckten Zeitraums auf 
den Betrieb und die Haupttätigkeiten des Emittenten ausgewirkt haben, und Angaben zu neu eingeführten 
wesentlichen Produkten und Dienstleistungen sowie zum Stand der Entwicklung neuer Produkte oder Dienst­
leistungen, soweit deren Entwicklung öffentlich bekanntgegeben wurde. 

5.2. Wichtigste Märkte 

Kurze Beschreibung der wichtigsten Märkte, auf denen der Emittent tätig ist, sowie etwaiger wesentlicher Än­
derungen auf diesen Märkten seit dem Ende des von dem zuletzt veröffentlichten geprüften Abschluss abge­
deckten Zeitraums. 

5.3. Wurden die unter den Punkten 5.1 und 5.2 genannten Informationen seit dem Ende des von dem zuletzt 
veröffentlichten geprüften Abschluss abgedeckten Zeitraums durch außergewöhnliche Faktoren beeinflusst, so 
ist dies anzugeben. 

5.4. Kurze Darstellung, inwieweit der Emittent von Patenten oder Lizenzen, Industrie-, Handels- oder Finanzierungs­
verträgen oder neuen Herstellungsverfahren abhängig ist, wenn diese Faktoren für die Geschäftstätigkeit oder die 
Rentabilität des Emittenten von wesentlicher Bedeutung sind.
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5.5. Grundlage für etwaige Angaben des Emittenten zu seiner Wettbewerbsposition. 

6. ORGANISATIONSSTRUKTUR 

6.1. Ist der Emittent Teil einer Gruppe, kurze Beschreibung der Gruppe und der Stellung des Emittenten innerhalb 
dieser Gruppe. 

7. TRENDINFORMATIONEN 

7.1. Angabe der wichtigsten aktuellen Trends bei Produktion, Umsatz und Vorräten sowie bei Kosten und Verkaufs­
preisen zwischen dem Ende des letzten Geschäftsjahres und dem Datum des Registrierungsformulars. 

7.2. Angabe aller bekannten Trends, Unsicherheiten, Anfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die die Aussichten des 
Emittenten nach vernünftigem Ermessen zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen werden. 

8. GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Entscheidet sich ein Emittent zur Aufnahme einer Gewinnprognose oder -schätzung, so muss das Registrierungs­
formular die unter den Punkten 8.1 und 8.2 genannten Angaben enthalten. 

8.1. Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat. 

Hier muss klar unterschieden werden zwischen Annahmen in Bezug auf Faktoren, die die Mitglieder des Ver­
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen in Bezug auf Faktoren, die klar 
außerhalb des Einflussbereichs der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. Die An­
nahmen müssen für die Anleger ohne Weiteres verständlich, spezifisch sowie präzise sein und dürfen sich nicht 
auf die allgemeine Genauigkeit der der Prognose zugrunde liegenden Schätzungen beziehen. 

8.2. Ein Bestätigungsvermerk, der von unabhängigen Buchprüfern oder Abschlussprüfern erstellt wurde und in dem 
festgestellt wird, dass die Prognose oder die Schätzung nach Meinung der unabhängigen Buchprüfer oder Ab­
schlussprüfer auf der angegebenen Grundlage ordnungsgemäß erstellt wurde und dass die Rechnungslegungs­
grundlage, die für die Gewinnprognose oder -schätzung verwendet wurde, mit den Rechnungslegungsstrategien 
des Emittenten im Einklang steht. 

8.3. Die Gewinnprognose oder -schätzung ist auf einer Grundlage zu erstellen, die mit den historischen Finanz­
informationen vergleichbar ist. 

8.4. Wurde in einem Prospekt, der noch aussteht, eine Gewinnprognose veröffentlicht, dann ist zu erläutern, ob diese 
Prognose noch so zutrifft wie zur Zeit der Erstellung des Registrierungsformulars, und ggf. darzulegen, warum 
diese Prognose nicht mehr zutrifft. 

9. VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN UND OBERES MANAGEMENT 

9.1. Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der wich­
tigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den Emittenten von 
Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien; 

c) Gründer, wenn es sich um eine Gesellschaft handelt, die seit weniger als fünf Jahren besteht, und 

d) sämtliche Mitglieder des oberen Managements, die für die Feststellung relevant sind, ob der Emittent über die 
für die Führung der Geschäfte erforderliche Kompetenz und Erfahrung verfügt. 

Art einer etwaigen verwandtschaftlichen Beziehung zwischen diesen Personen. 

Für jedes Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten und für jede der in Unter­
absatz 1 Buchstaben b und d genannten Personen detaillierte Angabe der einschlägigen Managementkompetenz 
und -erfahrung sowie folgende Angaben: 

a) die Namen sämtlicher Kapital- und Personengesellschaften, bei denen die betreffende Person während der 
letzten fünf Jahre Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. Gesellschafter war, und 
Angabe, ob die Mitgliedschaft in diesen Organen oder der Gesellschafterstatus weiter fortbesteht. Es ist nicht 
erforderlich, sämtliche Tochtergesellschaften des Emittenten aufzulisten, bei denen die betreffende Person 
ebenfalls Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans ist.

DE 9.6.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 150/35



b) etwaige Verurteilungen wegen Betrugsdelikten während zumindest der letzten fünf Jahre; 

c) detaillierte Angaben über etwaige Insolvenzen, Insolvenzverwaltungen oder Liquidationen während zumindest 
der letzten fünf Jahre, mit der eine in Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannte Person im Zusammenhang 
stand, die in einer der in Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannten Funktionen handelte, und 

d) detaillierte Angaben zu etwaigen öffentlichen Anschuldigungen und/oder Sanktionen gegen die genannte 
Person durch die gesetzlich befugten Stellen oder die Regulierungsbehörden (einschließlich bestimmter Berufs­
verbände) und ggf. Angabe, ob diese Person während zumindest der letzten fünf Jahre von einem Gericht für 
die Mitgliedschaft in einem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan eines Emittenten oder für die Tätigkeit 
im Management oder der Führung der Geschäfte eines Emittenten als untauglich angesehen wurde. 

Liegt keiner der genannten Umstände vor, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

9.2. Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgan sowie oberes Management — Interessenkonflikte 

Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 9.1 genannten Personen gegenüber 
dem Emittenten und ihren privaten Interessen und/oder sonstigen Verpflichtungen sind klar anzugeben. Falls 
keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Ferner ist jede Vereinbarung oder Abmachung mit den Hauptaktionären, Kunden, Lieferanten oder sonstigen 
Personen zu nennen, aufgrund deren eine unter Punkt 9.1 genannte Person zum Mitglied eines Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. zum Mitglied des oberen Managements bestellt wurde. 

Zudem sind die Einzelheiten aller Veräußerungsbeschränkungen zu nennen, die die unter Punkt 9.1 genannten 
Personen für die von ihnen gehaltenen Wertpapiere des Emittenten für einen bestimmten Zeitraum vereinbart 
haben. 

10. VERGÜTUNG UND SONSTIGE LEISTUNGEN 

Bei Emittenten, die nicht an einem geregelten Markt notiert sind, sind für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr 
in Bezug auf die unter Punkt 9.1 Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannten Personen folgende Angaben 
vorzulegen: 

10.1. Höhe der Vergütung (einschließlich etwaiger erfolgsgebundener oder nachträglicher Vergütungen) und Sachleis­
tungen, die diesen Personen vom Emittenten und seinen Tochterunternehmen für Dienstleistungen gezahlt bzw. 
gewährt wurden, die für den Emittenten oder eine seiner Tochtergesellschaften von jeglicher Person in jeglicher 
Funktion erbracht wurden. 

Diese Angaben sind individuell vorzulegen, außer wenn eine individuelle Offenlegung im Herkunftsland des 
Emittenten nicht vorgeschrieben ist oder wenn die Angaben vom Emittenten bereits anderweitig veröffentlicht 
wurden. 

10.2. Gesamthöhe der vom Emittenten oder seinen Tochtergesellschaften gebildeten Reserven oder Rückstellungen für 
Pensions- und Rentenzahlungen oder ähnliche Leistungen. 

11. PRAKTIKEN DES LEITUNGSORGANS 

Bei Emittenten, die nicht an einem geregelten Markt notiert sind, sind für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr 
— sofern nichts anderes angegeben ist — in Bezug auf die unter Punkt 9.1. Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten 
Personen folgende Angaben vorzulegen: 

11.1. Ggf. Ende der laufenden Mandatsperiode und Zeitraum, in dem die betreffende Person ihre Aufgabe wahrgenom­
men hat. 

11.2. Angaben zu den Dienstleistungsverträgen, die zwischen den Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsorgans und dem Emittenten bzw. einer seiner Tochtergesellschaften geschlossen wurden und die bei Be­
endigung des Beschäftigungsverhältnisses Leistungen vorsehen. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

11.3. Angaben zum Audit-Ausschuss und zum Vergütungsausschuss des Emittenten, einschließlich der Namen der 
Ausschussmitglieder und einer Zusammenfassung der Satzung des Ausschusses. 

11.4. Erklärung, ob der Emittent der/den Corporate-Governance-Regelung(en) im Land seiner Gründung genügt. Sollte 
der Emittent einer solchen Regelung nicht folgen, ist eine entsprechende Erklärung zusammen mit einer Erläu­
terung aufzunehmen, aus der hervorgeht, warum der Emittent dieser Regelung nicht Folge leistet.
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12. BESCHÄFTIGTE 

12.1. In Bezug auf jede der unter Punkt 9.1 Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannten Personen sind so aktuelle 
Informationen wie möglich über ihren Aktienbesitz und etwaige Optionen auf Aktien des Emittenten beizubrin­
gen. 

12.2. Beschreibung etwaiger Vereinbarungen über eine Beteiligung der Beschäftigten am Kapital des Emittenten. 

13. HAUPTAKTIONÄRE 

13.1. Soweit dem Emittenten bekannt, sind alle Personen anzugeben, die nicht Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- 
oder Aufsichtsorgans sind und die direkt oder indirekt eine Beteiligung am Eigenkapital des Emittenten oder den 
entsprechenden Stimmrechten halten, die nach nationalem Recht zu melden ist, einschließlich des Betrags der 
Beteiligung. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

13.2. Angabe, ob die Hauptaktionäre des Emittenten unterschiedliche Stimmrechte haben. Ansonsten ist eine negative 
Erklärung abzugeben. 

13.3. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen oder 
Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherrschung ausübt. Beschrei­
bung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen Maßnahmen zur Verhinderung des 
Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

13.4. Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem späteren 
Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

14. GESCHÄFTE MIT VERBUNDENEN PARTEIEN 

Soweit die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungsstan­
dards auf den Emittenten keine Anwendung finden, sind folgende Informationen für den Zeitraum, auf den sich 
die historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum des Registrierungsformulars anzugeben: 

a) Art und Umfang der Geschäfte, die als einzelnes Geschäft oder insgesamt für den Emittenten von wesentlicher 
Bedeutung sind. Erfolgt der Abschluss derartiger Geschäfte mit verbundenen Parteien nicht auf marktkonforme 
Weise, ist zu erläutern, weshalb. Im Falle ausstehender Darlehen einschließlich Garantien jeglicher Art ist der 
ausstehende Betrag anzugeben. 

b) Betrag der Geschäfte mit verbundenen Parteien oder Anteil dieser Geschäfte am Umsatz des Emittenten. 

Finden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/200 übernommene internationale Rechnungslegungsstandards auf 
den Emittenten Anwendung, so sind die vorstehend genannten Informationen nur für diejenigen Geschäfte 
anzugeben, die seit dem Ende des letzten Berichtszeitraums, für den geprüfte Finanzinformationen veröffentlicht 
wurden, getätigt wurden. 

15. FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

15.1. Historische Finanzinformationen 

Beizubringen sind geprüfte historische Finanzinformationen, die das letzte Geschäftsjahr abdecken (bzw. einen 
entsprechenden kürzeren Zeitraum, in dem der Emittent tätig war), sowie der Bestätigungsvermerk. Hat der 
Emittent in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanzstichtag geändert, 
so decken die geprüften historischen Finanzinformationen mindestens 12 Monate oder — sollte der Emittent 
seiner Geschäftstätigkeit noch keine 12 Monate nachgegangen sein — den gesamten Zeitraum seiner Geschäfts­
tätigkeit ab. Derartige Finanzinformationen sind gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 zu erstellen bzw. für 
den Fall, dass diese Verordnung nicht anwendbar ist, gemäß den nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines 
Mitgliedstaats, wenn der Emittent aus der Europäischen Union stammt. 

Bei Emittenten aus Drittstaaten sind diese Finanzinformationen nach den im Verfahren des Artikels 3 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungsstandards oder nach diesen Stan­
dards gleichwertigen nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Drittstaates zu erstellen. Ist keine Gleich­
wertigkeit mit den Standards gegeben, so sind die Finanzinformationen in Form eines neu zu erstellenden 
Abschlusses vorzulegen. 

Die geprüften historischen Finanzinformationen sind in einer Form zu erstellen und vorzulegen, die mit der Form 
des folgenden Jahresabschlusses des Emittenten im Einklang steht, wobei die Rechnungslegungsgrundsätze und 
-strategien sowie die für diese Jahresabschlüsse geltenden Rechtsvorschriften zu berücksichtigen sind.
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Ist der Emittent in seiner aktuellen Wirtschaftsbranche weniger als ein Jahr tätig, so sind die geprüften histori­
schen Finanzinformationen für diesen Zeitraum gemäß den Standards zu erstellen, die auf Jahresabschlüsse im 
Sinne der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 anwendbar sind, bzw. für den Fall, dass diese Verordnung nicht 
anwendbar ist, gemäß den nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Mitgliedstaats, wenn der Emittent aus 
der Europäischen Union stammt. Bei Emittenten aus Drittstaaten sind diese historischen Finanzinformationen 
nach den im Verfahren des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen 
Rechnungslegungsstandards oder nach diesen Standards gleichwertigen nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen 
eines Drittstaates zu erstellen. Diese historischen Finanzinformationen müssen geprüft worden sein. 

Wurden die geprüften Finanzinformationen gemäß nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen erstellt, dann müs­
sen die unter dieser Rubrik geforderten Finanzinformationen zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Bilanz; 

b) die Gewinn- und Verlustrechnung; 

c) eine Übersicht, aus der entweder alle Veränderungen im Eigenkapital oder nur die Veränderungen im Eigen­
kapital hervorgehen, die sich nicht aus Eigenkapitaltransaktionen mit Eigenkapitalgebern oder Ausschüttungen 
an diese ergeben; 

d) Kapitalflussrechnung; 

e) Rechnungslegungsstrategien und erläuternde Vermerke. 

Die historischen jährlichen Finanzinformationen müssen unabhängig und in Übereinstimmung mit den in dem 
jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen geprüft worden sein, 
oder es muss für das Registrierungsformular vermerkt werden, ob sie in Übereinstimmung mit den in dem 
jeweiligen Mitgliedstaat anwendbaren Prüfungsstandards oder gleichwertigen Grundsätzen ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild vermitteln. 

15.2. Pro-Forma-Finanzinformationen 

Im Falle einer bedeutenden Brutto-Veränderung ist zu beschreiben, wie die Transaktion ggf. die Aktiva und 
Passiva sowie die Erträge des Emittenten beeinflusst hätte, wenn sie zu Beginn des Berichtszeitraums oder zum 
Berichtszeitpunkt durchgeführt worden wäre. 

Dieser Anforderung wird normalerweise durch die Aufnahme von Pro-Forma-Finanzinformationen Genüge getan. 

Diese Pro-Forma-Finanzinformationen sind gemäß Anhang II zu erstellen und müssen die darin geforderten 
Angaben enthalten. 

Den Pro-Forma-Finanzinformationen ist ein Vermerk beizufügen, der von unabhängigen Buchprüfern oder Ab­
schlussprüfern erstellt wurde. 

15.3. Abschlüsse 

Erstellt der Emittent sowohl einen eigenen Jahresabschluss als auch einen konsolidierten Jahresabschluss, so ist 
zumindest der konsolidierte Abschluss in das Registrierungsformular aufzunehmen. 

15.4. Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

15.4.1. Es ist eine Erklärung dahingehend abzugeben, dass die historischen Finanzinformationen geprüft wurden. Sofern 
Bestätigungsvermerke über die historischen Finanzinformationen von den Abschlussprüfern abgelehnt wurden 
bzw. sofern sie Vorbehalte enthalten oder eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Ablehnung bzw. diese Vor­
behalte oder die eingeschränkte Erteilung in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

15.4.2. Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft wurden. 

15.4.3. Wurden die Finanzdaten im Registrierungsformular nicht dem geprüften Abschluss des Emittenten entnommen, 
so ist die Quelle dieser Daten anzugeben und darauf hinzuweisen, dass die Daten ungeprüft sind. 

15.5. Alter der jüngsten Finanzinformationen 

15.5.1. Das letzte Jahr der geprüften Finanzinformationen darf nicht länger zurückliegen als 

a) 18 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent geprüfte Zwischenabschlüsse in 
sein Registrierungsformular aufnimmt, oder 

b) 15 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent ungeprüfte Zwischenabschlüsse in 
sein Registrierungsformular aufnimmt.
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15.6. Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

15.6.1. Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche Finanz­
informationen veröffentlicht, so sind diese in das Registrierungsformular aufzunehmen. Wurden diese vierteljähr­
lichen oder halbjährlichen Finanzinformationen einer Prüfung oder prüferischen Durchsicht unterzogen, so sind 
die entsprechenden Vermerke ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanz­
informationen keiner prüferischen Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so ist dies anzugeben. 

15.6.2. Wurde das Registrierungsformular mehr als neun Monate nach Ablauf des letzten geprüften Geschäftsjahres 
erstellt, muss es Zwischenfinanzinformationen enthalten, die ungeprüft sein können (worauf hinzuweisen ist) 
und zumindest die ersten sechs Monate des Geschäftsjahres abdecken. 

Diese Zwischenfinanzinformationen sollten einen Vergleich mit dem gleichen Zeitraum des letzten Geschäfts­
jahres beinhalten, es sei denn, diese Anforderung ist durch Vorlage der Bilanzdaten zum Jahresende erfüllt. 

15.7. Dividendenpolitik 

Beschreibung der Politik des Emittenten auf dem Gebiet der Dividendenausschüttungen und etwaiger diesbezüg­
licher Beschränkungen. 

15.7.1. Angabe des Betrags der Dividende pro Aktie für den Zeitraum, der von den historischen Finanzinformationen 
abgedeckt wird. Wurde die Zahl der Aktien des Emittenten geändert, ist eine Bereinigung zu Vergleichszwecken 
vorzunehmen. 

15.8. Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich derjenigen 
Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden könnten), die im 
Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage 
oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken 
könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

15.9. Bedeutende Veränderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition des Emittenten 

Beschreibung jeder bedeutenden Veränderung in der Finanzlage oder der Handelsposition der Gruppe, die seit 
dem Ende des letzten Geschäftsjahres eingetreten ist, für das entweder geprüfte Finanzinformationen oder Zwi­
schenfinanzinformationen veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

16. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

16.1. Aktienkapital 

Aufzunehmen sind die folgenden Angaben zum Stichtag der jüngsten Bilanz, die Bestandteil der historischen 
Finanzinformationen sind: 

16.1.1. Betrag des ausgegebenen Kapitals und für jede Gattung des Aktienkapitals: 

a) Zahl der genehmigten Aktien, 

b) Zahl der ausgegebenen und voll eingezahlten Aktien und Zahl der ausgegebenen und nicht voll eingezahlten 
Aktien, 

c) Nennwert pro Aktie bzw. Angabe, dass die Aktien keinen Nennwert haben, und 

d) Überleitungsrechnung für die Zahl der ausstehenden Aktien zu Beginn und zum Ende des Geschäftsjahres. 
Wurde mehr als 10 % des Kapitals während des Zeitraums, auf den sich die historischen Finanzinformationen 
beziehen, mit anderen Aktiva als Barmitteln eingezahlt, so ist dies anzugeben. 

16.1.2. Sollten Aktien vorhanden sein, die nicht Bestandteil des Eigenkapitals sind, so sind die Anzahl und die wesent­
lichen Merkmale dieser Aktien anzugeben. 

16.1.3. Angabe etwaiger wandelbarer Wertpapiere, umtauschbarer Wertpapiere oder etwaiger Wertpapiere mit Options­
scheinen, wobei die geltenden Bedingungen und Verfahren für die Wandlung, den Umtausch oder die Zeichnung 
darzulegen sind. 

16.1.4. Angaben über eventuelle Akquisitionsrechte und deren Bedingungen und/oder über Verpflichtungen in Bezug auf 
genehmigtes, aber noch nicht ausgegebenes Kapital oder in Bezug auf eine Kapitalerhöhung. 

16.1.5. Angaben, ob auf den Anteil eines Mitglieds der Gruppe ein Optionsrecht besteht oder ob bedingt oder bedin­
gungslos vereinbart wurde, einen Anteil an ein Optionsrecht zu knüpfen, sowie Einzelheiten über solche Optio­
nen, die auch jene Personen betreffen, die diese Optionsrechte erhalten haben.
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17. WESENTLICHE VERTRÄGE 

Zusammenfassung jedes im letzten Jahr vor der Veröffentlichung des Registrierungsformulars abgeschlossenen 
wesentlichen Vertrags (mit Ausnahme von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abge­
schlossen wurden), bei dem der Emittent oder ein sonstiges Mitglied der Gruppe eine Vertragspartei ist. 

Zusammenfassung aller sonstigen zum Datum des Registrierungsformulars bestehenden Verträge (mit Ausnahme 
von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), die von Mitgliedern der 
Gruppe abgeschlossen wurden und eine Bestimmung enthalten, der zufolge ein Mitglied der Gruppe eine Ver­
pflichtung eingeht oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Gruppe von wesentlicher Bedeutung ist. 

18. ANGABEN VON SEITEN DRITTER, ERKLÄRUNGEN VON SEITEN SACHVERSTÄNDIGER UND INTERESSEN­
ERKLÄRUNGEN 

18.1. Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als Sach­
verständiger handelt, so sind der Name, die Geschäftsanschrift, die Qualifikationen und eine etwaige wesentliche 
Beteiligung dieser Person an dem Emittenten anzugeben. Wurde der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, 
so ist eine Erklärung abzugeben, dass die aufgenommene Erklärung oder der aufgenommene Bericht in der Form 
und in dem Zusammenhang, in dem sie bzw. er aufgenommen wurde, die Zustimmung von Seiten der Person 
erhalten hat, die den Inhalt dieses Teils des Registrierungsformulars gebilligt hat. 

18.2. Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt wiedergegeben 
wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten 
Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber hinaus 
hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

19. EINSEHBARE DOKUMENTE 

Abzugeben ist eine Erklärung dahingehend, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. 
die folgenden Dokumente oder deren Kopien eingesehen werden können: 

a) die Satzung und die Statuten des Emittenten, 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, historischen Finanzinformationen, Bewertungen und 
Erklärungen, die von einem Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten abgegeben wurden, sofern Teile 
davon in das Registrierungsformular eingefügt worden sind oder in ihm darauf verwiesen wird. 

Anzugeben ist auch, wo in diese Dokumente in Papierform oder auf elektronischem Wege Einsicht genommen 
werden kann.
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ANHANG XXIV 

Mindestangaben für die Wertpapierbeschreibung für Aktien bei Bezugsrechtsemissionen (verhältnismäßiges 
Schema) 

1. HAFTENDE PERSONEN 

1.1. Alle Personen, die für die Angaben im Prospekt bzw. für bestimmte Teile des Prospekts haften. Im letzteren Fall 
sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich dabei um natürliche Personen, zu denen auch Mitglieder 
des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten gehören, sind Name und Funktion dieser Person 
zu nennen. Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz der Gesellschaft anzugeben. 

1.2. Erklärung der für den Prospekt haftenden Personen, dass die Angaben im Prospekt ihres Wissens richtig sind und 
keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Prospekts verzerren könnten, und dass sie die erforderliche 
Sorgfalt haben walten lassen, um dies sicherzustellen. Ggf. Erklärung der für bestimmte Teile des Prospekts 
haftenden Personen, dass die Angaben in dem Teil des Prospekts, für den sie haften, ihres Wissens richtig 
sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Prospekts verzerren könnten, und dass sie die 
erforderliche Sorgfalt haben walten lassen, um dies sicherzustellen. 

2. RISIKOFAKTOREN 

Klare Angabe der Risikofaktoren, die für die Bewertung des mit den anzubietenden und/oder zum Handel 
zuzulassenden Wertpapiere verbundenen Marktrisikos von wesentlicher Bedeutung sind, unter der Rubrik „Risiko­
faktoren“. 

3. ZENTRALE ANGABEN 

3.1. Erklärung zum Geschäftskapital 

Erklärung des Emittenten, dass das Geschäftskapital seiner Meinung nach seine derzeitigen Anforderungen deckt. 
Ansonsten ist darzulegen, wie das zusätzlich erforderliche Geschäftskapital beschafft werden soll. 

3.2. Kapitalbildung und Verschuldung 

Aufzunehmen ist eine Übersicht über Kapitalbildung und Verschuldung (wobei zwischen garantierten und nicht 
garantierten, besicherten und unbesicherten Verbindlichkeiten zu unterscheiden ist) zu einem Zeitpunkt, der 
höchstens 90 Tage vor dem Datum des Dokuments liegt. Zur Verschuldung zählen auch indirekte Verbindlich­
keiten und Eventualverbindlichkeiten. 

3.3. Beteiligungen natürlicher und juristischer Personen, die an der Emission/dem Angebot beteiligt sind. 

Beschreibung aller für die Emission wesentlichen — auch kollidierenden — Beteiligungen unter Angabe der 
betreffenden Personen und der Art der Beteiligung. 

3.4. Gründe für das Angebot und Verwendung der Erträge 

Angabe der Gründe für das Angebot und ggf. des geschätzten Nettobetrages der Erträge, aufgegliedert nach den 
wichtigsten Verwendungszwecken und dargestellt nach Priorität dieser Verwendungszwecke. Wenn der Emittent 
weiß, dass die voraussichtlichen Erträge nicht ausreichen werden, um alle vorgeschlagenen Verwendungszwecke 
zu finanzieren, sind der Betrag und die Quellen anderer Mittel anzugeben. Die Verwendung der Erträge muss im 
Detail dargelegt werden, insbesondere wenn sie außerhalb der normalen Geschäftstätigkeit zum Erwerb von 
Aktiva verwendet, zur Finanzierung des angekündigten Erwerbs anderer Unternehmen oder zur Begleichung, 
Reduzierung oder vollständigen Tilgung der Schulden eingesetzt werden. 

4. ANGABEN ÜBER DIE ANZUBIETENDEN BZW. ZUM HANDEL ZUZULASSENDEN WERTPAPIERE 

4.1. Beschreibung der Art und Gattung der anzubietenden und/oder zum Handel zuzulassenden Wertpapiere ein­
schließlich der ISIN (International Security Identification Number) oder einer ähnlichen Wertpapierkennung. 

4.2. Rechtsvorschriften, auf deren Grundlage die Wertpapiere geschaffen wurden. 

4.3. Angabe, ob es sich bei den Wertpapieren um Namens- oder Inhaberpapiere handelt und ob sie in Stückeform 
oder stückelos vorliegen. In letzterem Fall sind Name und Anschrift des die Buchungsunterlagen führenden 
Instituts zu nennen. 

4.4. Währung der Wertpapieremission. 

4.5. Beschreibung der mit den Wertpapieren verbundenen Rechte einschließlich etwaiger Beschränkungen und des 
Verfahrens zur Ausübung dieser Rechte. 

Dividendenrechte: 

— feste(r) Termin(e), ab dem/denen die Dividendenberechtigung entsteht;
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— Frist für den Verfall der Dividendenberechtigung und Angabe des Begünstigten; 

— Dividendenbeschränkungen und Verfahren für gebietsfremde Wertpapierinhaber; 

— Dividendensatz bzw. Methode zu dessen Berechnung, Häufigkeit und Art der Zahlungen (kumulativ oder 
nichtkumulativ); 

Stimmrechte; 

Vorkaufsrechte bei Angeboten zur Zeichnung von Wertpapieren derselben Gattung; 

Recht auf Beteiligung am Gewinn des Emittenten; 

Recht auf Beteiligung am Liquidationserlös; 

Tilgungsklauseln; 

Wandelbedingungen. 

4.6. Angabe der Beschlüsse, Ermächtigungen und Genehmigungen, aufgrund deren Wertpapiere geschaffen und/oder 
begeben wurden oder werden. 

4.7. Voraussichtlicher Emissionstermin der Wertpapiere. 

4.8. Beschreibung etwaiger Beschränkungen für die freie Übertragbarkeit der Wertpapiere. 

4.9. Hinsichtlich des Lands des eingetragenen Sitzes des Emittenten und des Landes bzw. der Länder, in dem bzw. 
denen das Angebot unterbreitet oder die Zulassung zum Handel beantragt wird, sind folgende Angaben zu 
machen: 

— Angaben zu den Steuern, die an der Quelle auf die Wertpapiererträge erhoben werden, 

— Hinweis darauf, ob der Emittent die Einbehaltung der Steuern an der Quelle übernimmt. 

5. KONDITIONEN DES ANGEBOTS 

5.1. Konditionen, Angebotsstatistiken, erwarteter Zeitplan und erforderliche Maßnahmen für die Antragstellung. 

5.1.1. Angebotskonditionen. 

5.1.2. Gesamtsumme der Emission/des Angebots. 

5.1.3. Frist — einschließlich etwaiger Änderungen — während deren das Angebot gilt, und Beschreibung des Antrags­
verfahrens. 

5.1.4. Zeitpunkt und Umstände, zu dem bzw. unter denen das Angebot widerrufen oder ausgesetzt werden kann, und 
Angabe, ob der Widerruf nach Beginn des Handels erfolgen kann. 

5.1.5. Beschreibung der Möglichkeit zur Reduzierung der Zeichnungen und der Art und Weise der Erstattung des zu viel 
gezahlten Betrags an die Zeichner. 

5.1.6. Einzelheiten zum Mindest- und/oder Höchstbetrag der Zeichnung (entweder in Form der Anzahl der Wertpapiere 
oder des aggregierten zu investierenden Betrags). 

5.1.7. Angabe des Zeitraums, während dessen ein Antrag zurückgezogen werden kann, sofern dies den Anlegern 
gestattet ist. 

5.1.8. Methode und Fristen für die Bedienung der Wertpapiere und ihre Lieferung. 

5.1.9. Umfassende Beschreibung der Modalitäten und des Termins für die öffentliche Bekanntgabe der Angebotsergeb­
nisse. 

5.1.10. Verfahren für die Ausübung eines etwaigen Vorkaufsrechts, die Handelbarkeit der Zeichnungsrechte und die 
Behandlung der nicht ausgeübten Zeichnungsrechte.
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5.2. Zuteilung. 

5.2.1. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob Hauptaktionäre oder Mitglieder des Leitungs-, Aufsichts- oder 
Verwaltungsorgans des Emittenten an der Zeichnung teilnehmen wollen oder ob Personen mehr als 5 % des 
Angebots zeichnen wollen. 

5.2.2. Verfahren zur Meldung gegenüber den Zeichnern über den zugeteilten Betrag und Angabe, ob eine Aufnahme des 
Handels vor der Meldung möglich ist. 

5.3. Preisfestsetzung. 

5.3.1. Angabe des Preises, zu dem die Wertpapiere angeboten werden. Ist der Preis nicht bekannt oder besteht kein 
etablierter und/oder liquider Markt für die Wertpapiere, ist die Methode anzugeben, mittels deren der Angebots­
preis festgelegt wird, einschließlich der Person, die die Kriterien festgelegt hat oder offiziell für deren Festlegung 
verantwortlich ist. Angabe der Kosten und Steuern, die speziell dem Zeichner oder Käufer in Rechnung gestellt 
werden. 

5.3.2. Verfahren für die Offenlegung des Angebotspreises. 

5.3.3. Verfügen die Aktionäre des Emittenten über Vorkaufsrechte und werden diese Rechte eingeschränkt oder entzo­
gen, ist die Basis des Emissionspreises anzugeben, wenn die Emission in bar erfolgt, zusammen mit den Gründen 
und den Begünstigten einer solchen Beschränkung oder eines solchen Entzugs. 

5.4. Platzierung und Übernahme (Underwriting). 

5.4.1. Name und Anschrift des Koordinators/der Koordinatoren des gesamten Angebots oder einzelner Teile des An­
gebots und — sofern dem Emittenten oder dem Bieter bekannt — Angaben zu den Platzierern in den einzelnen 
Ländern des Angebots. 

5.4.2. Name und Anschrift etwaiger Zahlstellen und Verwahrstellen in jedem Land. 

5.4.3. Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission auf Grund einer festen Zusage zu zeichnen, und 
Name und Anschrift der Institute, die bereit sind, eine Emission ohne feste Zusage oder „zu den bestmöglichen 
Bedingungen“ zu platzieren. Angabe der Hauptmerkmale der Vereinbarungen, einschließlich der Quoten. Wird die 
Emission nicht zur Gänze übernommen, ist eine Erklärung zum verbleibenden Teil einzufügen. Angabe des 
Gesamtbetrags der Übernahmeprovision und der Platzierungsprovision. 

5.4.4. Datum, zu dem der Emissionsübernahmevertrag geschlossen wurde oder wird. 

6. ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN 

6.1. Angabe, ob die angebotenen Wertpapiere Gegenstand eines Antrags auf Zulassung zum Handel sind oder sein 
werden und auf einem geregelten Markt oder sonstigen gleichwertigen Märkten platziert werden sollen, wobei die 
jeweiligen Märkte zu nennen sind. Dieser Umstand ist anzugeben, ohne den Eindruck zu erwecken, dass die 
Zulassung zum Handel auf jeden Fall erteilt wird. Falls bekannt, sollten die ersten Termine angegeben werden, zu 
denen die Wertpapiere zum Handel zugelassen sind. 

6.2. Anzugeben sind alle geregelten oder gleichwertigen Märkte, an denen nach Kenntnis des Emittenten bereits 
Wertpapiere der gleichen Gattung wie die zum Handel angebotenen oder zuzulassenden Wertpapiere zum Handel 
zugelassen sind. 

6.3. Falls gleichzeitig oder fast gleichzeitig zur Schaffung von Wertpapieren, für die eine Zulassung zum Handel an 
einem geregelten Markt beantragt werden soll, Wertpapiere der gleichen Gattung privat gezeichnet oder platziert 
werden, oder falls Wertpapiere anderer Gattungen für eine öffentliche oder private Platzierung geschaffen werden, 
sind Einzelheiten zur Art dieser Geschäfte sowie zur Zahl und den Merkmalen der Wertpapiere anzugeben, auf 
die sie sich beziehen. 

6.4. Detaillierte Angaben zu den Instituten, die aufgrund einer festen Zusage als Intermediäre im Sekundärhandel tätig 
sind und über An- und Verkaufskurse Liquidität zur Verfügung stellen, sowie Beschreibung der Hauptbedingun­
gen ihrer Zusage. 

7. LOCK-UP-VEREINBARUNGEN 

7.1. Lock-up-Vereinbarungen: 

Anzugeben sind die beteiligten Parteien, 

Inhalt und Ausnahmen der Vereinbarung, 

der Zeitraum des „Lock-up“.
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8. KOSTEN DER EMISSION/DES ANGEBOTS 

8.1. Angabe der Gesamtnettoerträge und Schätzung der Gesamtkosten der Emission/des Angebots. 

9. VERWÄSSERUNG 

9.1. Betrag und Prozentsatz der unmittelbaren Verwässerung, die sich aus der Emission/dem Angebot ergibt. 

9.2. Betrag und Prozentsatz der unmittelbaren Verwässerung, wenn die existierenden Aktionäre das neue Angebot 
nicht zeichnen. 

10. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

10.1. Werden an einer Emission beteiligte Berater in der Wertpapierbeschreibung genannt, ist anzugeben, in welcher 
Funktion sie gehandelt haben. 

10.2. Es ist anzugeben, welche anderen in der Wertpapierbeschreibung enthaltenen Angaben von Abschlussprüfern 
geprüft oder durchgesehen wurden, über die die Abschlussprüfer einen Vermerk erstellt haben. Der Vermerk ist 
wiederzugeben oder bei entsprechender Erlaubnis der zuständigen Behörden zusammenzufassen. 

10.3. Wird in die Wertpapierbeschreibung eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als Sach­
verständige(r) handelt, so sind der Name, die Geschäftsanschrift, die Qualifikationen und eine etwaige wesentliche 
Beteiligung dieser Person am Emittenten anzugeben. Wurde der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist 
eine Erklärung dahingehend abzugeben, dass die aufgenommene Erklärung oder der aufgenommene Bericht in der 
Form und in dem Zusammenhang, in dem sie bzw. er aufgenommen wurde, die Zustimmung von Seiten der 
Person erhalten hat, die den Inhalt dieses Teils der Wertpapierbeschreibung gebilligt hat. 

10.4. Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt wiedergegeben 
wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten 
Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber hinaus 
hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen.
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ANHANG XXV 

Mindestangaben für das Aktienregistrierungsformular von KMU und Unternehmen mit geringer 
Marktkapitalisierung (verhältnismäßiges Schema) 

1. HAFTENDE PERSONEN 

1.1. Alle Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile des Registrierungsfor­
mulars haften. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich dabei um natürliche 
Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten gehören, 
sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz 
der Gesellschaft anzugeben. 

1.2. Erklärung der für das Registrierungsformular haftenden Personen, dass die Angaben im Registrierungsformular 
ihres Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Registrierungsformulars ver­
zerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben walten lassen, um dies sicherzustellen. Ggf. 
Erklärung der für bestimmte Teile des Registrierungsformulars haftenden Personen, dass die Angaben in dem 
Teil des Registrierungsformulars, für den sie haften, ihres Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, 
die die Aussage des Registrierungsformulars verzerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben 
walten lassen, um dies sicherzustellen. 

2. ABSCHLUSSPRÜFER 

2.1. Name und Anschrift der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanzinformationen 
abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer Berufsvereinigung). 

2.2. Wurden Abschlussprüfer während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums abbe­
rufen, nicht wieder bestellt oder haben sie ihr Mandat selbst niedergelegt, so sind entsprechende Einzelheiten — 
soweit wesentlich — anzugeben. 

3. AUSGEWÄHLTE FINANZINFORMATIONEN 

3.1. Ausgewählte historische Finanzinformationen über den Emittenten sind für jedes Geschäftsjahr für den Zeitraum 
vorzulegen, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, sowie für jeden darauf folgenden 
Zwischenzeitraum, und zwar in derselben Währung wie die Finanzinformationen. 

Die ausgewählten historischen Finanzinformationen müssen Kennzahlen enthalten, anhand deren sich die Finanz­
lage des Emittenten beurteilen lässt. 

3.2. Werden ausgewählte Finanzinformationen für Zwischenzeiträume vorgelegt, so sind auch Vergleichsdaten für den 
gleichen Zeitraum des vorhergehenden Geschäftsjahres vorzulegen, es sei denn, die Anforderung der Beibringung 
vergleichbarer Bilanzinformationen wird durch die Vorlage der Bilanzdaten zum Jahresende erfüllt. 

4. RISIKOFAKTOREN 

Klare Angabe der Risikofaktoren, die für den Emittenten oder seine Branche charakteristisch sind, unter der 
Rubrik „Risikofaktoren“. 

5. ANGABEN ÜBER DEN EMITTENTEN 

5.1. Geschichte und Entwicklung des Emittenten. 

5.1.1. Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten. 

5.1.2. Eintragungsort und -nummer. 

5.1.3. Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbefristet ist. 

5.1.4. Sitz und Rechtsform des Emittenten, das für den Emittenten geltende Recht, Land der Gründung der Gesellschaft, 
Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder des Hauptorts der Geschäftstätigkeit, falls nicht 
mit dem eingetragenen Sitz identisch). 

5.1.5. Wichtige Ereignisse in der Entwicklung der Geschäftstätigkeit des Emittenten. 

5.2. Investitionen. 

5.2.1. Beschreibung (einschließlich des Betrags) der wichtigsten Investitionen des Emittenten für jedes Geschäftsjahr in 
dem Zeitraum, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum des Registrierungs­
formulars.
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5.2.2. Beschreibung der wichtigsten laufenden Investitionen des Emittenten, einschließlich ihrer geografischen Verteilung 
(Inland und Ausland) und der Finanzierungsmethode (Eigen- oder Fremdfinanzierung). 

5.2.3. Angaben zu den wichtigsten künftigen Investitionen des Emittenten, die von seinen Leitungsorganen bereits fest 
beschlossen sind, und zu den voraussichtlichen Finanzierungsquellen zur Erfüllung dieser Verpflichtungen. 

6. ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

6.1. Haupttätigkeitsbereiche 

Kurze Beschreibung des Betriebs und der Haupttätigkeiten des Emittenten sowie etwaiger bedeutender Änderun­
gen, die sich seit den beiden zuletzt veröffentlichten geprüften Abschlüssen auf den Betrieb und die Haupttätig­
keiten des Emittenten ausgewirkt haben, und Angaben zu neu eingeführten wesentlichen Produkten und Dienst­
leistungen sowie zum Stand der Entwicklung neuer Produkte oder Dienstleistungen, soweit deren Entwicklung 
öffentlich bekanntgegeben wurde. 

6.2. Wichtigste Märkte 

Kurze Beschreibung der wichtigsten Märkte, auf denen der Emittent tätig ist, sowie etwaiger wesentlicher Än­
derungen auf diesen Märkten seit den beiden zuletzt veröffentlichten geprüften Abschlüssen. 

6.3. Wurden die unter den Punkten 6.1 und 6.2 genannten Angaben durch außergewöhnliche Faktoren beeinflusst, so 
ist dies anzugeben. 

6.4. Kurze Darstellung, inwieweit der Emittent von Patenten oder Lizenzen, Industrie-, Handels- oder Finanzierungs­
verträgen oder neuen Herstellungsverfahren abhängig ist, wenn diese Faktoren für die Geschäftstätigkeit oder die 
Rentabilität des Emittenten von wesentlicher Bedeutung sind. 

6.5. Grundlage für etwaige Angaben des Emittenten zu seiner Wettbewerbsposition. 

7. ORGANISATIONSSTRUKTUR 

7.1. Ist der Emittent Teil einer Gruppe, kurze Beschreibung der Gruppe und der Stellung des Emittenten innerhalb 
dieser Gruppe. 

7.2. Soweit nicht in den Abschlüssen enthalten, Auflistung der wichtigsten Tochtergesellschaften des Emittenten mit 
Angabe des Namens, des Landes der Gründung oder des Sitzes, des Anteils an Beteiligungsrechten und — falls 
nicht identisch — des Anteils der gehaltenen Stimmrechte. 

8. SACHANLAGEN 

8.1. Beschreibung etwaiger Umweltfragen, die die Verwendung der Sachanlagen durch den Emittenten beeinflussen 
könnten. 

9. ANGABEN ZUR GESCHÄFTS- UND FINANZLAGE 

Der Emittent muss folgende Angaben machen, wenn die gemäß Artikel 46 der Richtlinie 78/660/EWG und 
Artikel 36 der Richtlinie 83/349/EWG erstellten und vorgelegten Lageberichte für die Zeiträume, auf die sich die 
historischen Finanzinformationen beziehen, nicht im Prospekt enthalten oder diesem beigefügt sind: 

9.1. Finanzlage. 

Sofern nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular vermerkt, Beschreibung der Finanzlage des Emittenten, 
der Veränderungen in der Finanzlage und der Geschäftsergebnisse für jedes Jahr und jeden Zwischenzeitraum, für 
den historische Finanzinformationen verlangt werden, einschließlich der Ursachen wesentlicher Veränderungen, 
die von einem Jahr zum anderen in den Finanzinformationen auftreten, soweit dies für das Verständnis der 
Geschäftstätigkeit des Emittenten insgesamt erforderlich ist. 

9.2. Betriebsergebnisse. 

9.2.1. Angaben zu bedeutenden Faktoren, einschließlich ungewöhnlicher oder seltener Vorfälle oder neuer Entwick­
lungen, die die Geschäftserträge des Emittenten wesentlich beeinträchtigen, und über das Ausmaß, in dem die 
Erträge auf diese Weise beeinflusst wurden. 

9.2.2. Falls der Abschluss wesentliche Veränderungen bei den Nettoumsätzen oder den Nettoerträgen ausweist, sind die 
Gründe für diese Veränderungen in einer ausführlichen Erläuterung darzulegen. 

9.2.3. Angaben zu staatlichen, wirtschaftlichen, steuerlichen, monetären oder politischen Strategien oder Faktoren, die 
die Geschäfte des Emittenten direkt oder indirekt wesentlich beeinträchtigt haben oder beeinträchtigen könnten. 

10. EIGENKAPITALAUSSTATTUNG 

10.1. Erläuterung der Quellen und der Beträge der Kapitalflüsse des Emittenten und ausführliche Darstellung dieser 
Posten.

DE L 150/46 Amtsblatt der Europäischen Union 9.6.2012



10.2. Angaben zu jeglichen Beschränkungen des Rückgriffs auf die Eigenkapitalausstattung, die die Geschäfte des 
Emittenten direkt oder indirekt wesentlich beeinträchtigt haben oder beeinträchtigen könnten. 

11. FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, PATENTE UND LIZENZEN 

Soweit von wesentlicher Bedeutung, Beschreibung der Forschungs- und Entwicklungsstrategien des Emittenten für 
jedes Geschäftsjahr innerhalb des Zeitraums, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, und 
Angabe des vom Emittenten für die finanzielle Förderung von Forschung und Entwicklung aufgewandten Betrags. 

12. TRENDINFORMATIONEN 

12.1. Angabe der wichtigsten aktuellen Trends bei Produktion, Umsatz und Vorräten sowie bei Kosten und Verkaufs­
preisen zwischen dem Ende des letzten Geschäftsjahres und dem Datum des Registrierungsformulars. 

12.2. Angaben aller bekannten Trends, Unsicherheiten, Anfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die die Aussichten des 
Emittenten nach vernünftigem Ermessen zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen werden. 

13. GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Entscheidet sich ein Emittent zur Aufnahme einer Gewinnprognose oder -schätzung, so muss das Registrierungs­
formular die unter den Punkten 13.1 und 13.2 genannten Angaben enthalten. 

13.1. Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat. 

Hier muss klar unterschieden werden zwischen Annahmen in Bezug auf Faktoren, die die Mitglieder des Ver­
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen in Bezug auf Faktoren, die klar 
außerhalb des Einflussbereiches der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. Die 
Annahmen müssen für die Anleger ohne Weiteres verständlich sowie spezifisch und präzise sein und dürfen 
sich nicht auf die allgemeine Genauigkeit der der Prognose zugrunde liegenden Schätzungen beziehen. 

13.2. Ein Vermerk, der von unabhängigen Buchprüfern oder Abschlussprüfern erstellt wurde und in dem festgestellt 
wird, dass die Prognose oder die Schätzung nach Meinung der unabhängigen Buchprüfer oder Abschlussprüfer 
auf der angegebenen Grundlage ordnungsgemäß erstellt wurde und dass die Rechnungslegungsgrundlage, die für 
die Gewinnprognose oder -schätzung verwendet wurde, mit den Rechnungslegungsstrategien des Emittenten im 
Einklang steht. 

13.3. Die Gewinnprognose oder -schätzung ist auf einer Grundlage zu erstellen, die mit den historischen Finanz­
informationen vergleichbar ist. 

13.4. Wurde in einem Prospekt, der noch aussteht, eine Gewinnprognose veröffentlicht, ist zu erläutern, ob diese 
Prognose noch so zutrifft wie zur Zeit der Erstellung des Registrierungsformulars, und ggf. darzulegen, warum 
diese Prognose nicht mehr zutrifft. 

14. VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGANE UND OBERES MANAGEMENT 

14.1. Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der wich­
tigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den Emittenten von 
Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien; 

c) Gründer, wenn es sich um eine Gesellschaft handelt, die seit weniger als fünf Jahren besteht, und 

d) sämtliche Mitglieder des oberen Managements, die für die Feststellung relevant sind, ob der Emittent über die 
für die Führung der Geschäfte erforderliche Kompetenz und Erfahrung verfügt. 

Art einer etwaigen verwandtschaftlichen Beziehung zwischen diesen Personen. 

Für jedes Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten und für jede der in Unter­
absatz 1 Buchstaben b und d genannten Personen detaillierte Angabe der einschlägigen Managementkompetenz 
und -erfahrung sowie folgende Angaben: 

a) die Namen sämtlicher Kapital- und Personengesellschaften, bei denen die betreffende Person während der 
letzten fünf Jahre Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. Gesellschafter war, und 
Angabe, ob die Mitgliedschaft in diesen Organen oder der Gesellschafterstatus weiter fortbesteht. Es ist nicht 
erforderlich, sämtliche Tochtergesellschaften des Emittenten aufzulisten, bei denen die betreffende Person 
ebenfalls Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans ist;
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b) etwaige Verurteilungen wegen Betrugsdelikten während zumindest der letzten fünf Jahre; 

c) detaillierte Angaben über etwaige Insolvenzen, Insolvenzverwaltungen oder Liquidationen während zumindest 
der letzten fünf Jahre, mit der eine in Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannte Person im Zusammenhang 
stand, die in einer der in Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannten Funktionen handelte, und 

d) detaillierte Angaben zu etwaigen öffentlichen Anschuldigungen und/oder Sanktionen gegen die genannte 
Person durch die gesetzlich befugten Stellen oder die Regulierungsbehörden (einschließlich bestimmter Berufs­
verbände) und ggf. Angabe, ob diese Person während zumindest der letzten fünf Jahre von einem Gericht für 
die Mitgliedschaft in einem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan eines Emittenten oder für die Tätigkeit 
im Management oder die Führung der Geschäfte eines Emittenten als untauglich angesehen wurde. 

Liegt keiner der genannten Umstände vor, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

14.2. Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgane und oberes Management — Interessenkonflikte 

Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 14.1 genannten Personen gegen­
über dem Emittenten und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen sind klar anzugeben. Falls 
keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Ferner ist jede Vereinbarung oder Abmachung mit den Hauptaktionären, Kunden, Lieferanten oder sonstigen 
Personen zu nennen, aufgrund deren eine unter Punkt 14.1 genannte Person zum Mitglied eines Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. zum Mitglied des oberen Managements bestellt wurde. 

Zudem sind die Einzelheiten aller Veräußerungsbeschränkungen anzugeben, die die unter Punkt 14.1 genannten 
Personen für die von ihnen gehaltenen Wertpapiere des Emittenten für einen bestimmten Zeitraum vereinbart 
haben. 

15. VERGÜTUNGEN UND SONSTIGE LEISTUNGEN 

Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr sind in Bezug auf die unter Punkt 14.1 Unterabsatz 1 Buchstaben a 
und d genannten Personen folgende Angaben vorzulegen: 

15.1. Höhe der Vergütung (einschließlich etwaiger erfolgsgebundener oder nachträglicher Vergütungen) und Sachleis­
tungen, die diesen Personen vom Emittenten und seinen Tochterunternehmen für Dienstleistungen gezahlt oder 
gewährt wurden, die für den Emittenten oder seine Tochtergesellschaften von jeglicher Person in jeglicher Funk­
tion erbracht wurden. 

Diese Angaben sind individuell vorzulegen, außer wenn eine individuelle Offenlegung im Herkunftsland des 
Emittenten nicht vorgeschrieben ist oder wenn die Angaben vom Emittenten bereits anderweitig veröffentlicht 
wurden. 

15.2. Gesamthöhe der vom Emittenten oder seinen Tochtergesellschaften gebildeten Reserven oder Rückstellungen für 
Pensions- und Rentenzahlungen oder ähnliche Leistungen. 

16. PRAKTIKEN DES LEITUNGSORGANS 

Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr des Emittenten sind — sofern nichts anderes angegeben ist — in 
Bezug auf die unter Punkt 14.1 Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Personen folgende Angaben vorzulegen: 

16.1. Ggf. Ende der laufenden Mandatsperiode und Zeitraum, während dessen die jeweilige Person ihre Aufgabe 
wahrgenommen hat. 

16.2. Angaben zu den Dienstleistungsverträgen, die zwischen den Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsorgans und dem Emittenten bzw. einer seiner Tochtergesellschaften geschlossen wurden und die bei Be­
endigung des Beschäftigungsverhältnisses Leistungen vorsehen. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

16.3. Angaben zum Audit-Ausschuss und zum Vergütungsausschuss des Emittenten, einschließlich der Namen der 
Ausschussmitglieder und einer Zusammenfassung der Satzung des Ausschusses. 

16.4. Erklärung, ob der Emittent der/den Corporate-Governance-Regelung(en) im Land seiner Gründung genügt. Sollte 
der Emittent einer solchen Regelung nicht folgen, ist eine entsprechende Erklärung zusammen mit einer Erläu­
terung aufzunehmen, aus der hervorgeht, warum der Emittent dieser Regelung nicht Folge leistet.
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17. BESCHÄFTIGTE 

17.1. Entweder Angabe der Zahl der Beschäftigten zum Ende des Berichtzeitraums oder Angabe des Durchschnitts für 
jedes Geschäftsjahr im Zeitraum, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum der 
Erstellung des Registrierungsformulars (und Angabe etwaiger wesentlicher Veränderungen bei diesen Zahlen). 
Sofern möglich und wesentlich, Aufschlüsselung der beschäftigten Personen nach Haupttätigkeitskategorie und 
Ort der Tätigkeit. Beschäftigt der Emittent eine erhebliche Zahl von Zeitarbeitskräften, ist die durchschnittliche 
Zahl dieser Zeitarbeitskräfte während des letzten Geschäftsjahrs anzugeben. 

17.2. In Bezug auf die unter Punkt 14.1 Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannten Personen sind so aktuelle 
Informationen wie möglich über ihren Aktienbesitz und etwaige Optionen auf Aktien des Emittenten beizubrin­
gen. 

17.3. Beschreibung etwaiger Vereinbarungen über eine Beteiligung der Beschäftigten am Kapital des Emittenten. 

18. HAUPTAKTIONÄRE 

18.1. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe aller Personen, die nicht Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans sind und die direkt oder indirekt eine Beteiligung am Eigenkapital des Emittenten oder den 
entsprechenden Stimmrechten halten, die nach nationalem Recht zu melden ist, einschließlich des Betrags der 
Beteiligung der jeweiligen Person. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

18.2. Angaben darüber, ob die Hauptaktionäre des Emittenten unterschiedliche Stimmrechte haben. Ansonsten ist eine 
negative Erklärung abzugeben. 

18.3. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen oder 
Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherrschung ausübt. Beschrei­
bung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen Maßnahmen zur Verhinderung des 
Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

18.4. Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem späteren 
Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

19. GESCHÄFTE MIT VERBUNDENEN PARTEIEN 

Soweit die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungsstan­
dards auf den Emittenten keine Anwendung finden, sind folgende Informationen für den Zeitraum, auf den sich 
die historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum des Registrierungsformulars anzugeben: 

a) Art und Umfang der Geschäfte, die als einzelnes Geschäft oder insgesamt für den Emittenten von wesentlicher 
Bedeutung sind. Erfolgt der Abschluss derartiger Geschäfte mit verbundenen Parteien nicht auf marktkonforme 
Weise, ist zu erläutern, weshalb. Im Falle ausstehender Darlehen einschließlich Garantien jeglicher Art ist der 
ausstehende Betrag anzugeben. 

b) Betrag der Geschäfte mit verbundenen Parteien oder Anteil dieser Geschäfte am Umsatz des Emittenten. 

Finden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/200 übernommene internationale Rechnungslegungsstandards auf 
den Emittenten Anwendung, so sind die vorstehend genannten Informationen nur für diejenigen Geschäfte 
offenzulegen, die seit dem Ende des letzten Berichtszeitraums, für den geprüfte Finanzinformationen veröffentlicht 
wurden, getätigt wurden. 

20. FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

20.1. Historische Finanzinformationen 

Es ist eine Erklärung vorzulegen, dass geprüfte historische Finanzinformationen für die letzten zwei Geschäftsjahre 
(bzw. für einen kürzeren Zeitraum, in dem der Emittent tätig war) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 
(bzw. bei Emittenten aus der Europäischen Union, die der Verordnung nicht unterliegen, gemäß den nationalen 
Rechnungslegungsgrundsätzen eines Mitgliedstaats) erstellt wurden, und anzugeben, wo eigene bzw. konsolidierte 
Abschlüsse erhältlich sind. 

Für jedes Jahr ist der Bestätigungsvermerk beizufügen. 

Bei Emittenten aus Drittstaaten ist eine Erklärung vorzulegen, dass diese Finanzinformationen nach den im 
Verfahren des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungs­
standards oder nach diesen Standards gleichwertigen nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Drittstaates 
erstellt wurden, und anzugeben, wo diese erhältlich sind. Ist keine Gleichwertigkeit mit den Standards gegeben, so 
ist eine Erklärung abzugeben, dass für die Finanzinformationen ein neuer Abschluss erstellt wurde, und anzuge­
ben, wo dieser erhältlich ist.
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20.2. Pro-Forma-Finanzinformationen 

Im Falle einer bedeutenden Brutto-Veränderung ist zu beschreiben, wie die Transaktion ggf. die Aktiva und 
Passiva sowie die Erträge des Emittenten beeinflusst hätte, wenn sie zu Beginn des Berichtszeitraums oder zum 
Berichtszeitpunkt durchgeführt worden wäre. 

Dieser Anforderung wird normalerweise durch die Aufnahme von Pro-Forma-Finanzinformationen Genüge getan. 

Diese Pro-Forma-Finanzinformationen sind gemäß Anhang II zu erstellen und müssen die darin geforderten 
Angaben enthalten. 

Den Pro-Forma-Finanzinformationen ist ein Vermerk beizufügen, der von unabhängigen Buchprüfern oder Ab­
schlussprüfern erstellt wurde. 

20.3. Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

20.3.1. Es ist eine Erklärung dahingehend abzugeben, dass die historischen Finanzinformationen geprüft wurden. Sofern 
Bestätigungsvermerke über die historischen Finanzinformationen von den Abschlussprüfern abgelehnt wurden 
bzw. sofern sie Vorbehalte enthalten oder eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Ablehnung bzw. diese Vor­
behalte oder die eingeschränkte Erteilung in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

20.3.2. Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft wurden. 

20.3.3. Wurden die Finanzdaten im Registrierungsformular nicht dem geprüften Abschluss des Emittenten entnommen, 
so ist die Quelle dieser Daten anzugeben und darauf hinzuweisen, dass die Daten ungeprüft sind. 

20.4. Alter der jüngsten Finanzinformationen 

20.4.1. Das letzte Jahr der geprüften Finanzinformationen darf nicht länger zurückliegen als: 

a) 18 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent geprüfte Zwischenabschlüsse in 
sein Registrierungsformular aufnimm, oder 

b) 15 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent ungeprüfte Zwischenabschlüsse in 
sein Registrierungsformular aufnimmt. 

20.5. Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

20.5.1. Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche Finanz­
informationen veröffentlicht, so ist eine entsprechende Erklärung in das Registrierungsformular aufzunehmen und 
anzugeben, wo diese Informationen erhältlich sind. Wurden diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanz­
informationen einer prüferischen Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so sind die entsprechenden Vermerke 
ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner prüferischen 
Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so ist dies anzugeben. 

20.6. Dividendenpolitik 

Beschreibung der Politik des Emittenten auf dem Gebiet der Dividendenausschüttungen und etwaiger diesbezüg­
licher Beschränkungen. 

20.6.1. Angabe des Betrags der Dividende pro Aktie für jedes Geschäftsjahr innerhalb des Zeitraums, auf den sich die 
historischen Finanzinformationen beziehen. Wurde die Zahl der Aktien am Emittenten geändert, ist eine Berei­
nigung zu Vergleichszwecken vorzunehmen. 

20.7. Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich derjenigen 
Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden könnten), die im 
Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage 
oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken 
könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

20.8. Bedeutende Veränderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition des Emittenten 

Beschreibung jeder bedeutenden Veränderung in der Finanzlage oder der Handelsposition der Gruppe, die seit 
dem Ende des letzten Berichtszeitraums eingetreten ist, für den entweder geprüfte Finanzinformationen oder 
Zwischenfinanzinformationen veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben.
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21. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

21.1. Aktienkapital 

Aufzunehmen sind die folgenden Angaben zum Stichtag der jüngsten Bilanz, die Bestandteil der historischen 
Finanzinformationen sind: 

21.1.1. Betrag des ausgegebenen Kapitals und für jede Gattung des Aktienkapitals: 

a) Zahl der genehmigten Aktien; 

b) Zahl der ausgegebenen und voll eingezahlten Aktien und Zahl der ausgegebenen und nicht voll eingezahlten 
Aktien; 

c) Nennwert pro Aktie bzw. Angabe, dass die Aktien keinen Nennwert haben, und 

d) Überleitungsrechnung für die Zahl der ausstehenden Aktien zu Beginn und zum Ende des Geschäftsjahres. 
Wurde mehr als 10 % des Kapitals während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten 
Zeitraums mit anderen Aktiva als Barmitteln eingezahlt, so ist dies anzugeben. 

21.1.2. Sollten Aktien vorhanden sein, die nicht Bestandteil des Eigenkapitals sind, so sind die Anzahl und die wesent­
lichen Merkmale dieser Aktien anzugeben. 

21.1.3. Angabe der Anzahl, des Buchwertes sowie des Nennbetrages der Aktien, die Bestandteil des Eigenkapitals des 
Emittenten sind und die vom Emittenten selbst oder in seinem Namen oder von Tochtergesellschaften des 
Emittenten gehalten werden. 

21.1.4. Angabe etwaiger wandelbarer Wertpapiere, umtauschbarer Wertpapiere oder etwaiger Wertpapiere mit Options­
scheinen, wobei die geltenden Bedingungen und Verfahren für die Wandlung, den Umtausch oder die Zeichnung 
darzulegen sind. 

21.1.5. Angaben über eventuelle Akquisitionsrechte und deren Bedingungen und/oder über Verpflichtungen in Bezug auf 
genehmigtes, aber noch nicht ausgegebenes Kapital oder in Bezug auf eine Kapitalerhöhung. 

21.1.6. Angaben, ob auf einen Anteil eines Mitglieds der Gruppe ein Optionsrecht besteht oder ob bedingt oder 
bedingungslos vereinbart wurde, einen Anteil an ein Optionsrecht zu knüpfen, sowie Einzelheiten über solche 
Optionen, die auch jene Personen betreffen, die diese Optionsrechte erhalten haben. 

21.1.7. Die Entwicklung des Eigenkapitals mit besonderer Hervorhebung der Angaben über etwaige Veränderungen, die 
während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums erfolgt sind. 

21.2. Satzung und Statuten der Gesellschaft 

21.2.1. Beschreibung der Zielsetzungen des Emittenten und an welcher Stelle sie in der Satzung und den Statuten der 
Gesellschaft verankert sind. 

21.2.2. Zusammenfassung etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der Gründungs­
urkunde oder sonstiger Satzungen, die die Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgans betreffen. 

21.2.3. Beschreibung der Rechte, Vorrechte und Beschränkungen, die an jede Gattung der vorhandenen Aktien gebunden 
sind. 

21.2.4. Erläuterung, welche Maßnahmen erforderlich sind, um die Rechte der Inhaber von Aktien zu ändern, wobei die 
Fälle anzugeben sind, in denen die Bedingungen strenger sind als die gesetzlichen Vorschriften. 

21.2.5. Beschreibung der Art und Weise, wie die Jahreshauptversammlungen und die außerordentlichen Hauptversamm­
lungen der Aktionäre einberufen werden, einschließlich der Teilnahmebedingungen. 

21.2.6. Kurze Beschreibung etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der Gründungs­
urkunde oder sonstiger Satzungen, die eine Verzögerung, einen Aufschub oder die Verhinderung eines Wechsels 
in der Beherrschung des Emittenten bewirken könnten. 

21.2.7. Angabe etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der Gründungsurkunde oder 
sonstiger Satzungen, die für den Schwellenwert gelten, ab dem der Aktienbesitz offengelegt werden muss. 

21.2.8. Darlegung der Bedingungen, die in der Satzung und den Statuten des Emittenten sowie der Gründungsurkunde 
oder sonstigen Satzungen vorgesehen sind und die die Veränderungen im Eigenkapital betreffen, sofern diese 
Bedingungen strenger sind als die gesetzlichen Vorschriften.
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22. WESENTLICHE VERTRÄGE 

Zusammenfassung jedes in den letzten beiden Jahren vor der Veröffentlichung des Registrierungsformulars abge­
schlossenen wesentlichen Vertrags (mit Ausnahme von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit 
abgeschlossen wurden), bei dem der Emittent oder ein sonstiges Mitglied der Gruppe eine Vertragspartei ist. 

Zusammenfassung aller sonstigen zum Datum des Registrierungsformulars bestehenden Verträge (mit Ausnahme 
von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), die von Mitgliedern der 
Gruppe abgeschlossen wurden und eine Bestimmung enthalten, der zufolge ein Mitglied der Gruppe eine Ver­
pflichtung eingeht oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Gruppe von wesentlicher Bedeutung ist. 

23. ANGABEN VON SEITEN DRITTER, ERKLÄRUNGEN VON SEITEN SACHVERSTÄNDIGER UND INTERESSEN­
ERKLÄRUNGEN 

23.1. Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als Sach­
verständige(r) handelt, so sind der Name, die Geschäftsadresse, die Qualifikationen und eine etwaige wesentliche 
Beteiligung dieser Person am Emittenten anzugeben. Wurde der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, so ist 
eine Erklärung dahingehend abzugeben, dass die aufgenommene Erklärung oder der aufgenommene Bericht in der 
Form und in dem Zusammenhang, in dem sie bzw. er aufgenommen wurde, die Zustimmung von Seiten der 
Person erhalten hat, die den Inhalt dieses Teils des Registrierungsformulars gebilligt hat. 

23.2. Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt wiedergegeben 
wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten 
Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber hinaus 
hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

24. EINSEHBARE DOKUMENTE 

Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die folgenden Dokumente oder 
deren Kopien eingesehen werden können: 

a) die Satzung und die Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, historischen Finanzinformationen, Bewertungen und 
Erklärungen, die von einem/einer Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten abgegeben wurden, sofern 
Teile davon in das Registrierungsformular eingefügt worden sind oder in ihm darauf verwiesen wird; 

c) die historischen Finanzinformationen des Emittenten oder im Falle einer Gruppe die historischen Finanz­
informationen für den Emittenten und seine Tochtergesellschaften für jedes der beiden letzten Geschäftsjahre 
vor der Veröffentlichung des Registrierungsformulars. 

Anzugeben ist auch, wo in diese Dokumente in Papierform oder auf elektronischem Wege Einsicht genommen 
werden kann. 

25. ANGABEN ÜBER BETEILIGUNGEN 

Angaben zu Unternehmen, an denen der Emittent einen Teil des Eigenkapitals hält, der bei der Bewertung seiner 
eigenen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage eine wichtige Rolle spielen dürfte.
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ANHANG XXVI 

Mindestangaben für das Registrierungsformular für Schuldtitel und derivative Wertpapiere (< 100 000 EUR) von 
KMU und Unternehmen mit geringer Marktkapitalisierung (verhältnismäßiges Schema) ( 1 ) 

1. HAFTENDE PERSONEN 

2. ABSCHLUSSPRÜFER 

3. AUSGEWÄHLTE FINANZINFORMATIONEN 

4. RISIKOFAKTOREN 

5. ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

6. ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

7. ORGANISATIONSSTRUKTUR 

8. TRENDINFORMATIONEN 

9. GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

10. VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN 

11. PRAKTIKEN DES LEITUNGSORGANS 

12. HAUPTAKTIONÄRE 

13. FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

13.1. Historische Finanzinformationen 

Bei Emittenten aus der Europäischen Union ist eine Erklärung abzugeben, dass geprüfte historische Finanzinfor­
mationen für das letzte Geschäftsjahr (bzw. für einen kürzeren Zeitraum, in dem der Emittent tätig war) gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 (bzw. sofern die Verordnung nicht anwendbar ist, gemäß den Rechnungs­
legungsgrundsätzen eines Mitgliedstaats) erstellt wurden, und anzugeben, wo eigene bzw. konsolidierte Abschlüsse 
erhältlich sind. 

Der Bestätigungsvermerk ist beizufügen. 

Bei Emittenten aus Drittstaaten ist eine Erklärung abzugeben, dass diese Finanzinformationen nach den im 
Verfahren des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungs­
standards oder nach diesen Standards gleichwertigen nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Drittstaates 
erstellt wurden, und anzugeben, wo diese erhältlich sind. Ist keine Gleichwertigkeit mit den Standards gegeben, so 
ist eine Erklärung abzugeben, dass für die Finanzinformationen ein neuer Abschluss erstellt wurde, und anzuge­
ben, wo dieser erhältlich ist. 

13.2. Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

13.2.1. Es ist eine Erklärung abzugeben, dass die historischen Finanzinformationen geprüft wurden. Sofern Bestätigungs­
vermerke über die historischen Finanzinformationen von den Abschlussprüfern abgelehnt wurden bzw. sofern sie 
Vorbehalte enthalten oder eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Ablehnung bzw. diese Vorbehalte oder die 
eingeschränkte Erteilung in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

13.2.2. Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft wurden. 

13.2.3. Wurden die Finanzdaten im Registrierungsformular nicht dem geprüften Abschluss des Emittenten entnommen, 
so ist die Quelle dieser Daten anzugeben und darauf hinzuweisen, dass die Daten ungeprüft sind. 

13.3. Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche Finanz­
informationen veröffentlicht, so ist eine entsprechende Erklärung in das Registrierungsformular aufzunehmen und 
anzugeben, wo diese Informationen erhältlich sind. Wurden diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanz­
informationen einer prüferischen Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so sind die entsprechenden Vermerke 
ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner prüferischen 
Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so ist dies anzugeben.
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13.4. Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich derjenigen 
Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden könnten), die im 
Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage 
oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken 
könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

13.5. Bedeutende Veränderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition des Emittenten 

Beschreibung jeder bedeutenden Veränderung in der Finanzlage oder der Handelsposition der Gruppe, die seit 
dem Ende des letzten Geschäftsjahres eingetreten ist, für das entweder geprüfte Finanzinformationen oder Zwi­
schenfinanzinformationen veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

14. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

15. WESENTLICHE VERTRÄGE 

16. ANGABEN VON SEITEN DRITTER, ERKLÄRUNGEN VON SEITEN SACHVERSTÄNDIGER UND INTERESSEN­
ERKLÄRUNGEN 

17. EINSEHBARE DOKUMENTE
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ANHANG XXVII 

Mindestangaben für das Registrierungsformular für Schuldtitel und derivative Wertpapiere (≥ 100 000 EUR) von 
KMU und Unternehmen mit geringer Marktkapitalisierung (verhältnismäßiges Schema) ( 1 ) 

1. HAFTENDE PERSONEN 

2. ABSCHLUSSPRÜFER 

3. RISIKOFAKTOREN 

4. ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

5. ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

6. ORGANISATIONSSTRUKTUR 

7. TRENDINFORMATIONEN 

8. GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

9. VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN 

10. HAUPTAKTIONÄRE 

11. FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

11.1. Historische Finanzinformationen 

Bei Emittenten aus der Europäischen Union ist eine Erklärung abzugeben, dass geprüfte historische Finanzinfor­
mationen für das letzte Geschäftsjahr (bzw. für einen kürzeren Zeitraum, in dem der Emittent tätig war) gemäß 
der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 (bzw. sofern die Verordnung nicht anwendbar ist, gemäß den nationalen 
Rechnungslegungsgrundsätzen eines Mitgliedstaats) erstellt wurden, und anzugeben, wo die eigenen bzw. kon­
solidierten Abschlüsse erhältlich sind. 

Der Bestätigungsvermerk ist beizufügen. 

Bei Emittenten aus Drittstaaten ist eine Erklärung abzugeben, dass diese Finanzinformationen nach den im 
Verfahren des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungs­
standards oder nach diesen Standards gleichwertigen nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Drittstaates 
erstellt wurden, und anzugeben, wo diese Informationen erhältlich sind. Ist keine Gleichwertigkeit mit den 
Standards gegeben, so ist eine Erklärung abzugeben, dass für die Finanzinformationen ein neuer Abschluss erstellt 
wurde, und anzugeben, wo dieser erhältlich ist. 

11.2. Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

11.2.1. Es ist eine Erklärung abzugeben, dass die historischen Finanzinformationen geprüft wurden. Sofern Bestätigungs­
vermerke über die historischen Finanzinformationen von den Abschlussprüfern abgelehnt wurden bzw. sofern sie 
Vorbehalte enthalten oder eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Ablehnung bzw. diese Vorbehalte oder die 
eingeschränkte Erteilung in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

11.2.2. Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft wurden. 

11.2.3. Wurden die Finanzdaten im Registrierungsformular nicht dem geprüften Abschluss des Emittenten entnommen, 
so ist die Quelle dieser Daten anzugeben und darauf hinzuweisen, dass die Daten ungeprüft sind. 

11.3. Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche Finanz­
informationen veröffentlicht, so ist eine entsprechende Erklärung in das Registrierungsformular aufzunehmen und 
anzugeben, wo diese Informationen erhältlich sind. Wurden diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanz­
informationen einer prüferischen Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so sind die entsprechenden Vermerke 
ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner prüferischen 
Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so ist dies anzugeben.
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11.4. Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich derjenigen 
Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden könnten), die im 
Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage 
oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken 
könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

11.5. Bedeutende Veränderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition des Emittenten 

Beschreibung jeder bedeutenden Veränderung in der Finanzlage oder der Handelsposition der Gruppe, die seit 
dem Ende des letzten Geschäftsjahres eingetreten ist, für das entweder geprüfte Finanzinformationen oder Zwi­
schenfinanzinformationen veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

12. WESENTLICHE VERTRÄGE 

13. ANGABEN VON SEITEN DRITTER, ERKLÄRUNGEN VON SEITEN SACHVERSTÄNDIGER UND INTERESSEN­
ERKLÄRUNGEN 

14. EINSEHBARE DOKUMENTE
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ANHANG XXVIII 

Mindestangaben für Aktienzertifikate von KMU und Unternehmen mit geringer Marktkapitalisierung 
(verhältnismäßiges Schema) ( 1 ) 

1. HAFTENDE PERSONEN 

1.1. Alle Personen, die für die Angaben im Registrierungsformular bzw. für bestimmte Teile des Registrierungsfor­
mulars haften. Im letzteren Fall sind die entsprechenden Teile anzugeben. Handelt es sich dabei um natürliche 
Personen, zu denen auch Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten gehören, 
sind Name und Funktion dieser Person zu nennen. Bei juristischen Personen sind Name und eingetragener Sitz 
der Gesellschaft anzugeben. 

1.2. Erklärung der für das Registrierungsformular haftenden Personen, dass die Angaben im Registrierungsformular 
ihres Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, die die Aussage des Registrierungsformulars ver­
zerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben walten lassen, um dies sicherzustellen. Ggf. 
Erklärung der für bestimmte Teile des Registrierungsformulars haftenden Personen, dass die Angaben in dem 
Teil des Registrierungsformulars, für den sie haften, ihres Wissens richtig sind und keine Auslassungen beinhalten, 
die die Aussage des Registrierungsformulars verzerren könnten, und dass sie die erforderliche Sorgfalt haben 
walten lassen, um dies sicherzustellen. 

2. ABSCHLUSSPRÜFER 

2.1. Name und Anschrift der Abschlussprüfer des Emittenten, die für den von den historischen Finanzinformationen 
abgedeckten Zeitraum zuständig waren (einschließlich ihrer Mitgliedschaft in einer Berufsvereinigung). 

2.2. Wurden Abschlussprüfer während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums abbe­
rufen, nicht wieder bestellt oder haben sie ihr Mandat selbst niedergelegt, so sind entsprechende Einzelheiten 
anzugeben, wenn sie von wesentlicher Bedeutung sind. 

3. AUSGEWÄHLTE FINANZINFORMATIONEN 

3.1. Ausgewählte historische Finanzinformationen über den Emittenten sind für jedes Geschäftsjahr für den Zeitraum 
vorzulegen, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, sowie für jeden darauf folgenden 
Zwischenberichtszeitraum, und zwar in derselben Währung wie die Finanzinformationen. 

Die ausgewählten historischen Finanzinformationen müssen Kennzahlen enthalten, anhand deren sich die Finanz­
lage des Emittenten beurteilen lässt. 

3.2. Werden ausgewählte Finanzinformationen für Zwischenzeiträume vorgelegt, so sind auch Vergleichsdaten für den 
gleichen Zeitraum des vorhergehenden Geschäftsjahres vorzulegen, es sei denn, die Anforderung der Beibringung 
vergleichbarer Bilanzinformationen wird durch die Vorlage der Bilanzdaten zum Jahresende erfüllt. 

4. RISIKOFAKTOREN 

Klare Angabe der Risikofaktoren, die für den Emittenten oder seine Branche charakteristisch sind, unter der 
Rubrik „Risikofaktoren“. 

5. ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

5.1. Geschichte und Entwicklung des Emittenten. 

5.1.1. Gesetzliche und kommerzielle Bezeichnung des Emittenten. 

5.1.2. Eintragungsort und -nummer. 

5.1.3. Datum der Gründung der Gesellschaft und Existenzdauer des Emittenten, soweit diese nicht unbefristet ist. 

5.1.4. Sitz und Rechtsform des Emittenten; das für den Emittenten geltende Recht, Land der Gründung der Gesellschaft, 
Anschrift und Telefonnummer seines eingetragenen Sitzes (oder des Hauptorts der Geschäftstätigkeit, falls nicht 
mit dem eingetragenen Sitz identisch). 

5.1.5. Wichtige Ereignisse in der Entwicklung der Geschäftstätigkeit des Emittenten.
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5.2. Investitionen 

5.2.1. Beschreibung (einschließlich des Betrags) der wichtigsten Investitionen des Emittenten für jedes Geschäftsjahr, und 
zwar für den Zeitraum, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum des Pro­
spekts. 

5.2.2. Beschreibung der wichtigsten laufenden Investitionen des Emittenten, einschließlich ihrer geografischen Verteilung 
(Inland und Ausland) und der Finanzierungsmethode (Eigen- oder Fremdfinanzierung). 

5.2.3. „Angaben zu den wichtigsten künftigen Investitionen des Emittenten, die von seinen Leitungsorganen bereits fest 
beschlossen sind, und zu den voraussichtlichen Finanzierungsquellen zur Erfüllung dieser Verpflichtungen.“ 

6. ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

6.1. Haupttätigkeitsbereiche 

6.1.1. Kurze Beschreibung des Betriebs und der Haupttätigkeiten des Emittenten sowie etwaiger bedeutender Änderun­
gen, die sich seit den beiden zuletzt veröffentlichten geprüften Jahresabschlüssen auf den Betrieb und die Haupt­
tätigkeiten des Emittenten ausgewirkt haben, und Angaben zu neu eingeführten wesentlichen Produkten und 
Dienstleistungen sowie zum Stand der Entwicklung neuer Produkte oder Dienstleistungen, soweit deren Entwick­
lung öffentlich bekanntgegeben wurde. 

6.2. Wichtigste Märkte 

Kurze Beschreibung der wichtigsten Märkte, auf denen der Emittent tätig ist, sowie etwaiger wesentlicher Än­
derungen auf diesen Märkten seit den beiden zuletzt veröffentlichten Abschlüssen. 

6.3. Wurden die unter den Punkten 6.1 und 6.2 genannten Angaben durch außergewöhnliche Faktoren beeinflusst, so 
ist dies anzugeben. 

6.4. Kurze Darstellung, inwieweit der Emittent von Patenten oder Lizenzen, Industrie-, Handels- oder Finanzierungs­
verträgen oder neuen Herstellungsverfahren abhängig ist, wenn diese Faktoren für die Geschäftstätigkeit oder die 
Rentabilität des Emittenten von wesentlicher Bedeutung sind. 

6.5. Grundlage für etwaige Angaben des Emittenten zu seiner Wettbewerbsposition. 

7. ORGANISATIONSSTRUKTUR 

7.1. Ist der Emittent Teil einer Gruppe, kurze Beschreibung der Gruppe und der Stellung des Emittenten innerhalb 
dieser Gruppe. 

8. SACHANLAGEN 

8.1. Beschreibung etwaiger Umweltfragen, die die Verwendung der Sachanlagen durch den Emittenten beeinflussen 
könnten. 

9. ANGABEN ZUR GESCHÄFTS- UND FINANZLAGE 

Der Emittent muss folgende Angaben machen, wenn die gemäß Artikel 46 der Richtlinie 78/660/EWG und 
Artikel 36 der Richtlinie 83/349/EWG erstellten und vorgelegten Lageberichte für die Zeiträume, auf die sich die 
historischen Finanzinformationen beziehen, nicht im Prospekt enthalten oder diesem beigefügt sind: 

9.1. Finanzlage 

Sofern nicht an anderer Stelle im Registrierungsformular vermerkt, Beschreibung der Finanzlage des Emittenten, 
der Veränderungen in der Finanzlage und der Geschäftsergebnisse für jedes Jahr und jeden Zwischenzeitraum, für 
den historische Finanzinformationen verlangt werden, einschließlich der Ursachen wesentlicher Veränderungen, 
die von einem Jahr zum anderen in den Finanzinformationen auftreten, sofern dies für das Verständnis der 
Geschäftstätigkeit des Emittenten insgesamt erforderlich ist. 

9.2. Betriebsergebnisse 

9.2.1. Angaben zu wichtigen Faktoren, einschließlich ungewöhnlicher oder seltener Vorfälle oder neuer Entwicklungen, 
die die Geschäftserträge des Emittenten wesentlich beeinträchtigen, und über das Ausmaß, in dem die Erträge auf 
diese Weise beeinflusst wurden. 

9.2.2. Falls der Abschluss wesentliche Veränderungen bei den Nettoumsätzen oder den Nettoerträgen ausweist, sind die 
Gründe für diese Veränderungen in einer ausführlichen Erläuterung darzulegen. 

9.2.3. Angaben zu staatlichen, wirtschaftlichen, steuerlichen, monetären oder politischen Strategien oder Faktoren, die 
die Geschäfte des Emittenten direkt oder indirekt wesentlich beeinträchtigt haben oder beeinträchtigen könnten.
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10. EIGENKAPITALAUSSTATTUNG 

10.1. Erläuterung der Quellen und der Beträge der Kapitalflüsse des Emittenten und ausführliche Darstellung dieser 
Posten. 

10.2. Angaben zu jeglichen Beschränkungen des Rückgriffs auf die Eigenkapitalausstattung, die die Geschäfte des 
Emittenten direkt oder indirekt wesentlich beeinträchtigt haben oder beeinträchtigen könnten. 

11. FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG, PATENTE UND LIZENZEN 

Soweit wesentlich, Beschreibung der Forschungs- und Entwicklungsstrategien des Emittenten für jedes Geschäfts­
jahr innerhalb des Zeitraums, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, und Angabe des vom 
Emittenten für die finanzielle Förderung von Forschung und Entwicklung aufgewandten Betrags. 

12. TRENDINFORMATIONEN 

12.1. Angabe der wichtigsten aktuellen Trends bei Produktion, Umsatz und Vorräten sowie bei Kosten und Verkaufs­
preisen zwischen dem Ende des letzten Geschäftsjahres und dem Datum des Registrierungsformulars. 

12.2. Angabe aller bekannten Trends, Unsicherheiten, Anfragen, Verpflichtungen oder Vorfälle, die die Aussichten des 
Emittenten nach vernünftigem Ermessen zumindest im laufenden Geschäftsjahr wesentlich beeinflussen werden. 

13. GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

Entscheidet sich ein Emittent zur Aufnahme einer Gewinnprognose oder -schätzung, so muss das Registrierungs­
formular die unter den Punkten 13.1 und 13.2 genannten Angaben enthalten. 

13.1. Erläuterung der wichtigsten Annahmen, auf die der Emittent seine Prognose oder Schätzung gestützt hat. 

Hier muss klar unterschieden werden zwischen Annahmen in Bezug auf Faktoren, die die Mitglieder des Ver­
waltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans beeinflussen können, und Annahmen in Bezug auf Faktoren, die klar 
außerhalb des Einflussbereichs der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans liegen. Die An­
nahmen müssen für die Anleger ohne Weiteres verständlich, spezifisch sowie präzise sein und dürfen sich nicht 
auf die allgemeine Genauigkeit der der Prognose zugrunde liegenden Schätzungen beziehen. 

13.2. Ein Vermerk, der von unabhängigen Buchprüfern oder Abschlussprüfern erstellt wurde und in dem festgestellt 
wird, dass die Prognose oder die Schätzung nach Meinung der unabhängigen Buchprüfer oder Abschlussprüfer 
auf der angegebenen Grundlage ordnungsgemäß erstellt wurde und dass die Rechnungslegungsgrundlage, die für 
die Gewinnprognose oder -schätzung verwendet wurde, mit den Rechnungslegungsstrategien des Emittenten im 
Einklang steht. 

13.3. Die Gewinnprognose oder -schätzung ist auf einer Grundlage zu erstellen, die mit den historischen Finanz­
informationen vergleichbar ist. 

13.4. Wurde in einem Prospekt, der noch aussteht, eine Gewinnprognose veröffentlicht, dann ist zu erläutern, ob diese 
Prognose noch so zutrifft wie zur Zeit der Erstellung des Registrierungsformulars, und ggf. darzulegen, warum 
diese Prognose nicht mehr zutrifft. 

14. VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN UND OBERES MANAGEMENT 

14.1. Name und Geschäftsanschrift folgender Personen sowie Angabe ihrer Stellung beim Emittenten und der wich­
tigsten Tätigkeiten, die sie neben der Tätigkeit beim Emittenten ausüben, sofern diese für den Emittenten von 
Bedeutung sind: 

a) Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgans; 

b) persönlich haftende Gesellschafter bei einer Kommanditgesellschaft auf Aktien; 

c) Gründer, wenn es sich um eine Gesellschaft handelt, die seit weniger als fünf Jahren besteht, und 

d) sämtliche Mitglieder des oberen Managements, die für die Feststellung relevant sind, ob der Emittent über die 
für die Führung der Geschäfte erforderliche Kompetenz und Erfahrung verfügt. 

Art einer etwaigen verwandtschaftlichen Beziehung zwischen diesen Personen. 

Für jedes Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des Emittenten und für jede der in Unter­
absatz 1 Buchstaben b und d genannten Personen detaillierte Angabe der einschlägigen Managementkompetenz 
und -erfahrung sowie folgende Angaben:

DE 9.6.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 150/59



a) die Namen sämtlicher Kapital- und Personengesellschaften, bei denen die betreffende Person während der 
letzten fünf Jahre Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. Gesellschafter war, und 
Angabe, ob die Mitgliedschaft in diesen Organen oder der Gesellschafterstatus weiter fortbesteht. Es ist nicht 
erforderlich, sämtliche Tochtergesellschaften des Emittenten aufzulisten, bei denen die betreffende Person 
ebenfalls Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans ist; 

b) etwaige Verurteilungen wegen Betrugsdelikten während zumindest der letzten fünf Jahre; 

c) detaillierte Angaben über etwaige Insolvenzen, Insolvenzverwaltungen oder Liquidationen während zumindest 
der letzten fünf Jahre, mit der eine in Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannte Person im Zusammenhang 
stand, die in einer der in Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannten Funktionen handelte, und 

d) detaillierte Angaben zu etwaigen öffentlichen Anschuldigungen und/oder Sanktionen gegen die genannte 
Person durch die gesetzlich befugten Stellen oder die Regulierungsbehörden (einschließlich bestimmter Berufs­
verbände) und ggf. Angabe, ob diese Person während zumindest der letzten fünf Jahre von einem Gericht für 
die Mitgliedschaft in einem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan eines Emittenten oder für die Tätigkeit 
im Management oder der Führung der Geschäfte eines Emittenten als untauglich angesehen wurde. 

Liegen keine der genannten Umstände vor, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

14.2. Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgan und oberes Management — Interessenkonflikte 

Potenzielle Interessenkonflikte zwischen den Verpflichtungen der unter Punkt 14.1 genannten Personen gegen­
über dem Emittenten und ihren privaten Interessen oder sonstigen Verpflichtungen müssen klar angegeben 
werden. Falls keine derartigen Konflikte bestehen, ist eine entsprechende Erklärung abzugeben. 

Ferner ist jegliche Vereinbarung oder Abmachung mit den Hauptaktionären, Kunden, Lieferanten oder sonstigen 
Personen zu nennen, aufgrund deren eine unter Punkt 14.1 genannte Person zum Mitglied eines Verwaltungs-, 
Leitungs- oder Aufsichtsorgans bzw. zum Mitglied des oberen Managements bestellt wurde. 

15. VERGÜTUNGEN UND SONSTIGE LEISTUNGEN 

Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr sind in Bezug auf die unter Punkt 14.1 Unterabsatz 1 Buchstaben a 
und d genannten Personen folgende Angaben vorzulegen: 

15.1. Betrag der Vergütungen (einschließlich etwaiger erfolgsgebundener oder nachträglicher Vergütungen) und Sach­
leistungen, die diesen Personen vom Emittenten und seinen Tochterunternehmen für Dienstleistungen gezahlt 
oder gewährt wurden, die für den Emittenten oder seine Tochtergesellschaften von jeglicher Person in jeglicher 
Funktion erbracht wurden. 

Diese Angaben sind individuell vorzulegen, außer wenn eine individuelle Offenlegung im Herkunftsland des 
Emittenten nicht vorgeschrieben ist oder wenn die Angaben vom Emittenten bereits anderweitig veröffentlicht 
wurden. 

15.2. Gesamthöhe der vom Emittenten oder seinen Tochtergesellschaften gebildeten Reserven oder Rückstellungen für 
Pensions- und Rentenzahlungen oder ähnliche Leistungen. 

16. PRAKTIKEN DES LEITUNGSORGANS 

Für das letzte abgeschlossene Geschäftsjahr des Emittenten sind — sofern nichts anderes angegeben ist — in 
Bezug auf die unter Punkt 14.1 Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Personen folgende Angaben vorzulegen: 

16.1. Ggf. Ende der laufenden Mandatsperiode und Zeitraum, während dessen die betreffende Person ihre Aufgabe 
wahrgenommen hat. 

16.2. Angaben zu den Dienstleistungsverträgen, die zwischen den Mitgliedern des Verwaltungs-, Leitungs- oder Auf­
sichtsorgans und dem Emittenten bzw. seinen Tochtergesellschaften geschlossen wurden und die bei Beendigung 
des Beschäftigungsverhältnisses Leistungen vorsehen. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

16.3. Angaben zum Audit-Ausschuss und zum Vergütungsausschuss des Emittenten, einschließlich der Namen der 
Ausschussmitglieder und einer Zusammenfassung der Satzung des Ausschusses. 

16.4. Erklärung, ob der Emittent der/den Corporate-Governance-Regelung(en) im Land seiner Gründung genügt. Sollte 
der Emittent einer solchen Regelung nicht folgen, ist eine entsprechende Erklärung zusammen mit einer Erläu­
terung aufzunehmen, aus der hervorgeht, warum der Emittent dieser Regelung nicht Folge leistet.
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17. BESCHÄFTIGTE 

17.1. Entweder Angabe der Zahl der Beschäftigten zum Ende des Berichtzeitraums oder Angabe des Durchschnitts für 
jedes Geschäftsjahr in dem Zeitraum, auf den sich die historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum 
der Erstellung des Registrierungsformulars (und Angabe etwaiger wesentlicher Veränderungen bei diesen Zahlen). 
Sofern möglich und wesentlich, Aufschlüsselung der beschäftigten Personen nach Haupttätigkeitskategorie und 
Ort der Tätigkeit. Beschäftigt der Emittent eine erhebliche Zahl von Zeitarbeitskräften, ist die durchschnittliche 
Zahl dieser Zeitarbeitskräfte während des letzten Geschäftsjahrs anzugeben. 

17.2. In Bezug auf die unter Punkt 14.1 Unterabsatz 1 Buchstaben a und d genannten Personen sind so aktuelle 
Informationen wie möglich über ihren Aktienbesitz und etwaige Optionen auf Aktien des Emittenten beizubrin­
gen. 

17.3. Beschreibung etwaiger Vereinbarungen über eine Beteiligung der Beschäftigten am Kapital des Emittenten. 

18. HAUPTAKTIONÄRE 

18.1. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe jeglicher Person, die nicht Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder 
Aufsichtsorgans ist und die direkt oder indirekt eine Beteiligung am Eigenkapital des Emittenten oder den ent­
sprechenden Stimmrechten hält, die nach nationalem Recht zu melden ist, einschließlich des Betrags der Betei­
ligung dieser Person. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

18.2. Angabe, ob die Hauptaktionäre des Emittenten unterschiedliche Stimmrechte haben. Ansonsten ist eine negative 
Erklärung abzugeben. 

18.3. Soweit dem Emittenten bekannt, Angabe, ob an dem Emittenten unmittelbare oder mittelbare Beteiligungen oder 
Beherrschungsverhältnisse bestehen und wer diese Beteiligungen hält bzw. diese Beherrschung ausübt. Beschrei­
bung der Art und Weise einer derartigen Beherrschung und der vorhandenen Maßnahmen zur Verhinderung des 
Missbrauchs einer solchen Beherrschung. 

18.4. Sofern dem Emittenten bekannt, Beschreibung etwaiger Vereinbarungen, deren Ausübung zu einem späteren 
Zeitpunkt zu einer Änderung in der Beherrschung des Emittenten führen könnte. 

19. GESCHÄFTE MIT VERBUNDENEN PARTEIEN 

„Soweit die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungsstan­
dards auf den Emittenten keine Anwendung finden, sind folgende Angaben für den Zeitraum, auf den sich die 
historischen Finanzinformationen beziehen, bis zum Datum des Registrierungsformulars vorzulegen: 

a) Art und Umfang der Geschäfte, die als einzelnes Geschäft oder insgesamt für den Emittenten von wesentlicher 
Bedeutung sind. Erfolgt der Abschluss derartiger Geschäfte mit verbundenen Parteien nicht auf marktkonforme 
Weise, ist zu erläutern, weshalb. Im Falle ausstehender Darlehen einschließlich Garantien jeglicher Art ist der 
ausstehende Betrag anzugeben. 

b) Betrag der Geschäfte mit verbundenen Parteien oder Anteil dieser Geschäfte am Umsatz des Emittenten.“ 

Finden gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommene internationale Rechnungslegungsstandards auf 
den Emittenten Anwendung, so sind die vorstehend genannten Informationen nur für diejenigen Geschäfte 
anzugeben, die seit dem Ende des letzten Berichtszeitraums, für den geprüfte Finanzinformationen veröffentlicht 
wurden, getätigt wurden. 

20. FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

20.1. Historische Finanzinformationen 

Bei Emittenten aus der Europäischen Union ist eine Erklärung abzugeben, dass geprüfte historische Finanzinfor­
mationen für die letzten beiden Geschäftsjahre (bzw. für einen entsprechenden kürzeren Zeitraum, in dem der 
Emittent tätig war) gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 (bzw. sofern die Verordnung nicht anwendbar ist, 
gemäß den nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Mitgliedstaats) erstellt wurden, und anzugeben, wo 
eigene bzw. konsolidierte Abschlüsse erhältlich sind. 

Für jedes Jahr ist der Bestätigungsvermerk beizufügen. 

Bei Emittenten aus Drittstaaten ist eine Erklärung vorzulegen, dass diese Finanzinformationen nach den im 
Verfahren des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 übernommenen internationalen Rechnungslegungs­
standards oder nach diesen Standards gleichwertigen nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Drittstaates 
erstellt wurden, und anzugeben, wo diese Informationen erhältlich sind. Ist keine Gleichwertigkeit mit den 
Standards gegeben, so ist eine Erklärung abzugeben, dass für die Finanzinformationen ein neuer Abschluss erstellt 
wurde, und anzugeben, wo dieser erhältlich ist.
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20.2. Prüfung der historischen jährlichen Finanzinformationen 

20.2.1. Es ist eine Erklärung abzugeben, dass die historischen Finanzinformationen geprüft wurden. Sofern Bestätigungs­
vermerke über die historischen Finanzinformationen von den Abschlussprüfern abgelehnt wurden bzw. sofern sie 
Vorbehalte enthalten oder eingeschränkt erteilt wurden, sind diese Ablehnung bzw. diese Vorbehalte oder die 
eingeschränkte Erteilung in vollem Umfang wiederzugeben und die Gründe dafür anzugeben. 

20.2.2. Angabe sonstiger Informationen im Registrierungsformular, die von den Abschlussprüfern geprüft wurden. 

20.2.3. Wurden die Finanzdaten im Registrierungsformular nicht dem geprüften Abschluss des Emittenten entnommen, 
so ist die Quelle dieser Daten anzugeben und darauf hinzuweisen, dass die Daten ungeprüft sind. 

20.3. Alter der jüngsten Finanzinformationen 

20.3.1. Das letzte Jahr der geprüften Finanzinformationen darf nicht länger zurückliegen als: 

a) 18 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent geprüfte Zwischenabschlüsse in 
sein Registrierungsformular aufnimmt; oder 

b) 15 Monate ab dem Datum des Registrierungsformulars, wenn der Emittent ungeprüfte Zwischenabschlüsse in 
sein Registrierungsformular aufnimmt. 

20.4. Zwischenfinanzinformationen und sonstige Finanzinformationen 

20.4.1. Hat der Emittent seit dem Datum des letzten geprüften Abschlusses vierteljährliche oder halbjährliche Finanz­
informationen veröffentlicht, so ist eine entsprechende Erklärung in das Registrierungsformular aufzunehmen und 
anzugeben, wo diese Informationen erhältlich sind. Wurden diese vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanz­
informationen einer prüferischen Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so sind die entsprechenden Bestätigungs­
vermerke ebenfalls aufzunehmen. Wurden die vierteljährlichen oder halbjährlichen Finanzinformationen keiner 
prüferischen Durchsicht oder Prüfung unterzogen, so ist dies anzugeben. 

20.5. Dividendenpolitik 

Beschreibung der Politik des Emittenten auf dem Gebiet der Dividendenausschüttungen und etwaiger diesbezüg­
licher Beschränkungen. 

20.5.1. Angabe des Betrags der Dividende pro Aktie für jedes Geschäftsjahr innerhalb des von den historischen Finanz­
informationen abgedeckten Zeitraums. Wurde die Zahl der Aktien am Emittenten geändert, ist eine Bereinigung 
zu Vergleichszwecken vorzunehmen. 

20.6. Gerichts- und Schiedsgerichtsverfahren 

Angaben über etwaige staatliche Interventionen, Gerichts- oder Schiedsgerichtsverfahren (einschließlich derjenigen 
Verfahren, die nach Kenntnis des Emittenten noch anhängig sind oder eingeleitet werden könnten), die im 
Zeitraum der mindestens 12 letzten Monate stattfanden und die sich in jüngster Zeit erheblich auf die Finanzlage 
oder die Rentabilität des Emittenten und/oder der Gruppe ausgewirkt haben oder sich in Zukunft auswirken 
könnten. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

20.7. Bedeutende Veränderungen in der Finanzlage oder der Handelsposition des Emittenten 

Beschreibung jeder bedeutenden Veränderung in der Finanzlage oder der Handelsposition der Gruppe, die seit 
dem Ende des letzten Geschäftsjahres eingetreten ist, für das entweder geprüfte Finanzinformationen oder Zwi­
schenfinanzinformationen veröffentlicht wurden. Ansonsten ist eine negative Erklärung abzugeben. 

21. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

21.1. Aktienkapital 

Aufzunehmen sind die folgenden Angaben zum Stichtag der jüngsten Bilanz, die Bestandteil der historischen 
Finanzinformationen sind: 

21.1.1. Betrag des ausgegebenen Kapitals und für jede Gattung des Aktienkapitals: 

a) Zahl der genehmigten Aktien; 

b) Zahl der ausgegebenen und voll eingezahlten Aktien und Zahl der ausgegebenen und nicht voll eingezahlten 
Aktien;
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c) Nennwert pro Aktie bzw. Angabe, dass die Aktien keinen Nennwert haben, und 

d) Überleitungsrechnung für die Zahl der ausstehenden Aktien zu Beginn und zum Ende des Geschäftsjahres. 
Wurde mehr als 10 % des Kapitals während des Zeitraums, auf den sich die historischen Finanzinformationen 
beziehen, mit anderen Aktiva als Barmitteln eingezahlt, so ist dies anzugeben. 

21.1.2. Sollten Aktien vorhanden sein, die nicht Bestandteil des Eigenkapitals sind, so sind die Anzahl und die wesent­
lichen Merkmale dieser Aktien anzugeben. 

21.1.3. Angabe der Anzahl, des Buchwertes sowie des Nennbetrags der Aktien, die Bestandteil des Eigenkapitals des 
Emittenten sind und die vom Emittenten selbst oder in seinem Namen oder von Tochtergesellschaften des 
Emittenten gehalten werden. 

21.1.4. Angabe etwaiger wandelbarer Wertpapiere, umtauschbarer Wertpapiere oder etwaiger Wertpapieren mit Options­
scheinen, wobei die geltenden Bedingungen und Verfahren für die Wandlung, den Umtausch oder die Zeichnung 
darzulegen sind. 

21.1.5. Angaben über eventuelle Akquisitionsrechte und deren Bedingungen und/oder über Verpflichtungen in Bezug auf 
genehmigtes, aber noch nicht ausgegebenes Kapital oder in Bezug auf eine Kapitalerhöhung. 

21.1.6. Angaben, ob auf den Anteil eines Mitglieds der Gruppe ein Optionsrecht besteht oder ob bedingt oder bedin­
gungslos vereinbart wurde, einen Anteil an ein Optionsrecht zu knüpfen, sowie Einzelheiten über solche Optio­
nen, die auch jene Personen betreffen, die diese Optionsrechte erhalten haben. 

21.1.7. Die Entwicklung des Eigenkapitals mit besonderer Hervorhebung der Angaben über etwaige Veränderungen, die 
während des von den historischen Finanzinformationen abgedeckten Zeitraums erfolgt sind. 

21.2. Satzung und Statuten der Gesellschaft 

21.2.1. Beschreibung der Zielsetzungen des Emittenten und an welcher Stelle sie in der Satzung und den Statuten der 
Gesellschaft verankert sind. 

21.2.2. Zusammenfassung etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der Gründungs­
urkunde oder sonstiger Satzungen, die die Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- und Aufsichtsorgans betreffen. 

21.2.3. Beschreibung der Rechte, Vorrechte und Beschränkungen, die an jede Gattung der vorhandenen Aktien gebunden 
sind. 

21.2.4. Erläuterung, welche Maßnahmen erforderlich sind, um die Rechte der Inhaber von Aktien zu ändern, wobei die 
Fälle anzugeben sind, in denen die Bedingungen strenger sind als die gesetzlichen Vorschriften. 

21.2.5. Beschreibung der Art und Weise, wie die Jahreshauptversammlungen und die außerordentlichen Hauptversamm­
lungen der Aktionäre einberufen werden, einschließlich der Teilnahmebedingungen. 

21.2.6. Kurze Beschreibung etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der Gründungs­
urkunde oder sonstiger Satzungen, die eine Verzögerung, einen Aufschub oder die Verhinderung eines Wechsels 
in der Beherrschung des Emittenten bewirken könnten. 

21.2.7. Angabe etwaiger Bestimmungen der Satzung und der Statuten des Emittenten sowie der Gründungsurkunde oder 
sonstiger Satzungen, die für den Schwellenwert gelten, ab dem der Aktienbesitz offengelegt werden muss. 

21.2.8. Darlegung der Bedingungen, die in der Satzung und den Statuten des Emittenten sowie der Gründungsurkunde 
oder sonstigen Satzungen vorgeschrieben sind und die die Veränderungen im Eigenkapital betreffen, sofern diese 
Bedingungen strenger sind als die gesetzlichen Vorschriften. 

22. WESENTLICHE VERTRÄGE 

Zusammenfassung jedes in den letzten beiden Jahren vor der Veröffentlichung des Registrierungsformulars abge­
schlossenen wesentlichen Vertrags (mit Ausnahme von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit 
abgeschlossen wurden), bei dem der Emittent oder ein sonstiges Mitglied der Gruppe eine Vertragspartei ist. 

Zusammenfassung aller sonstigen zum Datum des Registrierungsformulars bestehenden Verträge (mit Ausnahme 
von Verträgen, die im Rahmen der normalen Geschäftstätigkeit abgeschlossen wurden), die von Mitgliedern der 
Gruppe abgeschlossen wurden und eine Bestimmung enthalten, der zufolge ein Mitglied der Gruppe eine Ver­
pflichtung eingeht oder ein Recht erlangt, die bzw. das für die Gruppe von wesentlicher Bedeutung ist.
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23. ANGABEN VON SEITEN DRITTER, ERKLÄRUNGEN VON SEITEN SACHVERSTÄNDIGER UND INTERESSEN­
ERKLÄRUNGEN 

23.1. Wird in das Registrierungsformular eine Erklärung oder ein Bericht einer Person aufgenommen, die als Sach­
verständige(r) handelt, so sind der Name, die Geschäftsadresse, die Qualifikationen und eine etwaige wesentliche 
Beteiligung dieser Person an dem Emittenten anzugeben. Wurde der Bericht auf Ersuchen des Emittenten erstellt, 
so ist eine Erklärung abzugeben, dass die aufgenommene Erklärung oder der aufgenommene Bericht in der Form 
und in dem Zusammenhang, in dem sie bzw. er aufgenommen wurde, die Zustimmung von Seiten der Person 
erhalten hat, die den Inhalt dieses Teils des Registrierungsformulars gebilligt hat. 

23.2. Wurden Angaben von Seiten Dritter übernommen, ist zu bestätigen, dass diese Angaben korrekt wiedergegeben 
wurden und nach Wissen des Emittenten und soweit für ihn aus den von diesem Dritten veröffentlichten 
Angaben ersichtlich, nicht durch Auslassungen unkorrekt oder irreführend gestaltet wurden. Darüber hinaus 
hat der Emittent die Quelle(n) der Angaben zu nennen. 

24. EINSEHBARE DOKUMENTE 

Abzugeben ist eine Erklärung, dass während der Gültigkeitsdauer des Registrierungsformulars ggf. die folgenden 
Dokumente oder deren Kopien eingesehen werden können: 

a) die Satzung und die Statuten des Emittenten; 

b) sämtliche Berichte, Schreiben und sonstigen Dokumente, historischen Finanzinformationen, Bewertungen und 
Erklärungen, die von einem/einer Sachverständigen auf Ersuchen des Emittenten abgegeben wurden, sofern 
Teile davon in das Registrierungsformular eingefügt worden sind oder in ihm darauf verwiesen wird; 

c) die historischen Finanzinformationen des Emittenten oder im Falle einer Gruppe die historischen Finanz­
informationen für den Emittenten und seine Tochtergesellschaften für beide der Veröffentlichung des Regis­
trierungsformulars vorausgegangenen Geschäftsjahre. 

Anzugeben ist auch, wo in diese Dokumente in Papierform oder auf elektronischem Wege Einsicht genommen 
werden kann. 

25. ANGABEN ÜBER BETEILIGUNGEN 

Beizubringen sind Angaben über Unternehmen, an denen der Emittent einen Teil des Eigenkapitals hält, dem bei 
der Bewertung seiner eigenen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage voraussichtlich eine erhebliche Bedeutung 
zukommt. 

26. ANGABEN ZUM EMITTENTEN DER ZERTIFIKATE, DIE AKTIEN VERTRETEN 

27. ANGABEN ZU DEN ZUGRUNDE LIEGENDEN AKTIEN 

28. ANGABEN ZU DEN ZERTIFIKATEN, DIE AKTIEN VERTRETEN 

29. ANGABEN ZU DEN KONDITIONEN DES ANGEBOTS VON ZERTIFIKATEN, DIE AKTIEN VERTRETEN 

30. ZULASSUNG ZUM HANDEL UND HANDELSMODALITÄTEN BEI ZERTIFIKATEN, DIE AKTIEN VERTRETEN 

31. ZENTRALE ANGABEN ZUR EMISSION VON ZERTIFIKATEN, DIE AKTIEN VERTRETEN 

32. KOSTEN DER EMISSION/DES ANGEBOTS VON ZERTIFIKATEN, DIE AKTIEN VERTRETEN
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ANHANG XXIX 

Mindestangaben bei Emissionen von Kreditinstituten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j der Richtlinie 
2003/71/EG (verhältnismäßiges Schema) 

Mindestangaben bei Emissionen von Kreditinstituten gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe j der Richtlinie 2003/71/EG 
(verhältnismäßiges Schema) ( 1 ) 

1. HAFTENDE PERSONEN 

2. ABSCHLUSSPRÜFER 

3. RISIKOFAKTOREN 

4. ANGABEN ZUM EMITTENTEN 

5. ÜBERBLICK ÜBER DIE GESCHÄFTSTÄTIGKEIT 

6. ORGANISATIONSSTRUKTUR 

7. TRENDINFORMATIONEN 

8. GEWINNPROGNOSEN ODER -SCHÄTZUNGEN 

9. VERWALTUNGS-, LEITUNGS- UND AUFSICHTSORGAN 

10. HAUPTAKTIONÄRE 

11. FINANZINFORMATIONEN ÜBER DIE VERMÖGENS-, FINANZ- UND ERTRAGSLAGE DES EMITTENTEN 

Beizubringen sind geprüfte historische Finanzinformationen, die das letzte Geschäftsjahr abdecken (bzw. einen 
entsprechenden kürzeren Zeitraum, in dem der Emittent tätig war), sowie der Bestätigungsvermerk. Hat der Emittent 
in der Zeit, für die historische Finanzinformationen beizubringen sind, seinen Bilanzstichtag geändert, so decken die 
geprüften historischen Finanzinformationen mindestens 12 Monate oder — sollte der Emittent seiner Geschäftstätig­
keit noch keine 12 Monate nachgegangen sein — den gesamten Zeitraum seiner Geschäftstätigkeit ab. Derartige 
Finanzinformationen sind gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 zu erstellen bzw. für den Fall, dass diese 
Verordnung nicht anwendbar ist, gemäß den nationalen Rechnungslegungsgrundsätzen eines Mitgliedstaats, wenn der 
Emittent aus der Europäischen Union stammt. 

12. WESENTLICHE VERTRÄGE 

13. ANGABEN VON SEITEN DRITTER, ERKLÄRUNGEN VON SEITEN SACHVERSTÄNDIGER UND INTERESSENERKLÄ­
RUNGEN 

14. EINSEHBARE DOKUMENTE
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 487/2012 DER KOMMISSION 

vom 7. Juni 2012 

zur Eintragung einer Bezeichnung in das Verzeichnis der geschützten Ursprungsbezeichnungen und 
der geschützten geografischen Angaben (Tomate La Cañada (g.g.A.)) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 510/2006 des Rates vom 
20. März 2006 zum Schutz von geografischen Angaben und 
Ursprungsbezeichnungen für Agrarerzeugnisse und Lebensmit­
tel ( 1 ), insbesondere auf Artikel 7 Absatz 4 Unterabsatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Der Antrag Spaniens auf Eintragung der Bezeichnung 
„Tomate La Cañada“ wurde gemäß Artikel 6 Absatz 2 
Unterabsatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 im 
Amtsblatt der Europäischen Union ( 2 ) veröffentlicht. 

(2) Da bei der Kommission kein Einspruch gemäß Artikel 7 
der Verordnung (EG) Nr. 510/2006 eingegangen ist, 
sollte diese Bezeichnung eingetragen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung genannte Bezeichnung wird 
eingetragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 7. Juni 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Dacian CIOLOȘ 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Für den menschlichen Verzehr bestimmte landwirtschaftliche Erzeugnisse gemäß Anhang I AEU-Vertrag: 

Klasse 1.6. Obst, Gemüse und Getreide, unverarbeitet und verarbeitet 

SPANIEN 

Tomate La Cañada (g.g.A.)
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VERORDNUNG (EU) Nr. 488/2012 DER KOMMISSION 

vom 8. Juni 2012 

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 658/2007 über finanzielle Sanktionen bei Verstößen gegen 
bestimmte Verpflichtungen im Zusammenhang mit Zulassungen, die gemäß der Verordnung (EG) 

Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates erteilt wurden 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Fest­
legung von Gemeinschaftsverfahren für die Genehmigung und 
Überwachung von Human- und Tierarzneimitteln und zur Er­
richtung einer Europäischen Arzneimittel-Agentur ( 1 ), insbeson­
dere auf Artikel 84 Absatz 3 Unterabsatz 1, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Kinderarzneimittel und zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1768/92, der Richtlinien 2001/20/EG und 2001/83/EG so­
wie der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 ( 2 ), insbesondere auf 
Artikel 49 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Verordnung (EU) Nr. 1235/2010 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 3 ) wurde die Verord­
nung (EG) Nr. 726/2004 hinsichtlich der Pharmakovigi­
lanz von Humanarzneimitteln geändert, um die Sicher­
heit der Arzneimittel, die in der Union in Verkehr ge­
bracht wurden, stärker und effizienter zu kontrollieren. 
Die Verordnung (EG) Nr. 726/2004 wird ergänzt durch 
die Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 6. November 2001 zur Schaffung 
eines Gemeinschaftskodexes für Humanarzneimittel ( 4 ), 
die mit der Richtlinie 2010/84/EU ( 5 ) hinsichtlich der 
Pharmakovigilanz geändert wurde. Zum Zweck der 
Durchsetzung der Verpflichtungen im Zusammenhang 
mit der Pharmakovigilanz, die mit der Verordnung (EU) 
Nr. 1235/2010 und der Richtlinie 2010/84/EU einge­
führt wurden, ist es erforderlich, die Verordnung (EG) 
Nr. 658/2007 der Kommission vom 14. Juni 2007 
über finanzielle Sanktionen bei Verstößen gegen be­
stimmte Verpflichtungen im Zusammenhang mit Zulas­
sungen, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
des Europäischen Parlaments und des Rates erteilt wur­
den ( 6 ), anzupassen, so dass bei Verstößen gegen diese 
Verpflichtungen die finanziellen Sanktionen gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 658/2007 verhängt werden kön­
nen. 

(2) Nach der Verordnung (EG) Nr. 1901/2006, geändert 
durch die Verordnung (EG) Nr. 1902/2006 ( 7 ), kann die 
Kommission bei Arzneimitteln, die nach dem Verfahren 
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 zugelassen 

wurden, bei Verstößen gegen die genannte Verordnung 
oder die auf ihrer Grundlage erlassenen Durchführungs­
bestimmungen finanzielle Sanktionen verhängen. Die 
Kommission kann gemäß der genannten Verordnung fer­
ner Maßnahmen bezüglich der Höchstbeträge dieser 
Sanktionen sowie der Bedingungen und Modalitäten für 
deren Einziehung ergreifen. Da die Verordnung (EG) Nr. 
658/2007 finanzielle Sanktionen bei Verstößen gegen 
bestimmte Verpflichtungen im Zusammenhang mit Zu­
lassungen zum Gegenstand hat, die gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments 
und des Rates erteilt wurden, sollten in den Geltungs­
bereich der Verordnung (EG) Nr. 658/2007 aus Gründen 
der Kohärenz auch die Verpflichtungen gemäß der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1901/2006 aufgenommen werden, da 
ein Verstoß gegen die letztgenannte Verordnung ebenfalls 
finanzielle Sanktionen gemäß der erstgenannten nach 
sich ziehen kann. 

(3) Im Hinblick auf die einheitliche Anwendung der Ver­
pflichtungen im Zusammenhang mit gemäß der Verord­
nung (EG) Nr. 726/2004 erteilten Zulassungen sowie auf 
die Gewährleistung der Wirksamkeit dieser Verpflichtun­
gen werden die Interessen der Union berührt, wenn ge­
gen diese Verpflichtungen verstoßen wird. Darüber hi­
naus sind Pharmakovigilanz-Vorschriften zum Schutz 
der öffentlichen Gesundheit erforderlich, damit Neben­
wirkungen von in der Union in Verkehr gebrachten Hu­
manarzneimitteln vermieden, entdeckt und beurteilt wer­
den können, da das vollständige Unbedenklichkeitsprofil 
eines Humanarzneimittels erst nach seinem Inverkehr­
bringen erkannt werden kann. 

(4) Verstöße im Zusammenhang mit Tierarzneimitteln fallen 
nicht unter die Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 bzw. die 
Änderungen hinsichtlich der Pharmakovigilanz. Der Gel­
tungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 658/2007 braucht 
diesbezüglich daher nicht geändert zu werden. Um je­
doch die Kohärenz mit den geänderten Bestimmungen 
zu gewährleisten und mehr Klarheit zu schaffen, sollten 
einige Bestimmungen über Tierarzneimittel neu struktu­
riert werden, ohne dass ihr Inhalt davon berührt wird. 

(5) Die geänderten Bestimmungen sollten mit Wirkung vom 
selben Tag gelten wie die Änderungen durch die Verord­
nung (EU) Nr. 1235/2010 hinsichtlich der Pharmakovi­
gilanz. 

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 658/2007 sollte daher entspre­
chend geändert werden. 

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ste­
hen im Einklang mit der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Humanarzneimittel und des Ständigen 
Ausschusses für Tierarzneimittel —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 658/2007 erhält folgende 
Fassung: 

„Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

In dieser Verordnung werden Vorschriften für die Verhän­
gung finanzieller Sanktionen gegen Inhaber von gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 726/2004 erteilten Zulassungen auf­
grund von Verstößen gegen die nachfolgend genannten Ver­
pflichtungen festgelegt, und zwar in Fällen, in denen der 
betreffende Verstoß schwerwiegende Folgen für die öffent­
liche Gesundheit in der Union haben könnte oder insofern 
eine unionsweite Dimension hat, als mehr als ein Mitglied­
staat betroffen ist, oder aber in denen Unionsinteressen be­
rührt werden: 

1. Verpflichtung, im Antrag auf Zulassung gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 726/2004, welcher der durch 
die genannte Verordnung errichteten Europäischen 
Arzneimittel-Agentur (nachstehend „die Agentur“) vor­
gelegt wird, oder in Erfüllung der Verpflichtungen nach 
der genannten Verordnung sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 1901/2006 vollständige und genaue Angaben und 
Dokumente zu übermitteln, soweit die Verstöße einen 
wesentlichen Punkt betreffen; 

2. Verpflichtung, die Bedingungen oder Einschränkungen 
der Zulassung hinsichtlich der Lieferung und Verwen­
dung des Arzneimittels gemäß Artikel 9 Absatz 4 
Buchstabe b, Artikel 10 Absatz 1 Unterabsatz 2, Ar­
tikel 34 Absatz 4 Buchstabe c und Artikel 35 Absatz 1 
Unterabsatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 ein­
zuhalten; 

3. Verpflichtung, die Bedingungen oder Einschränkungen 
der Zulassung hinsichtlich der sicheren und wirksamen 
Verwendung des Arzneimittels gemäß Artikel 9 Ab­
satz 4 Buchstaben aa, c, ca, cb und cc, Artikel 10 
Absatz 1, Artikel 34 Absatz 4 Buchstabe d und Ar­
tikel 35 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
einzuhalten und dabei die Fristen gemäß Artikel 10 
Absatz 1 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 
726/2004 zu berücksichtigen; 

4. Verpflichtung, gemäß Artikel 16 Absatz 1 und Arti­
kel 41 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
etwaige Änderungen der Zulassungsbedingungen vor­
zunehmen, die erforderlich sind, um den Stand der 
Technik und den Fortschritt der Wissenschaft zu be­
rücksichtigen und die Herstellung und Kontrolle des 
Arzneimittels nach allgemein anerkannten wissen­
schaftlichen Methoden sicherzustellen; 

5. Verpflichtung, gemäß Artikel 16 Absatz 2 und Arti­
kel 41 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
alle neuen Informationen vorzulegen, die eine Ände­
rung der Zulassungsbedingungen nach sich ziehen 
könnten, alle Verbote oder Beschränkungen durch die 
zuständigen Behörden jedes Landes bekannt zu geben, 

in dem das Arzneimittel in Verkehr gebracht wird, 
sowie sämtliche Informationen vorzulegen, die die Be­
urteilung der Risiken und des Nutzens des betreffenden 
Arzneimittels beeinflussen könnten; 

6. Verpflichtung, Produktinformationen gemäß Artikel 16 
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 auf dem 
aktuellen wissenschaftlichen Kenntnisstand zu halten, 
zu dem auch die Schlussfolgerungen aus Bewertungen 
und die Empfehlungen gehören, die auf dem europäi­
schen Internetportal für Arzneimittel veröffentlicht 
werden; 

7. Verpflichtung, alle von der Agentur angeforderten Da­
ten zu übermitteln, die belegen, dass das Nutzen-Risi­
ko-Verhältnis gemäß Artikel 16 Absatz 4 und Arti­
kel 41 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
weiterhin günstig ist; 

8. Verpflichtung, das Arzneimittel im Einklang mit dem 
in der Zulassung aufgeführten Inhalt der Zusammen­
fassung der Produktmerkmale sowie der Etikettierung 
und Packungsbeilage in Verkehr zu bringen; 

9. Verpflichtung, die Anforderungen gemäß Artikel 14 
Absätze 7 und 8 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
zu erfüllen oder die besonderen Verfahren gemäß Ar­
tikel 39 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 
zu schaffen; 

10. Verpflichtung, der Agentur den Zeitpunkt für das tat­
sächliche Inverkehrbringen und den Zeitpunkt für die 
Einstellung des Inverkehrbringens eines Arzneimittels 
mitzuteilen und ihr Informationen über das Umsatz- 
und das Verschreibungsvolumen des Arzneimittels ge­
mäß Artikel 13 Absatz 4 und Artikel 38 Absatz 4 der 
Verordnung (EG) Nr. 726/2004 zu übermitteln; 

11. Verpflichtung, gemäß Artikel 21 der Verordnung (EG) 
Nr. 726/2004 in Verbindung mit Artikel 104 der 
Richtlinie 2001/83/EG ein umfassendes Pharmakovigi­
lanz-System für die Wahrnehmung von Pharmakovigi­
lanz-Aufgaben zu betreiben, die den Betrieb eines Qua­
litätssystems, die Pflege einer Pharmakovigilanz- 
Stammdokumentation und die regelmäßige Durchfüh­
rung von Audits umfassen; 

12. Verpflichtung, gemäß Artikel 16 Absatz 4 der Verord­
nung (EG) Nr. 726/2004 auf Ersuchen der Agentur 
eine Kopie der Pharmakovigilanz-Stammdokumenta­
tion vorzulegen; 

13. Verpflichtung, ein Risikomanagement-System gemäß 
Artikel 14a und Artikel 21 Absatz 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 726/2004 in Verbindung mit Artikel 104 
Absatz 3 der Richtlinie 2001/83/EG und Artikel 34 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 zu be­
treiben; 

14. Verpflichtung, gemäß Artikel 28 Absatz 1 der Verord­
nung (EG) Nr. 726/2004 in Verbindung mit Arti­
kel 107 der Richtlinie 2001/83/EG vermutete Neben­
wirkungen von Humanarzneimitteln zu erfassen und 
zu melden;
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15. Verpflichtung, gemäß Artikel 28 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 726/2004 in Verbindung mit Arti­
kel 107b der Richtlinie 2001/83/EG regelmäßige ak­
tualisierte Unbedenklichkeitsberichte vorzulegen; 

16. Verpflichtung, gemäß Artikel 10a der Verordnung (EG) 
Nr. 726/2004 und Artikel 34 Absatz 2 der Verord­
nung (EG) Nr. 1901/2006 im Anschluss an das Inver­
kehrbringen Studien, einschließlich Unbedenklichkeits- 
und Wirksamkeitsstudien nach der Zulassung, durch­
zuführen und diese zur Prüfung vorzulegen; 

17. Verpflichtung, gemäß Artikel 49 Absätze 1 und 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 726/2004 alle vermuteten 
schwerwiegenden Nebenwirkungen bzw. die Nebenwir­
kungen eines Tierarzneimittels beim Menschen sowie 
alle vermuteten unerwarteten schwerwiegenden Neben­
wirkungen und Nebenwirkungen beim Menschen oder 
die vermutete Übertragung eines Krankheitserregers zu 
erfassen und zu melden; 

18. Verpflichtung, gemäß Artikel 49 Absatz 3 der Verord­
nung (EG) Nr. 726/2004 detaillierte Unterlagen über 
alle vermuteten Nebenwirkungen zu führen und diese 
Unterlagen in Form von regelmäßigen aktualisierten 
Unbedenklichkeitsberichten vorzulegen; 

19. Verpflichtung, die Agentur gemäß Artikel 49 Absatz 5 
der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 entweder gleich­
zeitig mit oder vor der öffentlichen Mitteilung betref­
fend Informationen über Pharmakovigilanz-Bedenken 
in Kenntnis zu setzen; 

20. Verpflichtung, spezifische Pharmakovigilanz-Daten ge­
mäß Artikel 51 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 
726/2004 zu prüfen und zu bewerten; 

21. Verpflichtung, gemäß Artikel 48 der Verordnung (EG) 
Nr. 726/2004 ständig und kontinuierlich eine für die 
Pharmakovigilanz verantwortliche und entsprechend 
qualifizierte Person zur Verfügung zu haben; 

22. Verpflichtung, gemäß Artikel 41 Absätze 2 und 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 726/2004 Rückstände bei Tier­
arzneimitteln zu ermitteln; 

23. Verpflichtung, gemäß Artikel 22 der Verordnung (EG) 
Nr. 726/2004 in Verbindung mit Artikel 106a Ab­
satz 1 der Richtlinie 2001/83/EG zu gewährleisten, 

dass öffentliche Mitteilungen betreffend Informationen 
über Pharmakovigilanz-Bedenken in objektiver und 
nicht irreführender Weise verfasst sind, und die Agen­
tur über diese Mitteilungen in Kenntnis zu setzen; 

24. Verpflichtung, die Fristen für die Einleitung oder den 
Abschluss von Maßnahmen, die in der Entscheidung 
der Agentur zum Aufschub im Anschluss an die Erst­
zulassung des betreffenden Arzneimittels genannt sind, 
im Einklang mit der endgültigen Stellungnahme gemäß 
Artikel 25 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 
1901/2006 einzuhalten; 

25. Verpflichtung, das Arzneimittel innerhalb von zwei 
Jahren nach dem Zeitpunkt der Genehmigung der pä­
diatrischen Indikation gemäß Artikel 33 der Verord­
nung (EG) Nr. 1901/2006 in Verkehr zu bringen; 

26. Verpflichtung, gemäß Artikel 35 Unterabsatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 die Zulassung zu 
übertragen oder einem Dritten den Rückgriff auf die 
im Zulassungsdossier enthaltenen Unterlagen zu gestat­
ten; 

27. Verpflichtung, gemäß Artikel 41 Absätze 1 und 2, 
Artikel 45 Absatz 1 und Artikel 46 Absatz 1 der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1901/2006 der Agentur pädiatrische 
Studien vorzulegen; dies schließt die Verpflichtung ein, 
Angaben zu in Drittstaaten durchgeführten klinischen 
Prüfungen in die europäische Datenbank aufzunehmen; 

28. Verpflichtung, der Agentur gemäß Artikel 34 Absatz 4 
der Verordnung (EG) Nr. 1901/2006 einen jährlichen 
Bericht vorzulegen und die Agentur gemäß Artikel 35 
Unterabsatz 2 der genannten Verordnung zu unterrich­
ten.“ 

Artikel 2 

Im Fall von Verstößen, die vor dem 2. Juli 2012 begannen, gilt 
diese Verordnung für den Teil des Verstoßes, der nach diesem 
Datum stattfindet. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung gilt ab dem 2. Juli 2012. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 8. Juni 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 489/2012 DER KOMMISSION 

vom 8. Juni 2012 

zur Festlegung von Durchführungsbestimmungen für die Anwendung des Artikels 16 der 
Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zusatz 

von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmitteln 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über 
den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimm­
ten anderen Stoffen zu Lebensmitteln ( 1 ), insbesondere auf Ar­
tikel 16, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Gemäß Artikel 16 der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 
legt die Kommission dem Europäischen Parlament und 
dem Rat bis zum 1. Juli 2013 einen Bericht über die 
Auswirkungen der Durchführung der genannten Verord­
nung vor. Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission die 
hierfür benötigten relevanten Informationen bereit. 

(2) Diese von den Mitgliedstaaten vorzulegenden relevanten 
Informationen sollten die Entwicklung des Marktes für 
Lebensmittel, denen Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt 
wurden, zum Gegenstand haben und u. a. belegen, wel­
che Trends es seit der Harmonisierung der Bestimmun­
gen über den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen 
zu Lebensmitteln auf EU-Ebene gibt. 

(3) Die Informationen sollten Angaben zu Verzehrsmustern 
bei Lebensmitteln, denen Vitamine und Mineralstoffe zu­
gesetzt wurden, und zur Aufnahme von Vitaminen und 
Mineralstoffen durch die Bevölkerung und gegebenenfalls 
durch bestimmte Bevölkerungsgruppen umfassen. Unter 
anderem sollte aufgezeigt werden, wie sich die Ernäh­
rungsgewohnheiten seit der Harmonisierung der Bestim­
mungen über den Zusatz von Vitaminen und Mineral­
stoffen zu Lebensmitteln verändert haben. 

(4) Die von den Mitgliedstaaten vorzulegenden relevanten 
Informationen sollten auch den Zusatz anderer Stoffe 
als Vitamine und Mineralstoffe zu Lebensmitteln ein­
schließlich Nahrungsergänzungsmitteln nach Maßgabe 
der Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 10. Juni 2002 zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Nahrungs­
ergänzungsmittel ( 2 ) umfassen. Diese Informationen soll­
ten Angaben zum Verzehr dieser Lebensmittel und zu 
den Mengen der zugesetzten Stoffe sowie zu allen legis­
lativen und sonstigen nationalen Maßnahmen enthalten, 
mit denen die Verwendung bestimmter anderer Stoffe in 
Lebensmitteln eingeschränkt oder verboten wird. 

(5) Im Wege dieser Durchführungsbestimmungen sollte ein 
Verzeichnis der relevanten Informationen, die die Mit­
gliedstaaten zusammenstellen und der Kommission über­

mitteln, aufgestellt sowie ein einheitliches Format für die 
Darstellung dieser Informationen festgelegt werden. 

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Mit dieser Verordnung werden Durchführungsbestimmungen 
für die Anwendung des Artikels 16 der Verordnung (EG) Nr. 
1925/2006 und insbesondere für die Vorlage der relevanten 
Informationen festgelegt, die die Mitgliedstaaten der Kommis­
sion zur Bewertung der Auswirkungen der Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 übermitteln. 

Artikel 2 

Relevante Informationen 

(1) Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission bis zum 
1. Juli 2012 die relevanten Informationen, die im Einzelnen 
folgende Aspekte abdecken: 

a) Entwicklung des nationalen Marktes für Lebensmittel, denen 
Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt wurden, seit Geltungs­
beginn der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006; 

b) Verzehrsmuster bei Lebensmitteln, denen Vitamine und Mi­
neralstoffe zugesetzt wurden; 

c) Mengen der von der Bevölkerung aufgenommenen Vitamine 
und Mineralstoffe; 

d) Zusatz anderer Stoffe als Vitamine und Mineralstoffe zu Le­
bensmitteln einschließlich Nahrungsergänzungsmitteln nach 
Maßgabe von Artikel 2 Buchstabe a der Richtlinie 
2002/46/EG, Verzehrsmuster dieser Lebensmittel und Men­
gen dieser Stoffe, die Lebensmitteln und Nahrungsergän­
zungsmitteln zugesetzt wurden. 

(2) Die in Absatz 1 genannten relevanten Informationen, die 
die Mitgliedstaaten der Kommission bereitstellen, enthalten min­
destens die Angaben, die in Anhang I dieser Verordnung fest­
gelegt sind. 

Die vorzulegenden relevanten Informationen sowie die entspre­
chenden Einzelangaben werden der Kommission in dem in An­
hang II dieser Verordnung festgelegten Format übermittelt. 

(3) Ist eine der in Anhang I aufgeführten Informationen bis 
zum 1. Juli 2012 nicht verfügbar oder kann sie der Kommission 
aus einem anderen Grund nicht bis zu diesem Datum vorgelegt 
werden, setzt der betreffende Mitgliedstaat die Kommission hier­
vor in Kenntnis.
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Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat. 

Brüssel, den 8. Juni 2012 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO
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ANHANG I 

Von den Mitgliedstaaten vorzulegende relevante Informationen für die Bewertung der Auswirkungen der 
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 

A. Die Informationen über die Entwicklung des nationalen Marktes für Lebensmittel, denen Vitamine und Mineralstoffe 
zugesetzt wurden, decken Folgendes ab: 

1. allgemeine Angaben zum nationalen Markt einschließlich des Marktanteils bestimmter Lebensmittel und Lebens­
mittelkategorien, 

2. Angaben zu Trends bei der Entwicklung des nationalen Marktes. 

Die unter den Nummern 1 und 2 genannten Informationen umfassen Angaben zu den Lebensmitteln mit den am 
häufigsten zugesetzten Vitaminen und Mineralstoffen sowie Angaben zu den Mengen der Vitamine und Mineralstoffe, 
die den Lebensmitteln zugesetzt wurden. Diese Informationen können kommerziellen Marktberichten, nationalen 
Überwachungsmaßnahmen sowie anderen einschlägigen und benannten Quellen entnommen werden. 

B. Die Informationen über die Verzehrsmuster bei Lebensmitteln, denen Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt wurden, 
decken Folgendes ab: 

1. Angaben über die Verzehrsmuster bei bestimmten Lebensmitteln und Lebensmittelkategorien, denen Vitamine und 
Mineralstoffe zugesetzt wurden, für die Bevölkerung und gegebenenfalls für bestimmte Bevölkerungsgruppen, 
darunter Angaben zu denjenigen Lebensmitteln mit den am häufigsten zugesetzten Vitaminen und Mineralstoffen 
und Angaben über die Mengen der Vitamine und Mineralstoffe, die den Lebensmitteln zugesetzt wurden; 

2. Angaben aus repräsentativen nationalen Ernährungserhebungen, Daten aus wissenschaftlichen Studien sowie an­
deren einschlägigen und benannten Quellen, darunter Angaben zur Methodik für Ernährungserhebungen wie die 
Methodik zur Bewertung von Lebensmitteln sowie zu den bewerteten Untergruppen und Altersgruppen; 

3. Angaben zu allen festgestellten Änderungen bei den allgemeinen Ernährungsgewohnheiten und Trends beim Ver­
zehr von Lebensmitteln, denen Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt wurden, insbesondere zu denjenigen Ände­
rungen, die mit dem Geltungsbeginn der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 in Verbindung gebracht werden 
könnten. Die Mitgliedstaaten stellen detaillierte Informationen zur Grundlage dieser festgestellten Änderungen 
bereit, darunter die einzelnen Bezugsdaten, anhand deren der vergangene und gegenwärtige Verzehr von Lebens­
mitteln, denen Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt wurden, miteinander verglichen wurde. 

C. Die Informationen über die Mengen der aufgenommenen Vitamine und Mineralstoffe decken Folgendes ab: 

1. Angaben zu den Aufnahmemengen für Vitamine und Mineralstoffe für die Bevölkerung und gegebenenfalls für 
bestimmte Bevölkerungsgruppen. Diese Informationen sind den unter B.2 dieses Anhangs genannten Datenquellen 
zu entnehmen; 

2. Angaben zu allen festgestellten Änderungen bei den Aufnahmemengen für Vitamine und Mineralstoffe einschließ­
lich Trends bei den Aufnahmemengen, die mit dem Geltungsbeginn der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 in 
Verbindung gebracht werden könnten. Die Mitgliedstaaten stellen detaillierte Informationen zur Grundlage dieser 
festgestellten Änderungen bereit, darunter die einzelnen Bezugsdaten, anhand deren die Aufnahmemengen für 
Vitamine und Mineralstoffe vor und nach Geltungsbeginn der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 miteinander ver­
glichen wurden. 

D. Die Informationen über den Zusatz anderer Stoffe als Vitamine und Mineralstoffe zu Lebensmitteln decken Folgendes 
ab: 

1. Angaben zum nationalen Markt für Lebensmittel, denen bestimmte andere Stoffe zugesetzt wurden, einschließlich 
des Marktanteils bestimmter Lebensmittel und Lebensmittelkategorien; 

2. Angaben zum nationalen Markt für Nahrungsergänzungsmittel nach Maßgabe des Artikels 2 Buchstabe a der 
Richtlinie 2002/46/EG; 

3. Angaben zu den Stoffen, die Lebensmitteln am häufigsten zugesetzt werden, die sich auf Informationen aus 
kommerziellen Marktberichten, nationalen Überwachungsmaßnahmen sowie anderen relevanten und benannten 
Quellen stützen, darunter Angaben zu den Mengen anderer Stoffe, die bestimmten Lebensmitteln und Lebens­
mittelkategorien zugesetzt wurden; 

4. Angaben zu legislativen und sonstigen nationalen Maßnahmen, die darauf abzielen, die Verwendung anderer Stoffe 
bei der Herstellung von Lebensmitteln einschließlich Nahrungsergänzungsmitteln einzuschränken oder zu verbieten.
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ANHANG II 

Darstellungsformat für die von den Mitgliedstaaten vorzulegenden Informationen 

Entwicklung des Marktes für Lebensmittel, denen Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt wurden 

Art der vorzulegenden Informationen Datenquelle 

Nationaler Marktanteil verschiedener Lebensmittelprodukte, denen Vitamine und Mi­
neralstoffe zugesetzt wurden, aufgeschlüsselt nach den 20 Hauptkategorien des Systems 
zur Klassifizierung von Lebensmitteln FoodEx ( 1 ), ausgenommen Lebensmittel, die für 
eine besondere Ernährung bestimmt sind, und Nahrungsergänzungsmittel. 

Trends beim Marktvolumen für Lebensmittel, denen Vitamine und Mineralstoffe zuge­
setzt wurden, und insbesondere Angaben zum Markt zum Zeitpunkt des Geltungs­
beginns der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 und danach. 

( 1 ) Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit, The food classification and description system FoodEx 2 (draft-revision 1). Supporting 
Publications 2011:215. [438 S.]. Online abrufbar unter www.efsa.europa.eu. 

Verzehrsmuster bei Lebensmitteln, denen Vitamine und Mineralstoffe zugesetzt wurden 

Art der vorzulegenden Informationen Datenquelle 

Durchschnittsmengen der von der Bevölkerung verzehrten Lebensmittel, denen Vitamine 
und Mineralstoffe zugesetzt wurden. 

Durchschnittsmengen der verzehrten Lebensmittel, denen Vitamine und Mineralstoffe 
zugesetzt wurden, aufgeschlüsselt nach den folgenden Bevölkerungsgruppen: 

— Erwachsene (18 Jahre und älter), 

— Kinder (unter 18 Jahren), gegebenenfalls aufgeschlüsselt nach den einzelnen Alters­
gruppen, sowie 

— aufgeschlüsselt nach den 20 Hauptkategorien des Systems zur Klassifizierung von 
Lebensmitteln FoodEx, ausgenommen Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung 
bestimmt sind, und Nahrungsergänzungsmittel. 

Mengen der Vitamine und Mineralstoffe, die Lebensmitteln zugesetzt wurden, auf­
geschlüsselt nach den 20 Hauptkategorien des Systems zur Klassifizierung von Lebens­
mitteln FoodEx. Angabe der zugesetzten Mengen bzw. der Mengenbereiche. 

Festgestellte Änderungen bei den Verzehrsmustern bei Lebensmitteln, denen Vitamine 
und Mineralstoffe zugesetzt wurden, einschließlich der Angabe der Bezugsdaten, anhand 
deren der Verzehr vor und nach Geltungsbeginn der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 
miteinander verglichen wurde. 

Aufnahmemengen für Vitamine und Mineralstoffe 

Art der vorzulegenden Informationen Datenquelle 

Durchschnittsmengen der von der Bevölkerung aufgenommenen Vitamine und Mineral­
stoffe. 

Durchschnittliche Aufnahmemengen für Vitamine und Mineralstoffe, aufgeschlüsselt 
nach den folgenden Bevölkerungsgruppen: 

— Erwachsene (18 Jahre und älter), 

— Kinder (unter 18 Jahren), gegebenenfalls aufgeschlüsselt nach den einzelnen Alters­
gruppen. 

Methodik der Ernährungserhebungen (hauptsächlich Methoden zur Bewertung von Le­
bensmitteln, Altersgruppen, Bevölkerungsgruppen). 

Festgestellte Änderungen bei den Aufnahmemengen für Vitamine und Mineralstoffe, 
einschließlich Angabe der Bezugsdaten, anhand deren die Aufnahmemengen vor und 
nach Geltungsbeginn der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 miteinander verglichen wur­
den.
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Zusatz anderer Stoffe als Vitamine und Mineralstoffe 

Art der vorzulegenden Informationen Datenquelle 

Nationaler Marktanteil der Lebensmittelprodukte, einschließlich Nahrungsergänzungsmit­
tel, denen andere Stoffe zugesetzt wurden, aufgeschlüsselt nach den folgenden Stoff­
kategorien: 

1. Aminosäuren 

2. Enzyme 

3. Präbiotika und Probiotika 

4. Essenzielle Fettsäuren und andere spezielle Fettsäuren 

5. „Botanicals“ und Pflanzenextrakte 

6. sonstige Stoffe 

Trends beim Marktvolumen und insbesondere Angaben zum Markt zum Zeitpunkt des 
Geltungsbeginns der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 und danach. 

Nationale Maßnahmen zur Einschränkung oder zum Verbot der Verwendung anderer 
Stoffe bei der Herstellung von Lebensmitteln einschließlich Nahrungsergänzungsmitteln.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 490/2012 DER KOMMISSION 

vom 8. Juni 2012 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XV Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts­
blatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 8. Juni 2012 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

José Manuel SILVA RODRÍGUEZ 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 AL 55,3 
MK 52,8 
TR 57,4 
ZZ 55,2 

0707 00 05 MK 18,0 
TR 95,4 
ZZ 56,7 

0709 93 10 TR 99,6 
ZZ 99,6 

0805 50 10 BO 105,2 
TR 110,6 
ZA 91,9 
ZZ 102,6 

0808 10 80 AR 84,4 
BR 80,0 
CL 106,7 
CN 136,2 
NZ 136,2 
US 121,4 
ZA 114,0 
ZZ 111,3 

0809 10 00 TR 240,2 
ZZ 240,2 

0809 29 00 TR 421,6 
ZZ 421,6 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 8. Februar 2012 

über die staatliche Beihilfe SA.28809 (C 29/10) (ex NN 42/10 & ex CP 194/09), die Schweden 
zugunsten von Hammar Nordic Plugg AB gewährt hat 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 546) 

(Nur der schwedische Text ist verbindlich) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2012/293/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 2 Unterabsatz 1, 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum, insbesondere auf Artikel 62 Absatz 1 Buchstabe a, 

nach Aufforderung der Beteiligten zur Äußerung gemäß den 
vorgenannten Artikeln ( 1 ) und gestützt auf deren Ansichten 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

(1) Mit Schreiben vom 26. Mai 2009, das am 16. Juni 2009 
registriert wurde, erhielt die Kommission eine Beschwer­
de, in der behauptet wurde, dass Schweden Hammar 
Nordic Plugg AB in Verbindung mit dem Verkauf von 
Immobilien in öffentlichem Besitz durch die Stadt Vä­
nersborg zu einem Preis unter dem Marktwert eine staat­
liche Beihilfe gewährt habe. 

(2) Am 27. Oktober 2009 übermittelte die Kommission eine 
nicht vertrauliche Version der Beschwerde an die natio­
nalen Behörden. Schweden antwortete mit Schreiben 
vom 30. November 2009, das am selben Tag registriert 
wurde. 

(3) Am 9. März 2010 bat die Kommission um weitere In­
formationen und Schweden antwortete mit Schreiben 
vom 20. April 2010. 

(4) Am 11. Mai 2010 erhielt die Kommission Informationen 
von Chips AB. 

(5) Mit Schreiben vom 27. Oktober 2010 unterrichtete die 
Kommission Schweden von ihrem Beschluss, wegen der 
Beihilfe ein Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Uni­
on ( 2 ) (im Folgenden „AEUV“) einzuleiten. Der Beschluss 
der Kommission über die Einleitung des Verfahrens (im 

Folgenden „Einleitungsbeschluss“) wurde im Amtsblatt der 
Europäischen Union ( 3 ) veröffentlicht. Die Kommission for­
derte alle Beteiligten zur Stellungnahme auf. 

(6) Mit Schreiben vom 23. November 2010 beantragte 
Schweden eine Verlängerung der im Einleitungsbeschluss 
genannten Frist zur Stellungnahme. 

(7) Die schwedischen Behörden übermittelten ihre Äußerun­
gen mit Schreiben vom 15. und 17. Dezember 2010. 
Hammar Nordic Plugg AB übermittelte der Kommission 
ihre Äußerung mit Schreiben vom 22. Januar 2011. 

(8) Am 1. Februar 2011 leitete die Kommission die Äuße­
rung von Hammar Nordic Plugg AB an die schwedischen 
Behörden zur Stellungnahme weiter. 

(9) Am 1. Juni 2011 verlangte die Kommission weitere Aus­
künfte. Schweden beantwortete diese Anfrage mit Schrei­
ben vom 29. Juni 2011 und übermittelte am 12. und 
30. September 2011 weitere Erklärungen per E-Mail. 

(10) Am 6. Juni 2011 sendete die Kommission einen Fragebo­
gen an Chips AB, der nicht direkt vom Unternehmen 
beantwortet wurde. Chips AB machte jedoch gegenüber 
den schwedischen Behörden bestimmte Angaben, die in 
deren am 12. September 2011 eingereichte Erklärung 
aufgenommen wurden. 

(11) Am 19. Oktober 2011 fand eine Sitzung der Dienststel­
len der Kommission und Vertretern von Hammar Nordic 
Plugg AB statt. 

(12) Am 3. November 2011 erhielt die Kommission weitere 
Angaben von Hammar Nordic Plugg AB per E-Mail. Die 
Kommission leitete diese Angaben am 4. November 
2011 an die schwedischen Behörden weiter, diese bestä­
tigten jedoch am 28. November 2011, dass sie sich nicht 
weiter äußern würden.
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( 1 ) ABl. C 352 vom 23.12.2010, S. 22. 
( 2 ) Mit Wirkung vom 1. Dezember 2009 sind an die Stelle der Arti­

kel 87 und 88 EG-Vertrag die Artikel 107 und 108 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) getreten. Die 
Artikel 87 und 88 EG-Vertrag und die Artikel 107 und 108 AEUV 
sind im Wesentlichen identisch. Im Rahmen dieses Beschlusses sind 
Bezugnahmen auf die Artikel 107 und 107 AEUV als Bezugnahmen 
auf die Artikel 87 und 88 EG-Vertrag zu verstehen, wo dies an­
gebracht ist. ( 3 ) Siehe Fußnote 1.



2. BESCHREIBUNG DER MASSNAHME 

2.1. Beihilfeempfänger und betroffene Parteien 

(13) Beihilfeempfänger ist die Aktiengesellschaft Hammar 
Nordic Plugg AB (im Folgenden „Hammar“), deren Tätig­
keit in der Vermietung von Räumen und Immobilienver­
waltung besteht. Hammar mit Sitz in Trollhättan, Västra 
Götaland, ist eine 100%ige Tochtergesellschaft von Ham­
mar Nordic Fastigheter AB, die wiederum einer Privatper­
son, Anders Hammar, gehört ( 4 ). 

(14) Die Stadt Vänersborg (im Folgenden „Stadt“) liegt im 
Bezirk Västra Götaland in der Nähe der norwegischen 
Grenze. Gemäß der regionalen Fördergebietskarte 2007- 
2013 für Schweden liegt Vänersborg nicht in einem För­
dergebiet. 

(15) Fastighets AB Vänersborg (im Folgenden „FABV“) ist eine 
Immobiliengesellschaft im Besitz der Stadt. 

(16) Topp Livsmedel (im Folgenden „Topp“) gehört zu Chips 
AB ( 5 ), einem Unternehmen des internationalen Konzerns 
Orkla ASA (im Folgenden „Orkla“). 

(17) Die Immobilie im Sinne der Maßnahme (im Folgenden 
„Produktionsstätte“) umfasst zwei Grundstücke, eine Fer­
tigungsanlage, bewegliche Gegenstände und gewerbliche 
Schutzrechte (z. B. Marken). Sie liegt in Bråland, einer 
kleinen Vorstadt von Vänersborg. Bis 2007 produzierte 
Topp in der Produktionsstätte mit etwa 30 Beschäftigten 
tiefgefrorenes Gemüse. 

2.2. Zusammenfassung der Maßnahme 

(18) Mit Schreiben vom 26. Mai 2009 erhielt die Kommission 
eine Beschwerde, in der behauptet wurde, dass durch den 
Verkauf von Immobilien in öffentlichem Besitz (der Pro­
duktionsstätte) unter dem Marktwert eine staatliche Bei­
hilfe gewährt wurde. 

(19) Die Tatsachen in dieser Sache sind wie folgt: Ende 2007 
gab Chips AB bekannt, dass die Fertigung bei Topp ein­
gestellt und dass das Unternehmen den Prozess zum Ver­
kauf der Produktionsstätte beginnen würde. 

(20) Am 13. Februar 2008 erwarb die Stadt über FABV die 
Produktionsstätte von Chips AB zum Preis von 17 Mio. 
SEK (1,7 Mio. EUR) ( 6 ). 

(21) Am selben Tag, dem 13. Februar 2008, schloss FABV 
zwei Verträge mit Hammar ab. Bei dem einen Vertrag 
handelte es sich um einen Mietvertrag, in dem FABV die 
gesamte Produktionsstätte an Hammar vermietet ( 7 ). Der 

zweite Vertrag enthielt eine Option für Hammar auf den 
Kauf der Produktionsstätte von FABV zu einem Festpreis 
von 8 Mio. SEK (0,8 Mio. EUR) zu einem beliebigen Zeit­
punkt innerhalb des zweijährigen Zeitraums vom 1. März 
2008 bis zum 28. Februar 2010. Hammar nutzte diese 
Option und erwarb die Produktionsstätte am 11. August 
2008 von FABV zu diesem Festpreis. 

(22) Mit einem Vertrag vom 1. März 2008 vermietete Ham­
mar den größten Teil der Produktionsstätte an lokale 
Unternehmen zu einer Miete ( 8 ), die höher war als die 
Miete, auf die sich FABV und Hammar geeinigt hatten. 
Die lokalen Unternehmen baten sich als Voraussetzung 
für die Unterzeichnung des Mietvertrags ein Vorkaufs­
recht auf die Produktionsstätte aus, sofern Hammar Be­
sitzer der Produktionsstätte werden sollte. Der am selben 
Tag unterzeichnete Optionsvertrag räumte den lokalen 
Unternehmen ein Vorkaufsrecht auf die Produktionsstätte 
für 40 Mio. SEK (4 Mio. EUR) ein. 

(23) Am 2. September 2008 unterzeichnete Hammar einen 
Vertrag mit den lokalen Unternehmen über den Verkauf 
der Produktionsstätte an diese zu dem vereinbarten Preis 
von 40 Mio. SEK. 

3. BESCHLUSS ZUR VERFAHRENSEINLEITUNG 

(24) Die Kommission hegte den begründeten Verdacht, dass 
der Verkauf der Produktionsstätte von FABV an Hammar 
als staatliche Beihilfe einzustufen ist. Aus diesem Grund 
leitete die Kommission am 27. Oktober 2010 ein förm­
liches Prüfverfahren infolge dieser Transaktion ein ( 9 ). 

(25) Die schwedischen Behörden und Hammar haben nach 
Einleitung des förmlichen Prüfverfahrens Stellungnahmen 
übermittelt. 

(26) Die schwedischen Behörden sind der Auffassung, dass der 
Verkauf der Produktionsstätte an Hammar keine staatli­
che Beihilfe darstellt. Sie vertreten weiterhin den Stand­
punkt, dass die Stadt mit dem Kauf der Produktionsstätte 
durch FABV einzig das Ziel verfolgte, Fertigung und Ar­
beitsplätze zu erhalten. Da die Stadt nicht selbst den 
Betrieb übernehmen wollte, wurde die von Hammar vor­
geschlagene Lösung gewählt, d. h. ein Mietvertrag mit 
Kaufoption. Die schwedischen Behörden merken außer­
dem an, dass die Hammar eingeräumte Option eine Ka­
pitalzuführung in Höhe von 9 Mio. SEK (0,9 Mio. EUR) 
aus der Stadtkasse an FABV zum Ausgleich des Verlustes 
verlangte, der bei Hammars Inanspruchnahme der Op­
tion entstanden wäre. 

(27) Hammar bringt vor, dass FABV die Produktionsstätte von 
Chips AB zu einem viel zu hohen Preis erworben hatte, 
was der Gewährung einer staatlichen Beihilfe an Orkla 
gleichkommen würde. Weiterhin behauptet Hammar, 
dass man die Produktionsstätte von FABV zu Markt­
bedingungen erworben habe und dass der Verkauf weder 
den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt noch 
dies zu einer Wettbewerbsverzerrung geführt habe.
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( 4 ) Die Immobilie dieser Maßnahme ist der einzige Vermögenswert und 
die einzige Geschäftstätigkeit des Unternehmens. Zur Verdeutlichung 
ist anzumerken, dass im Einleitungsbeschluss fälschlicherweise ein 
selbstständiges Unternehmen (Hammar Nordic AB), das ebenfalls 
im Besitz von Anders Hammar ist, als Muttergesellschaft von Ham­
mar Nordic Plugg AB genannt wurde. 

( 5 ) Chips AB ist ein Hersteller von Kartoffelchips. Das Unternehmen mit 
Sitz in Mariehamn auf Åland bedient die Märkte in Skandinavien 
und dem Baltikum. Der konsolidierte Umsatz beträgt jährlich etwa 
2,6 Mrd. SEK, die Zahl der Beschäftigten 800. Im Jahr 2005 wurde 
Chips AB von dem norwegischen Konzern Orkla ASA übernommen. 

( 6 ) Der durchschnittliche Wechselkurs 2008 betrug 9,62 SEK/EUR. Die 
in diesem Beschluss genannten Euro-Beträge sind gerundet. 

( 7 ) Die Jahresmiete für das 1. bis 5. Jahr betrug 500 000, 650 000, 
800 000, 950 000 bzw. 1 100 000 SEK. 

( 8 ) Die Jahresmiete für das 1. bis 6. Jahr betrug 3 500 000, 3 500 000, 
7 000 000, 7 000 000 bzw. 10 500 000 SEK. 

( 9 ) Siehe Fußnote 1.



(28) Zur Begründung dieser Behauptung legte Hammar eine 
nachträgliche Berechnung von PricewaterhouseCoopers 
(im Folgenden „PwC-Bericht“) (datiert vom 20. Januar 
2011) des Werts der Produktionsstätte vor. Gemäß 
dem PwC-Bericht sind Berechnungen des Marktwerts 
für diese Art von Immobilie mit einem so großen Unsi­
cherheitsfaktor behaftet, dass der Wert bei jedem Verkauf 
der Produktionsstätte, d. h. bei FABVs Kauf von Chips 
AB, beim späteren Weiterverkauf an Hammar und 
schließlich bei Hammars Verkauf an lokale Unternehmen, 
ohne Weiteres in der Nähe des Marktwerts hätte liegen 
können. Insbesondere hinsichtlich des Verkaufs von 
FABV an Hammar und des Weiterverkaufs an die lokalen 
Unternehmen ist man laut Bericht der Auffassung, dass 
die gezahlten Preise angesichts der finanziellen Bedingun­
gen in beiden Mietverträgen, d. h. zwischen FABV und 
Hammar einerseits und zwischen Hammar und den lo­
kalen Unternehmen andererseits, marktgerecht waren. 

(29) Hammar behauptete während der Sitzung mit den Diens­
ten der Kommission am 19. Oktober 2011 und in seinen 
Ausführungen vom 3. November 2011, in denen das 
Unternehmen der Kommission weitere Informationen 
übermittelte, dass zum Zeitpunkt der Übereinkunft zwi­
schen Stadt und Hammar über eine Kaufoption für 
8 Mio. SEK keine anderen Gebote für die Produktions­
stätte vorlagen und dass der Preis aus diesem Grund und 
trotz möglicher Berechnungen, die sowieso nur rein 
theoretisch wären, als Marktwert zu betrachten sei. 

(30) Am 3. November 2011 übermittelte Hammar der Kom­
mission einen von Copenhagen Economics A/S ( 10 ) (im 
Folgenden „Copenhagen Economics“) ausgearbeiteten Be­
richt über die mögliche Beeinträchtigung des Handels 
zwischen Mitgliedstaaten durch FABVs Kauf der Produk­
tionsstätte von Chips AB und den späteren Verkauf an 
Hammar. Die Schlussfolgerung des Berichts lautet, dass 
die erste Transaktion möglicherweise den Handel zwi­
schen Mitgliedstaaten der Union beeinträchtigt haben 
könnte, da der Verkäufer Chips AB als finnische Toch­
tergesellschaft des norwegischen Konzerns Orkla ein in­
ternationales Unternehmen ist, das am internationalen 
Wettbewerb teilnimmt. Allerdings geht aus dem Bericht 
auch hervor, dass FABVs Verkauf der Produktionsstätte 
an Hammar den Handel innerhalb der Union, wenn über­
haupt, nur in unbedeutendem Maße beeinträchtigt, da 
Hammar ausschließlich auf lokaler Ebene tätig ist und 
keine internationalen Konkurrenten auf den betroffenen 
Märkten hat. 

4. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG DER MASS­
NAHME 

4.1. Gewährung staatlicher Beihilfe 

(31) Die Beurteilung, ob FABVs Verkauf der Produktionsstätte 
an Hammar als staatliche Beihilfe zu betrachten ist, er­
folgt vor dem Hintergrund von Artikel 107 Absatz 1 
AEUV, in dem es heißt, dass „staatliche oder aus staatli­
chen Mitteln gewährte Beihilfen gleich welcher Art, die 
durch die Begünstigung bestimmter Unternehmen oder 
Produktionszweige den Wettbewerb verfälschen oder zu 

verfälschen drohen, mit dem Binnenmarkt unvereinbar 
[sind], soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten 
beeinträchtigen“. 

(32) Die Kommission stellt fest, dass der Beihilfeempfänger, 
d. h. Hammar, als Unternehmen zu betrachten ist, da es 
durch die Bereitstellung von Immobilien und mit Immo­
bilien in Verbindung stehenden Dienstleistungen auf dem 
Markt eine wirtschaftliche Tätigkeit ausübt. 

(33) Die Transaktion erfolgte über FABV durch die Stadt. 
FABV ist vollständig in Besitz der Stadt, die auch mögli­
che Verluste von FABV über den normalen Haushalt 
decken muss. Der Aufsichtsrat von FABV besteht aus 
Mitgliedern des Stadtrats von Vänersborg. Die Beschlüsse 
von FABV können somit dem Staat zugeschrieben wer­
den. In dem Ausmaß, in dem ein Beschluss wirtschaftli­
che Folgen hat, bedeutet dies auch die Verwendung staat­
licher Mittel. Außerdem war die Stadt eindeutig an der 
Transaktion beteiligt, da die Hammar eingeräumte Op­
tion eine Kapitalzuführung in Höhe von 9 Mio. SEK der 
Stadt an FABV zum Ausgleich des Verlustes verlangte, 
der bei Hammars Inanspruchnahme der Option entstan­
den wäre. Vor diesem Hintergrund kommt die Kommis­
sion zu dem Schluss, dass der Verkauf der Produktions­
stätte an Hammar staatliche Mittel beinhaltete. 

(34) Da die Transaktion ein ganz bestimmtes Unternehmen, 
d. h. Hammar, begünstigte, muss die Maßnahme als se­
lektive Maßnahme betrachtet werden. 

(35) Im Sinne der einschlägigen Rechtspraxis des Europäi­
schen Gerichtshofs der Europäischen Union im Bereich 
staatliche Beihilfen wird durch die Maßnahme der Wett­
bewerb verfälscht bzw. kann der Wettbewerb verfälscht und 
der Handel zwischen der Union und dem Europäischen Wirt­
schaftsraum (im Folgenden „Handel innerhalb des EWR“) 
beeinträchtigt werden. Als Argument für die Tatsache, dass 
der selektive Vorteil wegen des Verkaufs der Produktions­
stätte an Hammar den Handel, wenn überhaupt, nur in 
unbedeutendem Maße beeinträchtigt, wird im Bericht von 
Copenhagen Economics, siehe Erwägungsgrund 30, vor­
gebracht, dass der Immobilienmarkt, auf dem Hammar 
tätig ist, nur lokal ist. Die mögliche Beeinträchtigung des 
Handels ist jedoch nicht davon abhängig, ob ein Beihilfe­
empfänger international oder nur auf nationaler Ebene 
tätig ist, sondern wird vielmehr dadurch bestimmt, ob 
die Waren und Dienstleistungen, mit denen der Beihilfe­
empfänger Handel betreibt, Ziel eines innergemeinschaft­
lichen Handels sind oder sein können ( 11 ). Dieses Krite­
rium ist im vorliegenden Fall erfüllt, da Immobilienleis­
tungen und mit Immobilien in Verbindung stehende 
Dienstleistungen Ziel von innergemeinschaftlichem Han­
del und Investitionen sind. Diese Tatsache wird im vor­
liegenden Fall dadurch bestätigt, dass der frühere Besitzer 
der Produktionsstätte, Chips AB, eine finnische Tochter­
gesellschaft von Orkla, einem international tätigen Kon­
zern, ist. Damit ist nachgewiesen, dass ein grenzüber­
schreitendes Interesse an dem fraglichen Vermögenswert, 
d. h. der Produktionsstätte, besteht, der im Übrigen ein 
bebautes Grundstück mit betriebsbereiten Anlagen für die 
Fertigung von tiefgefrorenen Lebensmitteln ist.
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( 10 ) Copenhagen Economics A/S ist ein Beratungsunternehmen, das Be­
ratungsleistungen in den Bereichen Wettbewerb, Regulierung, inter­
nationaler Handel, Folgenabschätzungen und regionale Wirtschaft 
anbietet, siehe www.copenhageneconomics.com. 

( 11 ) Siehe Rechtssache T-55/99, Confederación Española de Transporte 
de Mercancías gegen die Kommission, REG 2000, S II-3207, S. 86.

http://www.copenhageneconomics.com


(36) Die Kommission ist daher der Auffassung, dass Hammar, 
obwohl nur auf lokaler Ebene tätig, ein Unternehmen ist, 
das auf einem Markt tätig ist, auf dem eine Beeinträchti­
gung des Handels und Wettbewerbs innerhalb der EU 
und des EWR nicht ausgeschlossen werden kann. Die 
von Hammar vorgebrachten Argumente geben dem­
zufolge keinen Anlass dafür, dass die Kommission von 
ihrer ursprünglichen Beurteilung dieses Kriteriums im 
Einleitungsbeschluss abweicht. 

Begünstigung 

(37) Zur Feststellung, ob eine staatliche Beihilfe vorliegt oder 
nicht, kommt im vorliegenden Fall als Kriterium nur 
infrage, ob Hammer bei FABVs Verkauf der Produktions­
stätte begünstigt wurde. Vor dem Hintergrund der vor­
liegenden Informationen ist die Kommission der Auffas­
sung, dass FABV die Produktionsstätte zu einem Preis an 
Hammar verkaufte, der unter dem Marktwert lag, eine 
Handlung, die ein privater Investor wahrscheinlich nicht 
vorgenommen hätte, und dass Hammar dadurch begüns­
tigt wurde. 

(38) In diesem Fall geht es um den Verkauf bestimmter öffent­
licher Vermögenswerte an ein Privatunternehmen. Ein 
Teil der Vermögenswerte besteht aus Immobilien (Grund­
stück und Bauten). Um die Gewährung einer staatlichen 
Beihilfe in diesem Fall beurteilen zu können, wendet die 
Kommission ihre Mitteilung betreffend Elemente staatli­
cher Beihilfen bei Verkäufen von Bauten oder Grundstü­
cken durch die öffentliche Hand ( 12 ) (im Folgenden „Mit­
teilung“) an. Bei den anderen vom Verkauf betroffenen 
Vermögenswerten wendet die Kommission den Test mit 
einem Privatinvestor in einer Marktwirtschaft an, d. h. sie 
prüft, ob der öffentliche Verkäufer wie ein Privatinvestor 
in einer Marktwirtschaft handelt. Im Interesse der Klarheit 
beurteilt die Kommission jedoch die gesamte Transaktion 
vor dem Hintergrund der Mitteilung, da diese ebenfalls 
auf diesem Test ( 13 ) basiert. 

(39) Gemäß Punkt II.1 der Mitteilung ist die automatische 
Gewährung einer staatlichen Beihilfe zugunsten von Käu­
fern insbesondere dann ausgeschlossen, wenn der Ver­
kauf „nach einem hinreichend publizierten, allgemeinen 
und bedingungsfreien Bietverfahren (ähnlich einer Ver­
steigerung) und die darauf folgende Veräußerung an 
den Meistbietenden oder den einzigen Bieter“ erfolgt. 
Laut den der Kommission vorliegenden Informationen 
hat es nicht den Anschein, dass FABV vor dem Verkauf 
der Produktionsstätte ein derartiges Bietverfahren durch­
geführt hat, weswegen die Gewährung einer staatlichen 
Beihilfe aus diesem Grund nicht automatisch ausgeschlos­
sen werden kann. 

(40) Hammar bringt vor, dass der Preis von 8 Mio. SEK dem 
Marktwert der Produktionsstätte entspricht, da zum Zeit­
punkt der Optionsvereinbarung kein weiteres Gebot vor­
lag. Die Kommission muss jedoch feststellen, dass der 
Verkauf der Produktionsstätte durch die Stadt für andere 
Bieter weder transparent noch offen war. Aus diesem 
Grund kann die Kommission nicht einzig auf der Grund­
lage des Verkaufspreises Schlussfolgerungen hinsichtlich 
des tatsächlichen Marktwerts ( 14 ) ziehen. Die Kommission 
stellt weiterhin fest, dass FABV die Produktionsstätte am 
13. Februar 2008 für 17 Mio. SEK erworben hat und am 
selben Tag noch bereit war, Hammar eine Option auf 
den Kauf der Produktionsstätte zu dem deutlich niedrige­
ren Preis von 8 Mio. SEK einzuräumen. 

(41) Gemäß Punkt II.2a der Mitteilung sollte, sofern der Ver­
kauf ohne bedingungsfreies Bietverfahren erfolgt, eine 
„unabhängige Bewertung durch (einen) unabhängige(n) 
Sachverständige(n) für Wertermittlung erfolgen, um auf 
der Grundlage allgemein anerkannter Marktindikatoren 
und Bewertungsstandards den Marktwert zu ermitteln“. 
Die Kommission stellt fest, dass FABV vor den Verkaufs­
verhandlungen keine unabhängige Wertermittlung der 
Produktionsstätte durchgeführt hat. 

(42) Trotz der Tatsache, dass vor den Verkaufsverhandlungen 
weder ein offenes und bedingungsfreies Bietverfahren 
noch eine unabhängige Wertermittlung der Produktions­
stätte durchgeführt wurde, sind andere Angaben verfüg­
bar, die zum Zeitpunkt des Verkaufs von FABV an Ham­
mer eine Schätzung des Marktwerts der Produktionsstätte 
ermöglichen. 

(43) Als die Produktionsstätte Ende 2007 zum Verkauf ange­
boten werden sollte, beauftragte Chips AB Colliers Inter­
national ( 15 ) mit der Ausarbeitung von Verkaufsmaterial 
für die Produktionsstätte. Colliers International nannte 
einen Verkaufspreis in Höhe von 27 Mio. SEK (2,7 Mio. 
EUR) für den Verkauf der Immobilie, d. h. ausschließlich 
beweglicher Güter und gewerblicher Schutzrechte. Wie 
im Einleitungsbeschluss festgestellt, betrachtet die Kom­
mission dies als eine angemessene Schätzung des markt­
gerechten Preises, da i) die Schätzung vor den Verkaufs­
verhandlungen vorgenommen wurde, ii) sie von Chips 
AB in Verbindung mit dem Verkauf der Produktionsstätte 
bestellt wurde, d. h. in einem Zusammenhang, in dem 
zurecht angenommen werden kann, dass Chips AB nur 
an einer korrekten Schätzung des Marktwerts interessiert 
war, iii) die Wertermittlung von einem sowohl vom Käu­
fer als auch vom Verkäufer unabhängigen Sachverständi­
gen durchgeführt wurde und iv) Colliers International

DE 9.6.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 150/81 

( 12 ) ABl. C 209 vom 10.7.1997, S. 3. 
( 13 ) Es sei darauf aufmerksam gemacht, dass der Gerichtshof in Bezug 

auf den Verkauf von Grundstücken oder Bauten durch die öffent­
liche Hand an ein Unternehmen oder einzelne Gewerbetreibende 
entschieden hat, dass ein derartiger Verkauf eine staatliche Beihilfe 
beinhalten kann, insbesondere dann, wenn der Verkauf nicht zum 
Marktwert erfolgte, d. h., wenn die Vermögenswerte nicht zu dem 
Preis verkauft wurden, den ein Privatinvestor unter normalen Wett­
bewerbsbedingungen hätte bezahlen müssen (Rechtssache C-290/07 
P, Europäische Kommission gegen Scott SA., REG 2010, Sammlung 
der Rechtsprechung noch nicht veröffentlicht, Randnummer 68, 
und Rechtssache C-239/09, Seydaland, REG 2010, Sammlung der 
Rechtsprechung noch nicht veröffentlicht, Randnummer 34). 

( 14 ) Unter Marktwert ist gemäß der Mitteilung der Preis für Grundstück 
und Bauten zu verstehen, der zum Zeitpunkt der Bewertung auf­
grund eines privatrechtlichen Vertrags zwischen einem verkaufswil­
ligen Verkäufer und einem ihm nicht durch persönliche Beziehun­
gen verbundenen Käufer unter den Voraussetzungen zu erzielen ist, 
dass die Immobilie offen am Markt angeboten wurde, die Markt­
verhältnisse einer ordnungsgemäßen Veräußerung nicht im Wege 
stehen und eine der Bedeutung des Objekts angemessene Verhand­
lungszeit zur Verfügung steht (Punkt II.2). 

( 15 ) Colliers International ist eine Betriebsorganisation, die gewerblichen 
Nutzern, Besitzern, Investoren und Bauherren in aller Welt Dienst­
leistungen in Verbindung mit Hotel-, Industrie-, Büro-, Wohnungs- 
und Einzelhandelsimmobilien sowie gemischter Nutzung anbietet, 
siehe www.colliers.com.

http://www.colliers.com


über umfangreiche Erfahrungen in der Immobilienbran­
che verfügt. Hammar bestreitet jedoch die vorläufige Auf­
fassung der Kommission, dass die Wertermittlung un­
abhängig war, da sie vom Verkäufer bestellt wurde. Ham­
mar ist weiterhin der Ansicht, dass die Annahme von 
Colliers International hinsichtlich der Situation der Pro­
duktionsstätte zum Zeitpunkt der Transaktion nicht rea­
listisch war, u. a. legte Colliers International eine Leer­
standsquote von nur 10 % zugrunde. 

(44) Ein weiterer möglicher Indikator für einen marktgerech­
ten Preis der Produktionsstätte ist die Wertermittlung von 
Swedbank Kommersiella Fastigheter ( 16 ) (im Folgenden 
„Swedbank“) vom Juni 2008. Diese Wertermittlung 
wurde auf Kosten der lokalen Unternehmen durch­
geführt, die die Produktionsstätte später erwarben, und 
zwar mit dem Ziel, einen Kredit für das Vorkaufsrecht 
der Produktionsstätte zu erhalten. Swedbank gab den 
Marktwert der Produktionsstätte mit 30 Mio. SEK (3 Mio. 
EUR) an, obgleich die zu bewertenden Räumlichkeiten 
kleiner waren als die gesamte Produktionsstätte ( 17 ). 
Swedbank legte eine Leerstandsquote von 35 % zugrun­
de, alle übrigen Voraussetzungen waren mit denen von 
Colliers International vergleichbar. 

(45) Der PwC-Bericht enthält eine Reihe von Schätzungen des 
Marktwerts der Produktionsstätte mit Hinblick auf den 
Verkauf. Im Bericht wird beispielsweise angeführt, dass 
der Wert der Produktionsstätte beim Verkauf von Chips 
AB an FABV 9 Mio. SEK betrug, zum Zeitpunkt der Ver­
mietung von FABV an Hammar am selben Tag, d. h. am 
13. Februar 2008, allerdings etwa 5,5 Mio. SEK 
(0,55 Mio. EUR). Im PwC-Bericht ist eine dritte Schät­
zung des Marktwerts der Produktionsstätte enthalten, 
und zwar für den Zeitpunkt (1. März 2008), an dem 
Hammar diese an lokale Unternehmen für etwa 21 Mio. 
SEK (2,1 Mio. EUR) vermietete. 

(46) Die Kommission stellt zunächst fest, dass der PwC-Be­
richt den Marktwert der Produktionsstätte innerhalb eines 
kurzen Zeitraums sehr unterschiedlich beziffert. Da der 
Marktwert von Immobilien über kürzere Zeiträume in 
der Regel eher konstant bleibt (ausgenommen sind au­
ßergewöhnliche Umstände), ist die Kommission gegen­
über einigen der Bewertungen im PwC-Bericht sehr skep­
tisch, insbesondere wegen der Tatsache, dass sämtliche 
Transaktionen innerhalb eines sehr kurzen Zeitraums 
durchgeführt wurden. 

(47) Hinsichtlich der ersten beiden Ermittlungen des Werts 
der Produktionsstätte im PwC-Bericht (9 Mio. SEK bzw. 
5,5 Mio. SEK) ist die Kommission der Auffassung, dass 
sie im Vergleich zu den zeitgleich durchgeführten Wert­
ermittlungen von Colliers International und Swedbank 
unrealistisch wirken. Gerade in Bezug auf die Bewertung 
von 5,5 Mio. SEK stellt die Kommission fest, dass Price­
waterhouseCoopers (im Folgenden „PwC“) seine Wert­
ermittlung auf dem Cashflow in Form der Mietzahlungen 
für die Produktionsstätte von Hammar an FABV basiert. 
PwC gibt allerdings selbst zu, dass diese Miete im Ver­

gleich zu normalen Erträgen aus vergleichbaren Industrie­
anlagen sehr niedrig ist. Umso bemerkenswerter ist es, 
wenn man dies mit den Mieten vergleicht, die Hammar 
nur einige wenige Tage später von den lokalen Unterneh­
men verlangt, die um das 7-fache höher waren, siehe 
Fußnote 7 und 8. Unter Berücksichtigung dieser Tatsache 
kommt die Kommission zu dem Schluss, dass die von 
Hammar gezahlten Mieten unter den marktgerechten 
Mieten lagen. Die Kommission ist demnach der Auffas­
sung, dass die Wertermittlung in Höhe von 5,5 Mio. SEK, 
die auf der Annahme von nicht marktgerechtem Miet­
einkommen beruht, nicht den tatsächlichen Marktwert 
der Produktionsstätte widerspiegelt. Andererseits beruht 
die Wertermittlung in Höhe von 9 Mio. SEK auf der An­
nahme, dass die Leerstandsquote in den ersten zwei Jah­
ren 100 % beträgt, im dritten Jahr auf 75 % und im 
vierten Jahr auf 50 % sinkt, und dass sie für den Rest 
des Bewertungszeitraums 60 % beträgt. Bei der angenom­
menen Leerstandsquote wurde allerdings nicht berück­
sichtigt, dass zum Verkaufszeitpunkt bekannt war, dass 
die lokalen Unternehmen die Produktionsstätte zu mieten 
bereit waren und dass bei der Wertermittlung dem­
zufolge eine Produktionsstätte mit Mietern zugrunde ge­
legt werden muss. 

(48) Die dritte Bewertung im PwC-Bericht geht von einem 
Marktwert der Produktionsstätte in Höhe von 21 Mio. 
SEK zu dem Zeitpunkt aus, an dem Hammar die Pro­
duktionsstätte an die lokalen Unternehmen verkaufte, ob­
wohl die bewerteten Räumlichkeiten kleiner sind als die 
gesamte Produktionsstätte, siehe Fußnote 17. Diese Wert­
ermittlung basiert hauptsächlich auf dem gleichen Ver­
fahren wie die Wertermittlungen von Colliers Internatio­
nal und Swedbank, die Annahmen beziehen sich in erster 
Linie auf die Bedingungen des Mietvertrags zwischen 
Hammar und den lokalen Unternehmen, d. h. die zum 
Zeitpunkt des Verkaufs geltenden Bedingungen des Miet­
vertrags. Es sei ebenfalls angemerkt, dass die Vertrags­
bedingungen vermutlich marktgerecht waren, insbeson­
dere da sie zwischen zwei privaten Marktteilnehmern ver­
einbart wurden, denen nur wirtschaftlich begründete Mo­
tive zuzuschreiben sind. Die Kommission ist daher der 
Auffassung, dass die dritte Bewertung des Marktwerts der 
Produktionsstätte im PwC-Bericht angemessen ist. 

(49) Deswegen steht fest, dass ungeachtet der gewählten Be­
wertung des Marktwerts der Produktionsstätte (Colliers 
International, Swedbank oder die dritte Bewertung im 
PwC-Bericht) der Preis von 8 Mio. SEK, zu dem FABV 
die Produktionsstätte an Hammar verkaufte, weit unter 
einem marktgerechten Preis lag und deswegen Hammar 
begünstigte. 

(50) Da alle Bedingungen in Artikel 107 Absatz 1 AEUV 
erfüllt sind, kommt die Kommission zu dem Schluss, 
dass die geprüfte Maßnahme eine staatliche Beihilfe dar­
stellt, die zudem rechtswidrig ist, da sie dem Beihilfeemp­
fänger ohne vorherige Genehmigung der Kommission 
gewährt wurde. 

Bewertung der Begünstigung 

(51) Die Begünstigung des Beihilfeempfängers entspricht dem 
Unterschied zwischen dem von Hammar entrichteten 
Preis, d. h. 8 Mio. SEK, und dem marktgerechten Preis 
der Produktionsstätte.
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( 16 ) Swedbank Kommersiella Fastigheter ist eine Tochtergesellschaft des 
großen Bankkonzerns Swedbank und als Makler für gewerbliche 
Immobilien in Schweden tätig, siehe http://www.swedbankkf.se. 

( 17 ) Bewertung von 17 590 m 2 im Gegensatz zur Gesamtfläche der 
Produktionsstätte von 22 504 m 2 .

http://www.swedbankkf.se


(52) Die Kommission bestimmt den marktgerechten Preis der 
Produktionsstätte durch Prüfung der verfügbaren mögli­
chen Alternativen und Wertermittlungen, d. h. i) der 
17 Mio. SEK, die FABV tatsächlich am 18. Februar 
2008 an Chips AB zahlte, ii) der 40 Mio. SEK, die die 
lokalen Unternehmen tatsächlich an Hammar zahlten, iii) 
der 27 Mio. SEK gemäß der Wertermittlung von Colliers 
International vor dem Verkauf, iv) der 30 Mio. SEK ge­
mäß der Wertermittlung von Swedbank im Juni 2008 
und v) der Bewertung mit 21 Mio. SEK im PwC-Bericht. 

(53) Die Kommission ist der Auffassung, dass der Preis von 
17 Mio. SEK, den FABV zum Zeitpunkt des Kaufs der 
Produktionsstätte an Chips AB entrichtete, keinen über­
zeugenden Beweis für den Marktwert darstellt. Die Kom­
mission hat bereits in ihrem Einleitungsbeschluss erklärt, 
dass Chips AB einen Preis unter dem ermittelten Markt­
wert akzeptiert hatte, da man die negativen Folgen für 
den Ruf des Unternehmens vermeiden wollte, die mit 
einer Schließung der Produktionsstätte und dem damit 
verbundenen Verlust an Arbeitsplätzen einhergingen. Au­
ßerdem wollte Chips AB die Möglichkeit eines schnellen 
Verkaufs nutzen, um den Topp-Betrieb endgültig zu be­
enden. Ein privater Marktteilnehmer, der sich nicht den 
Zwängen ausgesetzt sah, die speziell für Chips AB galten, 
hätte einen höheren Preis verlangt. Aus diesem Grund ist 
die Kommission der Ansicht, dass eine Entgegnung auf 
das unter Erwägungsgrund 27 in diesem Beschluss zu­
sammengefasste Argument von Hammar nicht erforder­
lich ist und sich dies zudem auf einen Umstand bezieht, 
der nicht Teil der förmlichen Prüfung ist. 

(54) In Anbetracht der Informationen, die die Kommission im 
Rahmen des förmlichen Prüfverfahrens erhalten hat, muss 
sie zudem feststellen, dass der Betrag in Höhe von 
40 Mio. SEK, der mit den lokalen Unternehmen verein­
bart worden war, offenbar nicht die beste Möglichkeit für 
einen marktgerechten Preis der Produktionsstätte dar­
stellt, da die Unternehmen den vereinbarten Betrag zum 
Teil über einen Bankkredit finanzierten und zum Teil 
über ein Darlehen von Hammar. Der hohe Finanzierungs­
anteil des Verkäufers, der bei dieser Transaktion gleich­
zeitig Gläubiger ist, und sein damit verbundenes Kredit­
risiko stützt nicht gerade das Argument, dass der End­
preis von 40 Mio. SEK den tatsächlichen wirtschaftlichen 
Wert der Produktionsstätte darstellt. Der bei dieser Trans­
aktion entrichtete nominelle Preis ist deswegen kein über­
zeugender Beweis für den Preis, der für die Produktions­
stätte unter Marktbedingungen hätte erzielt werden kön­
nen, vielmehr ist es ein weiteres Anzeichen dafür, dass 
der Preis von 8 Mio. SEK nicht dem Marktwert der Pro­
duktionsstätte entspricht. Diese beiden Situationen treten 
in einem Zeitraum von weniger als drei Wochen auf. Ein 
derart deutlicher Preisunterschied innerhalb eines so kur­
zen Zeitraums ist eine Bestätigung dessen, dass der Betrag 
keinen marktgerechten Preis darstellt. 

(55) Hinsichtlich der Bewertungen von Colliers International 
und Swedbank besteht für die Kommission grundsätzlich 
kein Anlass zu Zweifeln, dass diese unabhängig und auf 
der Grundlage allgemein anerkannter Bewertungsstan­
dards vorgenommen wurden. Die Kommission ist jedoch 
auch der Auffassung, dass die Bewertungen nicht direkt 
vergleichbar sind, da einige der Annahmen, die der Wert­
ermittlung zugrunde liegen, voneinander abweichen. Auf 

der Grundlage der verfügbaren Informationen kann die 
Kommission nicht mit vollständiger Sicherheit entschei­
den, ob diese Bewertungen den tatsächlichen Marktwert 
der Produktionsstätte am besten widerspiegeln, da sie auf 
Annahmen und Vergleichen mit anderen Transaktionen 
auf dem Markt und nicht mit Transaktionen betreffend 
die fragliche Produktionsstätte beruhen. 

(56) Insgesamt gesehen ist die Kommission der Auffassung, 
dass die Verwendung des Marktwerts gemäß der dritten 
Bewertung im PwC-Bericht begründet ist. Wie bereits in 
Erwägungsgrund 48 festgestellt, ist die Kommission der 
Ansicht, dass die Bewertung trotz der Tatsache, dass sie 
nach dem Besitzerwechsel durchgeführt wurde, auf 
Cashflow-Angaben über den Mietvertrag, der tatsächlich 
zwischen Hammar und den lokalen Unternehmen ge­
schlossen wurde, und somit auf tatsächlichen Marktgege­
benheiten beruht. Demzufolge ist die Bewertung von 
21 Mio. SEK im Vergleich zu den Bewertungen von Col­
liers International und Swedbank eine glaubwürdige, 
wenn auch vorsichtige Bewertung des Marktwerts der 
Produktionsstätte. Die Kommission stellt weiterhin fest, 
dass Hammar am 13. Februar 2008 einen Optionsvertrag 
über den Kauf der Produktionsstätte in Höhe von 8 Mio. 
SEK abschloss und diese Option am 11. August 2008 
nutzte. Am 1. März 2008 schloss Hammar einen Opti­
onsvertrag mit lokalen Unternehmen über den Verkauf 
der Produktionsstätte für 40 Mio. SEK, der Verkaufsver­
trag wurde am 2. September 2008, als die Option in 
Anspruch genommen wurde, unterzeichnet. Im PwC-Be­
richt wird als Datum für die Bewertung der Produktions­
stätte mit 21 Mio. SEK der 1. März 2008 genannt. Unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass alle Transaktionen 
zeitnah erfolgten, gibt es keinen Grund zur Annahme, 
dass sich der Marktwert der Produktionsstätte zum Zeit­
punkt des Kaufs und des Abschlusses des Optionsvertra­
ges von Hammar deutlich von den 21. Mio. SEK unter­
scheidet. 

(57) Vor diesem Hintergrund muss festgestellt werden, dass 
die Begünstigung von Hammar 13 Mio. SEK (1,3 Mio. 
EUR) beträgt. Die Begünstigung errechnet sich aus dem 
Unterschied zwischen dem Marktwert von 21 Mio. SEK 
und dem Preis von 8 Mio. SEK, den Hammar tatsächlich 
für die Produktionsstätte gezahlt hat. 

4.2. Vereinbarkeit der Beihilfe 

(58) Weder die schwedischen Behörden noch Hammar haben 
Argumente für die Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem 
Binnenmarkt vorgebracht. Das einzige von den schwe­
dischen Behörden vorgebrachte Ziel der Maßnahme ist 
die politische Absicht der Stadt, den Betrieb des Unter­
nehmens und gleichzeitig die gute Beschäftigungssitua­
tion im Bereich Vänersborg zu erhalten. 

(59) Da die Stadt nicht in einem Fördergebiet liegt, siehe Er­
wägungsgrund 14, hat sie keinen Anspruch auf Regional­
förderung. Die verschiedenen, von den schwedischen Be­
hörden genannten Ziele der Beihilfe könnten anhand der 
Mitteilung der Kommission über Leitlinien der Gemein­
schaft für staatliche Beihilfen zur Rettung und Umstruk­
turierung von Unternehmen in Schwierigkeiten Berück­
sichtigung finden ( 18 ). Es liegen jedoch keine Anzeichen

DE 9.6.2012 Amtsblatt der Europäischen Union L 150/83 

( 18 ) ABl. C 244 vom 1.10.2004, S. 2.



vor, dass die Bedingungen der Leitlinien in diesem Fall 
erfüllt sind. Insbesondere deutet nichts darauf hin, dass 
Hammar zum Zeitpunkt des Kaufs der Produktionsstätte 
ein Unternehmen in Schwierigkeiten war. 

(60) Bei keiner Transaktion konnte in ausreichendem Umfang 
nachgewiesen werden, dass die Maßnahme notwendig 
oder zum Erreichen von Zielen von gemeinschaftlichem 
Interesse angemessen war. Aus diesem Grund konnte die 
Kommission keine Gründe für die Vereinbarkeit der Bei­
hilfe mit dem Binnenmarkt gemäß Artikel 107 Absatz 3 
AEUV finden. 

(61) Andere Gründe für die Vereinbarkeit gelangen nicht zur 
Anwendung. Die Kommission kommt demzufolge zu 
dem Schluss, dass der Verkauf der Produktionsstätte 
von der Stadt an Hammar eine staatliche Beihilfe dar­
stellt, die rechtswidrig und im Sinne von Artikel 107 
Absatz 1 AEUV nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar 
ist. 

4.3. Mietvertrag und Optionspreis 

(62) Im Einleitungsbeschluss äußerte die Kommission auch 
Zweifel daran, inwieweit der Mietvertrag zwischen 
FABV und Hammar vom 13. Februar 2008 und der Preis 
für die Option von Hammar für das Vorkaufsrecht auf 
die Produktionsstätte marktgerecht waren, siehe Erwä­
gungsgrund 38 Einleitungsbeschluss. 

(63) Hinsichtlich des Mietvertrags stellt die Kommission fest, 
dass dieser eine staatliche Beihilfe beinhaltet, da die not­
wendigen Kriterien in Artikel 107 Absatz 1 AEUV aus 
denselben Gründen wie vorstehend unter 4.1 genannt 
erfüllt sind: i) der Beihilfeempfänger, d. h. Hammar, ist 
ein Unternehmen, ii) die Beschlüsse von FABV können 
dem Staat zugeschrieben werden und dies bedeutet in 
dem Ausmaß, in dem ein Beschluss wirtschaftliche Fol­
gen hat, auch die Verwendung staatlicher Mittel, iii) die 
Maßnahme ist selektiv, da sie ein ganz bestimmtes Unter­
nehmen begünstigt, iv) wie in Erwägungsgrund 47 dar­
gelegt und im PwC-Bericht, der von Hammar selbst ein­
gereicht wurde, anerkannt, ist die Kommission der Auf­
fassung, dass die von Hammar an FABV entrichteten 
Mietzahlungen unter dem Marktwert liegen und damit 
Hammar begünstigen, und v) obwohl Hammar nur auf 
lokaler Ebene tätig ist, arbeitet das Unternehmen auf 
einem Markt, auf dem eine Beeinträchtigung des Handels 
und Wettbewerbs innerhalb der EU und des EWR nicht aus­
geschlossen werden kann. 

(64) Zur Berechnung der Höhe der Begünstigung von Ham­
mar ist die Miete, auf die sich FABV und Hammar am 
13. Februar 2008 geeinigt haben (0,5 Mio. SEK im ersten 
Jahr) mit der Miete zu vergleichen, auf die sich Hammar 
und die lokalen Unternehmen am 1. März 2008 geeinigt 
haben (3,5 Mio. SEK im ersten Jahr). Die Kommission ist 
der Ansicht, dass die Bedingungen im jüngeren Mietver­
trag dem Marktwert für die Vermietung der Produktions­
stätte entsprechen, da der Vertrag zwischen zwei privaten 
Marktteilnehmern mit wirtschaftlich begründeten Moti­
ven vereinbart wurde. Es ist in diesem Zusammenhang 
anzumerken, dass im PwC-Bericht der jüngere Betrag zur 
Wertermittlung der Produktionsstätte herangezogen wur­
de. Da Hammar nur zwischen dem 1. März 2008 und 
dem 11. August 2008, dem Tag, an dem Hammar seine 

Option nutzte, Miete an die Stadt entrichtete, d. h. etwa 
nur sechs Monate, ergibt eine anteilmäßige Berechnung 
der Begünstigung in Höhe von 3 Mio. SEK, dem Unter­
schied zwischen der Miete, auf die sich FABV und Ham­
mar geeinigt hatten, und der Miete, auf die sich Hammar 
und die lokalen Unternehmen geeinigt hatten, einen Be­
trag von 1,5 Mio. SEK (0,15 Mio. EUR). 

(65) Da keine Gründe für die Vereinbarkeit mit dem Binnen­
markt gelten bzw. vorgebracht wurden, siehe Ab­
schnitt 4.2, kommt die Kommission zu dem Schluss, 
dass der Mietvertrag zwischen FABV und Hammar vom 
13. Februar 2008 eine staatliche Beihilfe beinhaltet, die 
rechtswidrig und im Sinne von Artikel 107 Absatz 1 
AEUV nicht mit dem Binnenmarkt vereinbar ist. 

(66) Hinsichtlich des Hammar eingeräumten Preises für die 
Kaufoption für die Produktionsstätte merkt die Kommis­
sion an, dass man nicht von einer Inanspruchnahme der 
Option ausgehen darf, da gemäß schwedischem Recht die 
Verpflichtung zum Kauf oder Verkauf von Immobilien zu 
einem zukünftigen Zeitpunkt prinzipiell nicht bindend 
ist ( 19 ). Eine mögliche Begünstigung von Hammar auf­
grund einer derartigen Option ist demzufolge sehr unge­
wiss, wenn nicht sogar nicht vorhanden, und kann bei 
allen Transaktionen ohne Weiteres durch den Verkaufs­
preis oder den zu entrichtenden Mietzins ausgeglichen 
worden sein. Deswegen kann nicht mit Sicherheit fest­
gestellt werden, dass Hammar durch die Option eine 
Begünstigung erfuhr, die sich insbesondere von der Be­
günstigung aufgrund des Mietvertrags und infolge des 
späteren Verkaufs der Produktionsstätte unterscheiden 
lässt. 

5. RÜCKFORDERUNG VON BEIHILFEN 

(67) In Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 
659/1999 vom 22. März 1999 über besondere Vor­
schriften für die Anwendung von Artikel 93 des EG-Ver­
trags ( 20 ) steht: „In Negativentscheidungen hinsichtlich 
rechtswidriger Beihilfen entscheidet die Kommission, 
dass der betreffende Mitgliedstaat alle notwendigen Maß­
nahmen ergreift, um die Beihilfe vom Empfänger zurück­
zufordern (nachstehend ‚Rückforderungsentscheidung‘ ge­
nannt).“ 

(68) Da die vorliegende Maßnahme eine rechtswidrige und 
nicht vereinbare Beihilfe darstellt, muss die Beihilfe zur 
Wiederherstellung der Marktsituation vor Bewilligung der 
Beihilfe zurückgefordert werden. Die Rückforderung ist 
ab dem Zeitpunkt zu stellen, zu dem der Beihilfeemp­
fänger begünstigt wurde, d. h. ab dem die Beihilfe dem 
Beihilfeempfänger zur Verfügung stand. Die zurückzufor­
dernde Beihilfe muss zudem Zinsen bis zum Tag der 
vollständigen Beihilferückzahlung beinhalten. 

(69) Die Beihilfeelemente der mit dem Binnenmarkt unverein­
baren Maßnahmen werden mit 14,5 Mio. SEK ermittelt, 
d. h. dem Unterschied zwischen dem marktgerechten
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( 19 ) Gemäß dem schwedischen Immobiliengesetz bedarf eine bindende 
Grundstücksübertragung u. a. der Schriftform und umfasst eine 
förmliche Überlassungserklärung für die Immobilie. Im vorliegenden 
Fall umfasst der „Optionsvertrag“ ausschließlich das „Anrecht auf 
Kauf“. 

( 20 ) ABl. L 83 vom 27.3.1999, S. 1.



Preis für die Produktionsstätte (21 Mio. SEK), und dem 
vom Hammar gezahlten Preis (8 Mio. SEK), was 13 Mio. 
SEK ausmacht, hinzu kommt der zurückzufordernde Be­
trag für den Mietvertrag (1,5 Mio. SEK). 

(70) Rückforderungszinsen werden auf diesen Rückforde­
rungsbetrag erhoben. Für das unvereinbare Beihilfeele­
ment in Höhe von 13 Mio. SEK werden Rückforderungs­
zinsen ab dem Tag erhoben, an dem Hammar seine Op­
tion genutzt und die Produktionsstätte von FABV erwor­
ben hat, d. h. ab dem 11. August 2008. Für das unver­
einbare Beihilfeelement in Höhe von 1,5 Mio. SEK wer­
den Rückforderungszinsen ab dem Tag erhoben, an dem 
die Miete zahlbar war, d. h. ab dem 1. März 2008 — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die staatliche Beihilfe in Höhe von 14,5 Mio. SEK, die Schwe­
den entgegen Artikel 108 Absatz 3 des Vertrags über die Ar­
beitsweise der Europäischen Union durch den Verkauf und die 
Vermietung von Immobilien in öffentlichem Eigentum in Brå­
landa, Stadt Vänersborg, unter dem Marktwert der Immobilien 
rechtswidrig zugunsten von Nordic Plugg AB gewährt hat, ist 
mit dem Binnenmarkt unvereinbar. 

Artikel 2 

(1) Schweden ist verpflichtet, die Beihilfe im Sinne von Ar­
tikel 1 von Hammar Nordic Plugg AB zurückzufordern. 

(2) Die zurückzufordernde Beihilfe umfasst Zinsen ab dem 
Tag, an dem die Beihilfe Hammar Nordic Plugg AB zur Ver­
fügung gestellt wurde bis einschließlich des Rückzahlungstags. 

(3) Die Zinsen errechnen sich aus einer Zinsaddition gemäß 
Kapitel V der Verordnung (EG) Nr. 794/2004 der Kommis­
sion ( 21 ). 

Artikel 3 

(1) Eine Rückforderung der Beihilfe im Sinne von Artikel 1 
erfolgt unmittelbar und wirksam. 

(2) Schweden ist verpflichtet dafür zu sorgen, dass der Be­
schluss innerhalb von vier Monaten ab Mitteilung umgesetzt 
wird. 

Artikel 4 

(1) Schweden ist verpflichtet, innerhalb von zwei Monaten ab 
Mitteilung dieses Beschlusses der Kommission folgende Anga­
ben zu übermitteln: 

a) Gesamtbetrag (Kapital und Zinsen), der vom Beihilfeempfän­
ger zurückgefordert wird; 

b) ausführliche Beschreibung der Maßnahmen, die bereits ergrif­
fen wurden oder die geplant sind, um diesen Beschluss 
durchzuführen; 

c) Nachweis, dass der Beihilfeempfänger zur Rückzahlung auf­
gefordert wurde 

(2) Schweden ist verpflichtet, die Kommission laufend über 
die Entwicklung nationaler Maßnahmen zu informieren, die zur 
Durchführung dieses Beschlusses ergriffen wurden, bis die Rück­
forderung der Beihilfe im Sinne von Artikel 1 abgeschlossen ist. 
Schweden übermittelt auf Anfrage der Kommission umgehend 
Informationen über die Maßnahmen, die bereits ergriffen wur­
den oder die geplant sind, um diesen Beschluss durchzuführen. 
Schweden übermittelt auch ausführliche Informationen über 
Beihilfebetrag und Zinsbetrag, die bereits vom Beihilfeempfänger 
zurückgefordert wurden. 

Artikel 5 

Dieser Beschluss ist an das Königreich Schweden gerichtet. 

Brüssel, den 8. Februar 2012 

Für die Kommission 

Joaquín ALMUNIA 
Vizepräsident
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 25. Mai 2012 

über eine finanzielle Beteiligung der Europäischen Union an den Fischereiüberwachungs- und 
-kontrollprogrammen der Mitgliedstaaten für 2012 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2012) 3262) 

(Nur der bulgarische, der dänische, der deutsche, der englische, der finnische, der französische, der griechische, 
der italienische, der lettische, der litauische, der maltesische, der niederländische, der polnische, der 

portugiesische, der rumänische, der schwedische, der slowenische und der spanische Text sind verbindlich) 

(2012/294/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 861/2006 des Rates vom 
22. Mai 2006 über finanzielle Maßnahmen der Gemeinschaft 
zur Durchführung der gemeinsamen Fischereipolitik und im 
Bereich des Seerechts ( 1 ), insbesondere auf Artikel 21, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Mitgliedstaaten haben der Kommission gemäß Arti­
kel 20 der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 ihre Fischerei­
überwachungsprogramme für 2012 einschließlich der 
Anträge auf eine finanzielle Beteiligung der Europäischen 
Union an den Ausgaben für die nach diesen Programmen 
durchgeführten Vorhaben übermittelt. 

(2) Für eine finanzielle Beteiligung der EU kommen Anträge 
für Maßnahmen gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a 
der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 in Betracht. 

(3) Die Anträge auf finanzielle Beteiligung der EU wurden 
auf die Einhaltung der Vorschriften der Verordnung 
(EG) Nr. 391/2007 der Kommission ( 2 ) hin überprüft. 

(4) Es empfiehlt sich, die Höchstbeträge und den Satz der 
finanziellen Beteiligung der EU innerhalb der Grenzen 
des Artikels 15 der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 fest­
zusetzen und die Bedingungen festzulegen, unter denen 
diese Beteiligung gewährt werden kann. 

(5) Die Mitgliedstaaten wurden im Einklang mit Artikel 21 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 aufgefor­
dert, Programme für eine Finanzierung in den prioritären 
Bereichen vorzulegen, die die Kommission in ihrem 
Schreiben vom 14. Oktober 2011 angeführt hat, nämlich 
den Bereichen Rückverfolgbarkeit, Datenvalidierung und 
Datenabgleich, Messung der Maschinenleistung sowie 
Ausrüstung von Kleinfischereifahrzeugen mit Schiffsüber­
wachungssystemen (VMS) und elektronischen Aufzeich­
nungs- und Meldesystemen (ERS). 

(6) Angesichts dieser Aufforderung und der bestehenden 
Haushaltszwänge wurden alle Anträge in diesen Program­
men auf finanzielle Beteiligung der EU an nicht prioritä­
ren Vorhaben wie der Installation automatischer Schiffs­
identifizierungssysteme (AIS) an Bord von Fischereifahr­
zeugen, Schulungen, Initiativen zur Sensibilisierung für 
die GFP-Vorschriften sowie Anschaffung und Modernisie­
rung von Patrouillenfahrzeugen abgelehnt. 

(7) Zur Förderung von Investitionen in den von der Kom­
mission bezeichneten prioritären Bereichen und in An­
betracht der negativen Auswirkungen der Finanzkrise auf 
die Haushalte der Mitgliedstaaten sollte für die für eine 
Finanzierung nach diesem Beschluss ausgewählten Aus­
gaben für prioritäre Vorhaben innerhalb der Grenzen des 
Artikels 15 der Verordnung (EG) Nr. 861/2006 ein hoher 
Kofinanzierungssatz gelten. 

(8) Bei den von der Kommission bezeichneten prioritären 
Bereichen hat sich herausgestellt, dass für Vorhaben, die 
die Mitgliedstaaten zur Rückverfolgbarkeit unterbreitet 
haben, ein allgemeines, koordiniertes Konzept aller Mit­
gliedstaaten verabschiedet sein sollte, bevor eine finan­
zielle Unterstützung der EU gewährt werden kann. Die 
Beurteilung dieser Rückverfolgbarkeitsvorhaben unter 
dem Aspekt einer EU-Beteiligung wurde daher auf einen 
späteren Finanzierungsbeschluss im Jahr 2012 verscho­
ben. 

(9) Für eine Beteiligung kommen nur automatische Ortungs­
geräte in Betracht, die den Anforderungen der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 404/2011 der Kommission 
vom 8. April 2011 mit Durchführungsbestimmungen 
zu der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates zur 
Einführung einer gemeinschaftlichen Kontrollregelung 
zur Sicherstellung der Einhaltung der Vorschriften der 
gemeinsamen Fischereipolitik ( 3 ) genügen. 

(10) Für eine Beteiligung kommen nur elektronische Aufzeich­
nungs- und Meldesysteme an Bord von Fischereifahrzeu­
gen in Betracht, die den Anforderungen der Durchfüh­
rungsverordnung (EU) Nr. 404/2011 genügen. 

(11) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ausschusses für Fische­
rei und Aquakultur —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Gegenstand 

Dieser Beschluss sieht für 2012 eine finanzielle Beteiligung der 
Europäischen Union an den Ausgaben vor, die den Mitglied­
staaten im Jahr 2012 bei der Durchführung der Überwachungs- 
und Kontrollregelungen der gemeinsamen Fischereipolitik (GFP) 
gemäß Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 
861/2006 entstehen. 

Artikel 2 

Abwicklung noch bestehender Mittelbindungen 

Jeder Mitgliedstaat trägt dafür Sorge, dass alle Zahlungen, für die 
eine Erstattung beantragt wird, bis 30. Juni 2016 geleistet wer­
den. Zahlungen, die ein Mitgliedstaat nach dieser Frist leistet, 
sind nicht erstattungsfähig. Die Mittelbindungen im Zusammen­
hang mit diesem Beschluss werden spätestens zum 31. Dezem­
ber 2017 aufgehoben. 

Artikel 3 

Neue Technologien und IT-Netze 

(1) Im Zusammenhang mit den in Anhang I genannten Vor­
haben kann zu den Ausgaben für die Einführung von neuen 
Technologien und IT-Netzwerken, die eine effiziente und sichere 
Datenerhebung und -verwaltung im Zusammenhang mit der 
Überwachung und Kontrolle von Fischereitätigkeiten sowie 
eine Überprüfung der Maschinenleistung ermöglichen sollen, 
eine finanzielle Beteiligung von 90 % der erstattungsfähigen 
Ausgaben bis zu den in Anhang I festgesetzten Höchstbeträgen 
gewährt werden. 

(2) Für sonstige Ausgaben im Zusammenhang mit den Vor­
haben gemäß Anhang I kann eine finanzielle Beteiligung von 
50 % der erstattungsfähigen Ausgaben bis zu den in Anhang I 
festgesetzten Höchstbeträgen gewährt werden. 

Artikel 4 

Automatische Ortungsgeräte 

(1) Im Zusammenhang mit den in Anhang II genannten Vor­
haben kann zu den Ausgaben für Erwerb und Einbau von auto­
matischen Ortungsgeräten zur Fernüberwachung von Fischerei­
fahrzeugen mittels eines Schiffsüberwachungssystems durch ein 
Fischereiüberwachungszentrum eine finanzielle Beteiligung von 
90 % der erstattungsfähigen Ausgaben bis zu den in Anhang II 
festgesetzten Höchstbeträgen gewährt werden. 

(2) Die finanzielle Beteiligung gemäß Absatz 1 wird anhand 
eines Preises ermittelt, der auf 2 500 EUR je Schiff begrenzt ist. 

(3) Für die finanzielle Beteiligung gemäß Absatz 1 kommen 
nur automatische Ortungsgeräte in Betracht, die den Anforde­
rungen der Verordnung (EG) Nr. 2244/2003 genügen. 

Artikel 5 

Elektronische Aufzeichnungs- und Meldesysteme 

Im Zusammenhang mit den in Anhang III genannten Vorhaben 
kann zu den Ausgaben für Entwicklung, Erwerb und Einrich­

tung der erforderlichen Komponenten von elektronischen Auf­
zeichnungs- und Meldesystemen, die einen effizienten und si­
cheren Datenaustausch auf dem Gebiet der Überwachung und 
Kontrolle von Fischereitätigkeiten ermöglichen sollen, sowie für 
die dazugehörige technische Betreuung eine finanzielle Betei­
ligung von 90 % der erstattungsfähigen Ausgaben bis zu den 
in Anhang III festgesetzten Höchstbeträgen gewährt werden. 

Artikel 6 

Elektronische Aufzeichnungs- und Meldegeräte 

(1) Im Zusammenhang mit den in Anhang IV genannten 
Vorhaben kann zu den Ausgaben für den Erwerb von ERS- 
Geräten für die elektronische Aufzeichnung und Meldung von 
Daten über die Fangtätigkeit an ein Fischereiüberwachungszen­
trum und den Einbau dieser Geräte an Bord eine finanzielle 
Beteiligung von 90 % der erstattungsfähigen Ausgaben bis zu 
den in Anhang IV festgesetzten Höchstbeträgen gewährt wer­
den. 

(2) Die finanzielle Beteiligung gemäß Absatz 1 wird unbe­
schadet des Absatzes 4 anhand eines Preises ermittelt, der auf 
3 000 EUR je Schiff begrenzt ist. 

(3) Für die finanzielle Beteiligung kommen nur ERS-Geräte in 
Betracht, die den Anforderungen der Durchführungsverordnung 
(EU) Nr. 404/2011 genügen. 

(4) Bei Geräten, die ERS- und VMS-Funktionen kombinieren 
und den Anforderungen der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
404/2011 genügen, wird die finanzielle Beteiligung gemäß Ab­
satz 1 anhand eines Preises ermittelt, der auf 4 500 EUR je 
Schiff begrenzt ist. 

Artikel 7 

Pilotvorhaben 

Im Zusammenhang mit den in Anhang V genannten Vorhaben 
kann zu den Ausgaben für Pilotvorhaben zu neuen Über­
wachungstechnologien eine finanzielle Beteiligung von 50 % 
der erstattungsfähigen Ausgaben bis zu den in Anhang V fest­
gesetzten Höchstbeträgen gewährt werden. 

Artikel 8 

Adressaten 

(1) Dieser Beschluss ist an das Königreich Belgien, die Repu­
blik Bulgarien, das Königreich Dänemark, die Bundesrepublik 
Deutschland, Irland, die Hellenische Republik, das Königreich 
Spanien, die Französische Republik, die Italienische Republik, 
die Republik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litau­
en, die Republik Malta, das Königreich der Niederlande, die 
Republik Polen, die Portugiesische Republik, Rumänien, die Re­
publik Slowenien, die Republik Finnland, das Königreich Schwe­
den und das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nord­
irland gerichtet. 

(2) Die geplanten Gesamtausgaben, der erstattungsfähige An­
teil daran und der Höchstbetrag der EU-Beteiligung je Mitglied­
staat stellen sich wie folgt dar:
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(in EUR) 

Mitgliedstaat 
Im Rahmen des nationalen Fi­

schereiüberwachungsprogramms 
vorgesehene Ausgaben 

Ausgaben für im Rahmen dieses 
Beschlusses ausgewählte 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

Belgien 610 000 410 000 345 000 

Bulgarien 25 565 25 565 23 009 

Dänemark 3 462 722 2 656 563 2 350 599 

Deutschland 5 971 900 181 000 162 900 

Irland 52 370 000 270 000 163 000 

Griechenland 12 110 000 6 040 000 5 400 000 

Spanien 207 080 84 200 75 780 

Frankreich 3 550 955 2 152 500 1 937 250 

Italien 5 877 000 4 412 000 3 846 000 

Zypern 65 000 65 000 38 500 

Lettland 17 856 17 856 13 400 

Litauen 284 939 284 939 256 445 

Malta 117 000 104 500 94 050 

Niederlande 1 709 400 1 580 000 1 422 000 

Polen 2 674 000 0 0 

Portugal 3 379 192 539 979 485 981 

Rumänien 615 000 430 000 367 000 

Slowenien 204 800 185 800 145 700 

Finnland 2 500 000 1 987 500 1 584 750 

Schweden 11 463 574 242 177 195 782 

Vereinigtes Königreich 10 017 803 4 424 309 3 705 547 

Insgesamt 117 233 786 26 093 889 22 612 693 

Brüssel, den 25. Mai 2012 

Für die Kommission 

Maria DAMANAKI 
Mitglied der Kommission
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ANHANG I 

NEUE TECHNOLOGIEN UND IT-NETZE 

(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungspro­

gramms geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

Belgien 

BE/12/02 100 000 100 000 90 000 

BE/12/03 200 000 0 0 

BE/12/04 30 000 30 000 27 000 

BE/12/06 100 000 100 000 90 000 

Teilsumme 430 000 230 000 207 000 

Bulgarien 

BG/12/01 25 565 25 565 23 009 

Teilsumme 25 565 25 565 23 009 

Dänemark 

DK/12/01 335 900 335 900 302 310 

DK/12/03 335 900 335 900 302 310 

DK/12/04 470 259 470 259 423 233 

DK/12/05 214 976 214 976 193 478 

DK/12/06 268 720 268 720 241 848 

DK/12/07 268 720 0 0 

DK/12/08 167 950 0 0 

DK/12/09 100 770 0 0 

DK/12/10 8 062 8 062 7 255 

DK/12/11 15 048 15 048 13 543 

DK/12/12 134 360 0 0 

DK/12/13 100 770 100 770 50 385 

DK/12/14 201 540 201 540 181 386 

DK/12/15 100 770 100 770 90 693 

DK/12/17 134 360 134 360 120 924 

DK/12/18 134 360 134 360 120 924 

Teilsumme 2 992 462 2 320 663 2 048 289 

Deutschland 

DE/12/11 310 300 310 300 0 

DE/12/12 100 000 100 000 0 

DE/12/13 300 000 300 000 0 

DE/12/14 50 000 50 000 0 

DE/12/15 290 600 290 600 0 

DE/12/16 590 000 590 000 0 

DE/12/17 925 000 925 000 0 

DE/12/18 400 000 400 000 0 

DE/12/21 1 875 000 1 875 000 0 

Teilsumme 4 840 900 4 840 900 0 

Irland 

IE/12/01 70 000 70 000 63 000 

IE/12/03 200 000 200 000 100 000
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(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungspro­

gramms geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

IE/12/04 1 200 000 1 200 000 0 

Teilsumme 1 470 000 1 470 000 163 000 

Griechenland 

EL/12/03 90 000 90 000 45 000 

EL/12/05 2 400 000 0 0 

Teilsumme 2 490 000 90 000 45 000 

Spanien 

ES/12/01 207 080 84 200 75 780 

Teilsumme 207 080 84 200 75 780 

Frankreich 

FR/12/02 725 000 570 000 513 000 

FR/12/03 293 855 185 000 166 500 

FR/12/05 150 000 150 000 135 000 

FR/12/06 42 000 0 0 

Teilsumme 1 210 855 905 000 814 500 

Italien 

IT/12/01 700 000 700 000 630 000 

IT/12/02 500 000 500 000 450 000 

IT/12/03 900 000 900 000 810 000 

IT/12/04 700 000 0 0 

IT/12/05 900 000 900 000 810 000 

IT/12/07 500 000 0 0 

IT/12/08 100 000 100 000 90 000 

IT/12/09 312 000 312 000 156 000 

IT/12/10 135 000 0 0 

IT/12/11 130 000 0 0 

Teilsumme 4 877 000 3 412 000 2 946 000 

Zypern 

CY/12/01 15 000 15 000 13 500 

CY/12/02 50 000 50 000 25 000 

Teilsumme 65 000 65 000 38 500 

Lettland 

LV/12/01 6 676 6 676 3 338 

LV/12/02 11 180 11 180 10 062 

Teilsumme 17 856 17 856 13 400 

Litauen 

LT/12/01 237 488 237 488 213 740 

LT/12/02 37 651 37 651 33 885 

LT/12/03 9 800 9 800 8 820 

Teilsumme 284 939 284 939 256 445 

Malta 

MT/12/01 92 000 92 000 82 800 

Teilsumme 92 000 92 000 82 800
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(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungspro­

gramms geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

Niederlande 

NL/12/01 245 000 245 000 220 500 

NL/12/02 395 000 395 000 355 500 

NL/12/04 240 000 240 000 216 000 

NL/12/05 85 000 0 0 

Teilsumme 965 000 880 000 792 000 

Polen 

PL/12/01 2 674 000 0 0 

Teilsumme 2 674 000 0 0 

Portugal 

PT/12/01 90 900 90 900 81 810 

PT/12/03 314 579 314 579 283 121 

PT/12/06 60 000 60 000 54 000 

Teilsumme 465 479 465 479 418 931 

Rumänien 

RO/12/02 30 000 30 000 27 000 

RO/12/03 50 000 50 000 25 000 

RO/12/04 350 000 350 000 315 000 

Teilsumme 430 000 430 000 367 000 

Slowenien 

SI/12/01 20 000 20 000 18 000 

SI/12/02 20 000 20 000 18 000 

SI/12/04 40 000 40 000 36 000 

SI/12/05 12 000 12 000 10 800 

SI/12/06 3 000 0 0 

SI/12/07 5 000 0 0 

SI/12/08 1 800 1 800 900 

SI/12/09 3 000 3 000 1 500 

SI/12/11 49 000 49 000 24 500 

SI/12/12 40 000 40 000 36 000 

Teilsumme 193 800 185 800 145 700 

Finnland 

FI/12/01 400 000 400 000 360 000 

FI/12/03 10 000 10 000 5 000 

FI/12/05 500 000 500 000 250 000 

FI/12/06 500 000 0 0 

FI/12/07 400 000 400 000 360 000 

FI/12/08 400 000 400 000 360 000 

Teilsumme 2 210 000 1 710 000 1 335 000 

Schweden 

SE/12/01 11 177 397 11 177 397 0 

SE/12/02 55 443 55 443 27 722 

SE/12/03 110 887 110 887 99 798
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(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungspro­

gramms geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

SE/12/04 20 403 20 403 18 363 

Teilsumme 11 364 130 11 364 130 145 883 

Vereinigtes Königreich 

UK/12/01 1 478 365 1 478 365 1 330 528 

UK/12/41 14 215 0 0 

UK/12/42 10 235 10 235 9 211 

UK/12/43 8 506 8 506 4 253 

UK/12/44 284 301 284 301 142 151 

UK/12/46 454 881 454 881 409 393 

UK/12/47 56 860 56 860 28 430 

UK/12/50 9 098 0 0 

UK/12/38 2 019 0 0 

UK/12/39 1 700 0 0 

UK/12/40 796 0 0 

Teilsumme 2 320 976 2 293 148 1 923 966 

Gesamtbetrag 39 627 042 13 948 384 11 842 203
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ANHANG II 

AUTOMATISCHE ORTUNGSGERÄTE 

(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungspro­

gramms geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

Deutschland 

DE/12/03 16 000 0 0 
DE/12/06 4 000 0 0 
DE/12/08 25 000 25 000 22 500 
DE/12/09 493 500 0 0 

Teilsumme 538 500 25 000 22 500 

Griechenland 

EL/12/08 3 250 000 3 250 000 2 925 000 
Teilsumme 3 250 000 3 250 000 2 925 000 

Frankreich 

FR/12/07 1 085 000 1 000 000 900 000 
Teilsumme 1 085 000 1 000 000 900 000 

Italien 

IT/12/06 1 000 000 1 000 000 900 000 
Teilsumme 1 000 000 1 000 000 900 000 

Malta 

MT/12/03 25 000 12 500 11 250 
Teilsumme 25 000 12 500 11 250 

Portugal 

PT/12/07 2 057 000 0 0 
Teilsumme 2 057 000 0 0 

Rumänien 

RO/12/01 75 000 0 0 
RO/12/05 110 000 0 0 

Teilsumme 185 000 0 0 

Slowenien 

SI/12/03 5 000 0 0 
Teilsumme 5 000 0 0 

Finnland 

FI/12/04 15 000 12 500 11 250 
Teilsumme 15 000 12 500 11 250 

Vereinigtes Königreich 

UK/12/02 653 892 575 000 517 500 
UK/12/03 557 230 490 000 441 000 
UK/12/32 45 488 40 000 36 000 
UK/12/33 309 888 272 500 245 250 
UK/12/45 468 528 412 500 371 250 

Teilsumme 2 035 026 1 790 000 1 611 000 

Gesamtbetrag 10 195 526 7 090 000 6 381 000
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ANHANG III 

ELEKTRONISCHE AUFZEICHNUNGS- UND MELDESYSTEME 

(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungsprogramms 

geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

Belgien 

BE/12/01 120 000 120 000 108 000 
Teilsumme 120 000 120 000 108 000 

Dänemark 

DK/12/02 335 900 335 900 302 310 
Teilsumme 335 900 335 900 302 310 

Deutschland 

DE/12/19 81 000 81 000 72 900 
DE/12/20 75 000 75 000 67 500 

Teilsumme 156 000 156 000 140 400 

Frankreich 

FR/12/04 255 100 247 500 222 750 
Teilsumme 255 100 247 500 222 750 

Niederlande 

NL/12/03 700 000 700 000 630 000 
Teilsumme 700 000 700 000 630 000 

Portugal 

PT/12/05 74 500 74 500 67 050 
Teilsumme 74 500 74 500 67 050 

Finnland 

FI/12/02 250 000 250 000 225 000 
Teilsumme 250 000 250 000 225 000 

Schweden 

SE/12/05 55 443 55 443 49 899 
Teilsumme 55 443 55 443 49 899 

Gesamtbetrag 1 946 943 1 939 343 1 745 409
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ANHANG IV 

ELEKTRONISCHE AUFZEICHNUNGS- UND MELDEGERÄTE 

(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungsprogramms 

geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

Griechenland 

EL/12/09 2 700 000 2 700 000 2 430 000 

Teilsumme 2 700 000 2 700 000 2 430 000 

Finnland 

FI/12/09 25 000 15 000 13 500 

Teilsumme 25 000 15 000 13 500 

Gesamtbetrag 2 725 000 2 715 000 2 443 500 

ANHANG V 

PILOTVORHABEN 

(in EUR) 

Mitgliedstaat und Code des 
Vorhabens 

Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungsprogramms 

geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses ausgewählten 

Vorhaben 
Höchstbetrag der EU-Beteiligung 

Belgien 

BE/12/05 60 000 60 000 30 000 

Teilsumme 60 000 60 000 30 000 

Dänemark 

DK/12/16 134 360 0 0 

Teilsumme 134 360 0 0 

Vereinigtes Königreich 

UK/12/49 341 161 341 161 170 581 

Teilsumme 341 161 341 161 170 581 

Gesamtbetrag 535 521 401 161 200 581
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ANHANG VI 

ABGELEHNTE ANTRÄGE FÜR SCHULUNGEN, INITIATIVEN ZUR SENSIBILISIERUNG FÜR DIE GFP- 
VORSCHRIFTEN SOWIE ANSCHAFFUNG UND MODERNISIERUNG VON PATROUILLENFAHRZEUGEN 

(in EUR) 

Art der Ausgabe 
Im Rahmen des nationalen 
Fischereiüberwachungspro­

gramms geplante Ausgaben 

Ausgaben für die im Rahmen 
dieses Beschlusses 

ausgewählten Vorhaben 

Höchstbetrag der 
EU-Beteiligung 

Schulungs- und Austauschprogramme 

Teilsumme 825 931 0 0 

Initiativen zur Sensibilisierung für die 
GFP-Vorschriften 

Teilsumme 849 713 0 0 

Patrouillenfahrzeuge 

Teilsumme 60 528 109 0 0 

Gesamt 62 203 753 0 0

DE L 150/96 Amtsblatt der Europäischen Union 9.6.2012





Abonnementpreise 2012 (ohne MwSt., einschl. Portokosten für Normalversand) 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 1 200 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, Papierausgabe + jährliche DVD 22 EU-Amtssprachen 1 310 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe L, nur Papierausgabe 22 EU-Amtssprachen 840 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihen L + C, monatliche (kumulative) DVD 22 EU-Amtssprachen 100 EUR pro Jahr 

Supplement zum Amtsblatt (Reihe S), öffentliche Aufträge und 
Ausschreibungen, DVD, eine Ausgabe pro Woche 

mehrsprachig: 
23 EU-Amtssprachen 

200 EUR pro Jahr 

Amtsblatt der EU, Reihe C — Auswahlverfahren Sprache(n) gemäß Auswahl- 
verfahren 

50 EUR pro Jahr 

Das Amtsblatt der Europäischen Union erscheint in allen EU-Amtssprachen und kann in 22 Sprachfassungen 
abonniert werden. Es umfasst die Reihen L (Rechtsakte) und C (Mitteilungen und Bekanntmachungen). 
Ein Abonnement gilt jeweils für eine Sprachfassung. 
In Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 920/2005 des Rates (veröffentlicht im Amtsblatt L 156 vom 
18. Juni 2005), die besagt, dass die Organe der Europäischen Union ausnahmsweise und vorübergehend von der 
Verpflichtung entbunden sind, alle Rechtsakte in irischer Sprache abzufassen und zu veröffentlichen, werden die 
Amtsblätter in irischer Sprache getrennt verkauft. 
Das Abonnement des Supplements zum Amtsblatt (Reihe S — Bekanntmachungen der Ausschreibungen öffentli- 
cher Aufträge) umfasst alle Ausgaben in den 23 Amtssprachen auf einer einzigen mehrsprachigen DVD. 
Das Abonnement des Amtsblatts der Europäischen Union berechtigt auf einfache Anfrage hin zum Bezug der 
verschiedenen Anhänge des Amtsblatts. Die Abonnenten werden durch einen im Amtsblatt veröffentlichten 
„Hinweis für den Leser“ über das Erscheinen der Anhänge informiert. 

Verkauf und Abonnements 

Abonnements von Periodika unterschiedlicher Preisgruppen, darunter auch Abonnements des Amtsblatts der 
Europäischen Union, können über die Vertriebsstellen abgeschlossen werden. Die Liste der Vertriebsstellen 
findet sich im Internet unter: 
http://publications.europa.eu/others/agents/index_de.htm 

EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu) bietet einen direkten und kostenlosen Zugang zum EU-Recht. Die 
Website ermöglicht die Abfrage des Amtsblatts der Europäischen Union und enthält darüber hinaus die 

Rubriken Verträge, Gesetzgebung, Rechtsprechung und Vorschläge für Rechtsakte. 

Weitere Informationen über die Europäische Union finden Sie unter: http://europa.eu 
DE
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